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Liebe Leserinnen, liebe Leser,

erwischt! Die Überraschung steht den jungen  
Leuten ins Gesicht geschrieben. Überraschung –  
und auch Abwehr: Sie wollen nicht fotografiert 
werden. Der Schnappschuss, den wir als Titelbild 
unserer Forschung-Frankfurt-Ausgabe zum Thema 
1968 ausgewählt haben, ist am 30. Mai 1968 entstan-
den, nachdem Studierende im Zuge von Protesten das 
Rektorat von Rektor Walter Rüegg besetzt hatten.  
Die Personen auf dem Foto waren von der Anwesen-
heit des Fotografen offensichtlich nicht gerade angetan 
– als habe er sie in einem persönlichen, privaten 
Moment gestört. Zeugen sind da unerwünscht. 

50 Jahre liegt das nun zurück. Der Moment ging 
in die Geschichte ein, als Teil der Studentenrevolte, 
als Teil der Geschichte der Goethe-Universität. Im 
Bild festgehalten, wird er heute im Universitätsarchiv 
aufbewahrt. Der Moment ist zur Zeitgeschichte 
geworden, persönlich und privat ist er immer noch. 
Denn jeder der abgebildeten Menschen wird seine 
eigene Erinnerung haben an den Mai 1968. 

Etliche Rückblicke auf das Jahr 1968 sind in den 
vergangenen Monaten schon erschienen, Veranstal-
tungen zum Thema sind gerade in Frankfurt reich 
gesät. Wir haben das »Jubiläumsjahr« zum Anlass 
genommen, dem Thema ein ganzes Heft zu widmen. 
Dabei wollen wir den Fokus einerseits auf die 
Geschehnisse an der Goethe-Universität richten. 
Wirkten hier doch die Protagonisten der Frankfurter 
Schule, aus der viele der protestierenden Studenten 
ihren theoretischen Background ableiteten. Die 
Goethe-Uni war auch einer der Hauptschauplätze 
des Aufstands, die Auseinandersetzungen waren 
hier zum Teil besonders hart. Bei der Erinnerung 
daran sind Zeugen sehr erwünscht. 

Wir lassen die Zeitzeugen der Studenten-
revolte – ob sie selbst »68er« waren oder nicht –  
zu Wort kommen, mit all ihren, zum Teil auch sehr 
subjektiven Erinnerungen. Wir haben sie als Autoren 
gewonnen, haben sie interviewt oder mit heutigen 
Studierenden ins Gespräch gebracht. So hat diese 
Ausgabe von »Forschung Frankfurt« im Vergleich zu 
sonst einen durchaus speziellen Charakter insofern, 
als Emotionen und Meinungen eine größere Rolle 
spielen. 

Aber natürlich geht es andererseits auch um 
Forschung. Priska Daphi und Jens Zimmermann  
von der Hessischen Stiftung Friedens- und Konflikt-
forschung zum Beispiel haben in ihrem Projekt 
untersucht, welche Rolle die 68er-Bewegung im 
Selbstverständnis heutiger linker Protestbewegun-
gen spielt, und fassen die Ergebnisse in ihrem 
Beitrag zusammen. Die Politologin Sandra Seubert 
geht der Frage nach, ob und welche kritische 
Relevanz der 68er-Slogan »Das Private ist politisch« 
in Zeiten von Facebook & Co noch hat. Und Bernd 
Werse hat Zeitzeugen mit qualitativen Methoden  
zum damaligen Drogenkonsum befragt.

Wir hoffen, die Vielfalt der Themen und der 
Blickwinkel in »Forschung Frankfurt« erlauben einen 
weiteren, frischen Blick auf 1968 und die Gescheh-
nisse davor und danach. Wir wünschen Ihnen eine 
abwechslungs- und erkenntnisreiche Lektüre.

Ihre
Dr. Anke Sauter, Dr. Dirk Frank und Dr. Anne Hardy
Redaktion Forschung Frankfurt

 »
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Wie haben damalige Studierende die 
68er Revolte an der Goethe-Universität 
erlebt? Das wollten wir von Zeitzeugen 
unterschiedlicher Fächer wissen. Wir 
fragten einen Physiker, einen Pharma-
zeuten und zwei Juristen – mit ganz 
unterschiedlichen Ergebnissen.

Frankfurt war politisch gesehen 68 einer 
der spannendsten Orte der Republik. 
Doch die rebellische Rockmusik wurde 
zunehmend institutionalisiert, neue 
musikalische Bewegungen wurden vom 
linken Establishment ausgegrenzt, wie 
der Popjournalist Klaus Walter ausführt.
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Die Frauenbewegung war eine Revolte 
innerhalb der Revolte. Den Kampf um 
Selbstbestimmung, den § 218 und die 
Auswirkungen für die Frauen- und 
Geschlechterforschung beschreibt Ulla 
Wischermann, langjährige Direktorin 
am »Cornelia Goethe Centrum«.

»Es ist schon interessant, dass heute 
eher Linke in der Defensive sind«,  
sagt der frühere Studentenführer und 
heutige Verleger Karl Dietrich »KD« 
Wolff im Gespräch mit zwei heutigen 
Studierenden und den Redakteuren  
von »Forschung Frankfurt«.

Das Private ist politisch, wurde 68 
skandiert. Inwieweit aber im Zeitalter 
von Facebook & Co eine neue kritische 
Theorie des Privaten die heutigen Rollen- 
anforderungen in den Blick nehmen 
kann, fragt die Politikwissenschaftlerin 
Sandra Seubert in ihrem Beitrag.

VOM WEIBERRAT ZUR 
FRAUENPROFESSUR
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Als Studenten Goethe  
mit Marx vertrieben
Was 1968 an der Universität Frankfurt geschah

von Rudolf Walther

Die Protestbewegung von 1968 mag in ihren 
vielfältigen Aspekten unübersichtlich sein, 
eines ist gewiss: Eine lokale oder gar pro-

vinzielle Veranstaltung war sie nicht, sondern 
eine, die gleichzeitig fast die ganze Welt erfasste, 
einschließlich hermetisch abgedichteter Regio-
nen wie den Ostblock oder China. Dies muss 
vorab festgestellt werden, auch wenn sich dieser 
Beitrag auf Ereignisse und Prozesse in Frankfurt 
konzentriert. 

Lässt man sich darauf ein, Globales aus der 
Perspektive des Lokalen zu betrachten, ergibt 
sich, dass die Studentenbewegung in Frankfurt 
ganz wesentlich eine Auseinandersetzung mit 
Vertretern der Kritischen Theorie war. Diese 
Theorie zählen viele Autoren völlig zu Recht  
zu den intellektuellen und politischen Quellen 
der Bewegung weit über Frankfurt hinaus. Aber 

Vor 50 Jahren probte die Studenten-
bewegung den Umsturz. Der Vietnamkrieg 
und die Forderung nach Emanzipation 
brachten weltweit junge Menschen auf  
die Straße, Bildungsmisere und Notstands-
gesetze waren spezifisch deutsche 
Protestthemen. Für Frankfurt charakteris-
tisch war die Auseinandersetzung mit der 
Frankfurter Schule und ihren Vertretern.

1 Am 30. Mai 1968 wurde   
die Goethe-Uni kurzerhand  
in »Karl-Marx-Universität« 
umbenannt, das Bild des 
bärtigen Gesellschafts-
theoretikers prangte auch 
über dem Eingang zum 
Rektorat im Jügelhaus.



1968 Jugend Aufstand 

nirgends wird dies deutlicher als bei den Kon-
flikten an der Goethe-Universität.

Die ersten Demonstrationen von Frankfurter 
Studenten am 22. Mai 1966 und am 11. Februar 
1967 galten dem Protest gegen den Vietnam-
krieg. Die beiden Veranstaltungen gingen dem 
großen internationalen Vietnam-Kongress vom 

17. und 18. Februar 1968 in Berlin 
voraus, bei dem Delegationen aus 
14 Staaten vertreten waren. Vom 
19. Juni 1967 an organisierte der 
AStA (Allgemeiner Studierenden-
ausschuss) der Universität eine Pro-
testwoche gegen die geplanten Not-
standsgesetze. Bereits im Oktober 
des Vorjahres hatte die IG Metall in 
Zusammenarbeit mit dem »Sozialis-
tischen Deutschen Studentenbund« 
(SDS) den Kongress zum »Notstand 
der Demokratie« organisiert. Der 
SDS war ursprünglich die Studenten-
organisation der SPD. Seit den 
1950er Jahren gab es zwischen SDS 
und Partei wegen der Ostkontakte 
der Nachwuchsorganisation politische 
Spannungen und Konflikte. 1961, 

einige Wochen nach dem Mauerbau, fasste die 
Parteiführung einen Unvereinbarkeitsbeschluss 
und schloss die SDS-Mitglieder aus der Partei 
aus. Die Parteitreuen gründeten den »Sozia  lis-
tischen Hochschulbund« (SHB), der SDS wurde 
zum Sammel becken der undogmatischen »Neuen 
Linken« und der »Außerparlamentarischen 
Opposition« (APO). Demonstrationen gab es seit 
Ende der 1950er und Anfang der 1960er Jahre 
gegen das atomare Wettrüsten und gegen die 
Wiederbewaffnung der Bundesrepublik sowie 
gegen den Bildungsnotstand im »Wirtschafts-
wunderland«.

Beginn der Protestbewegung:  
der Tod Benno Ohnesorgs
Die Revolte im engeren Sinne begann jedoch 
nach den tödlichen Schüssen des Berliner 
 Polizisten Karl-Heinz Kurras auf Benno 
Ohnesorg am 2. Juni 1967. Das Datum markiert 
nicht den Anfang der Studentenbewegung, aber 
sicher ein Schlüsselereignis. Am 5. Juni 1967 – 
dem Tag von Ohnesorgs Beerdigung – demons-
trierten in Frankfurt rund 3 000 Studenten. 
Rektor Walter Rüegg hatte angeordnet, die uni-
versitären Veranstaltungen an diesem Tag ruhen 

Der Protest  
in Daten 

Mai 1966 
»Vietnam – Analyse eines
Exempels«. Kongress in 
Frankfurt mit Herbert 
Marcuse und Rudi Dutschke

Oktober 1966
Kongress »Notstand in der
Demokratie« von IG Metall  
und SDS in Frankfurt

Februar 1967
Opernplatz Frankfurt:  
Vietnam-Demonstration mit 
hartem Polizeieinsatz

2.6.1967
Benno Ohnesorg wird in  
Berlin von einem Polizisten 
erschossen
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2 Adorno (v. l.),  
Krahl, KD Wolff und  

Habermas (stehend) auf  
der Buchmesse 1968.

3 Aus Protest gegen die 
Notstandsgesetze haben 

Studenten am 24. Mai 1968  
die Uni blockiert. Rektor Prof. 

Walter Rüegg verlässt das 
Gebäude über den durch  

ein Sit-in blockierten Haupt- 
eingang, der laut Transparent 

für »NS-Befürworter und 
Fachidioten« freigehalten wird. 



1968 Jugend Aufstand 

4 Fest in der Hand der 
Studenten war das Rektorat 
vom 27. Mai 1968 an,  
dem Tag der großen 
Demonstrationen gegen  
die Notstandsgesetze.  

zu lassen zum Gedenken an den getöteten 
Kommilitonen.

Die Auseinandersetzung der Studenten mit 
der »Frankfurter Schule« stand in Frankfurt 
von Anfang an im Zentrum der Bewegung, die 
sich – wie ihre Lehrer Adorno, Horkheimer, 
Habermas – als gesellschaftskritisch und eman-
zipatorisch verstand. Nach der Beerdigung von 
Benno Ohnesorg in Hannover tagte hier am 
9. Juni 1967 der Kongress »Student und Demo-
kratie« des SDS. Jürgen Habermas intervenierte 
gegen Dutschkes ebenso langwierigen wie diffu-
sen Redebeitrag zum Begriff »Gewalt«. »Herr 
Dutschke hat (…) nur vorgeschlagen, dass ein 
Sitzstreik stattfinden soll, das ist eine Demonst-
ration mit gewaltlosen Mitteln. Ich frage mich, 
warum nennt er das nicht so, warum braucht er 
eine dreiviertel Stunde, um eine voluntaris tische 
Ideologie zu entwickeln?«. Diese bezeichnete 
Habermas als »linken Faschismus«, Dutschke 
sprach von »organisierter Gegen gewalt unserer-
seits«.

Habermas kritisiert Marcuse
Habermas bestand als einziger Frankfurter Pro-
fessor im Juni 1967 öffentlich darauf, dass die 
Umstände der Erschießung Benno Ohnesorgs 
unabhängig ermittelt werden: »Die Bürger der 
Bundesrepublik haben (…) Anspruch darauf, 
durch beschleunigte und minutiöse Unter-
suchungen darüber Gewissheit zu erlangen, ob 
ihre Polizei Terror übt – oder ob dieser Verdacht 
zu Unrecht besteht. Wenn die Interpretation der 
Berliner Kriminalpolizei, die in dieser Sache 
Partei ist, ohne für die breite Öffentlichkeit 
überzeugende Kontrolle hingenommen würde, 
bestünde die Gefahr einer stillschweigenden 
Umwandlung unseres demokratischen Rechts-
staates in einen Polizeistaat.«

Habermas stellte später mehrmals klar, dass 
er die Studentenbewegung nicht pauschal in die 
Nähe eines links motivierten Faschismus rücken 
wollte, blieb aber bei seiner Kritik am leerlau-
fenden Aktionismus, der sich oft auf Herbert 
Marcuse (1898–1979) – den »Philosophen der 
Jugendrevolte« (Habermas) – berief, vor allem 
auf dessen Satz im Essay über »Repressive Tole-
ranz«: »Wenn sie [unterdrückte Minderheiten, 
der Autor] Gewalt anwenden, beginnen sie keine 
neue Kette von Gewalttaten, sondern zerbrechen 
die etablierte. Da man sie schlagen wird, kennen 

sie das Risiko, und wenn sie gewillt sind, es auf 
sich zu nehmen, hat kein Dritter, und am aller-
wenigstens der Erzieher und Intellektuelle, das 
Recht, ihnen Enthaltung zu predigen.« An den 
normativen Grundlagen dieses Satzes – recht-
lichen wie politischen – ist sozusagen alles 
unklar und Habermas replizierte deshalb aus der 
Ferne: »Ich würde wünschen, dass Marcuse die-
sen Satz noch einmal erläuterte.«

Go-in, Sit-in,Teach-in
Aus Berlin importierten die Frankfurter Studen-
ten neue Demonstrationsformen, wie sie die ame-
rikanische Bürgerrechtsbewegung praktizierte. 
Der Berliner Doktorand Theodor Ebert unter-
suchte in seiner Dissertation von 1965 den 
gewaltfreien Widerstand des »Congress of Racial 
Equality« (CRE), eines Vorläufers der Bürger-
rechts- und Free-Speech-Bewegung. Die vom 
CRE angewandte Strategie, Wirte zur Bedie-
nung Schwarzer zu zwingen, beschrieb Ebert – 
das Wort »Sit-in« übersetzend – als »Sitz- 
Hinein-Methode«. Das Berliner SDS-Mitglied 
Michael Vester beschäftigte sich nach einem 
USA-Aufenthalt mit der »Wiederbelebung der 
Kategorie Aktion« durch die Bürgerrechtsbewe-
gung. Zwei Jahre später berichtete er in einer 
SDS-Publikation über die »Strategie der direk-
ten Aktion«. Die Methode der Aufklärung der 
Bevölkerung und der Selbstaufklärung der Pro-
testierenden durch Aktionen hieß in den USA 

5.6.1967
Kundgebung anlässlich des 
Todes von Benno Ohnesorg 
in Frankfurt. Offener Brief 
von Jürgen Habermas

8.6.1967
Frankfurter AStA mobilisiert
5 000 Studenten für einen
Schweigemarsch

19.6.1967
Frankfurter AStA organisiert
»Notstandswoche«

16.11.1967
SDS-Mitglieder sprengen 
die Vorlesung von Carlo 
Schmid im Hörsaal VI

23.11.1967
Der Frankfurter Rektor  
Prof. Walter Rüegg stellt 
Strafantrag gegen 
SDS-Aktivisten
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»Teach-in« und ging nun – zuerst in Berlin, 
dann auch in Frankfurt – in den studentischen 
Slang und in die Demonstrationspraxis ein. Das 
erste Sit-in im Namen der Demokratisierung der 
Universität fand am 22. Juni 1966 in Berlin 
statt. Im Wintersemester 1967/1968 kam es 
auch in Frankfurt zu mehreren Sit-ins und 
Teach-ins, also Aktionen zu Erzwingung von 
Diskussion über den Studienbetrieb, die 
Studien inhalte und die Demokratisierung der 
universitären Strukturen und Gremien.

Die Vorlesung des Politikwissenschaftlers 
und SPD-Politikers Carlo Schmid war am 
16. November 1967 das Ziel des ersten Frank-
furter Go-ins im Hörsaal VI in Bockenheim. Die 
Studenten wollten Schmid nicht länger zuhören 
bei seinen Ausführungen über Außenpolitik, 
sondern mit ihm darüber diskutieren, was im 
Zeichen der Großen Koalition kurz vor der Ent-
scheidung stand und viele beunruhigte: die Not-
standsgesetze. Schmid nahm die Herausforde-
rung gelassen – »Ich lasse mich zu Diskussionen 
nicht nötigen« – und brach die Vorlesung ab. 
Ein erheblicher Teil der Studenten war mit der 
Aktion von SDS-Mitgliedern nicht einverstan-
den, und der AStA distanzierte sich von dieser 
Aktion. Rektor Prof. Walter Rüegg suspendierte 
die SDS-Mitglieder unter den Studentenvertre-
tern im Studentenparlament und heizte den 
Konflikt an mit der Erklärung, es handle sich bei 
den neuen Protestformen um die »Einübung 
faschistischer Terrormethoden« und »Hausfrie-
densbruch«. Wider Willen provozierte der Rektor 
damit einen »Flugblattkrieg«. Dem begegneten 
Rektorat und Senat mit einer Informations-
offensive und riefen den »UNI-Report« ins 
Leben, um Angriffe im »Flugblattkrieg« kom-
munikativ kontern zu können.  Rektor Rüegg 
bedauerte sein Wort von »faschistischen Terror-
methoden«, nachdem er von  seinem Stab über 
die Herkunft der Demonstra tionspraxis unter-
richtet worden war. Die Professorenschaft war 
sich alles andere als einig. Neben Hardlinern gab 
es liberale, konservative und linke Professoren 
wie Habermas, der seinen konservativen Kolle-
gen schlicht als »aktiver Parteigänger der Stu-
denten« (Notker Hammerstein) galt.

Die Fronten verhärten sich
Einen Versuch, am 5. Februar 1967 das ameri-
kanische Generalkonsulat, das damals noch in 

6.12.1967
Der AStA distanziert sich 
von der »Sprengung« der 
Vorlesung Carlo Schmids 

ab Januar 1968
Diskussionen über 
Drittelparität

30.1.1968
»Tet-Offensive« in Vietnam,
Anti-Springer-Kampagne  
in Berlin 

5.2.1968
»Vietnam-Teach-in« des 
SDS u.a. mit Rudi Dutschke 
in Frankfurt

18.2.1968 
Vietnam-Kongress in
Berlin u. a. mit Hans-Jürgen
Krahl, Daniel Cohn-Bendit
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DIE PROTAGONISTEN IN FRANKFURT

Frank Wolff (geb. 1945), SDS-Mitglied, 
1967/1968 Bundesvorsitzender. 
Studierte zunächst Musik, ab 1966 
Soziologie bei Adorno. 1969 nahm  
er das Musikstudium wieder auf und 
gründete 1981 das Frankfurter Kur - 
orchester (zusammen mit Anne Bärenz 
und Carl Hegemann), das bis 1995 
existierte.

Hans-Jürgen Krahl (1943 –1970), 
SDS-Mitglied, brillanter Doktorand 
T.W. Adornos und wortgewandter 
 Aktivist der Protestbewegung 
(»Robes pierre von Bockenheim«). 
31.1.1969 eine Woche Haft wegen 
Hausfriedensbruch, angezeigt von 
Adorno, dem er im Prozess Paroli bot. 
Krahl starb am 13.2.1970 bei einem 
Autounfall. »Er war der Klügste von 
uns allen.« (Rudi Dutschke) »Und es ist 
nicht zufällig, dass der Wahlkampf zum 
Beispiel auf das Niveau einer Wasch- 
mittelreklame herabgekommen ist.« 
(Hans-Jürgen Krahl)

Karl Dietrich »KD« Wolff (geb. 1943), 
Bruder von Frank Wolff. SDS-Mitglied, 
1967/1968 Bundesvorsitzender. 
Studierte Jura und gründete 1969 den 
März Verlag und 1970 den Verlag  
Roter Stern, der seit 1979 als Verlag 
Stroemfeld/Roter Stern existiert. 
»Glauben Sie nicht, Herr Professor 
Adorno, dass es tatsächlich Bedeu-
tung hätte, wenn (…) jemand wie Sie 
(beim) Sternmarsch auf Bonn mit uns 
zusammen, sagen wir, die Bannmeile 
durchbrochen hätte?« 

Daniel Cohn-Bendit (geb. 1945),  
Mai 1969 Sprecher der Studenten in 
Paris. Ausweisung nach Frankfurt als 
deutscher Staatsbürger. Engagierte sich 
im »Revolutionären Kampf« (Frankfurter 
»Spontis«) und bei den »Grünen«. Erster 
Dezernent des »Amts für multikultu-
relle Angelege nheiten« in Frankfurt. 
Mitglied im EU-Parlament (1994 – 2014). 
»Neulich sagte mir Herr Cohn-Bendit, 
ich hätte nur dann ein Recht, die Polizei 
zu holen, wenn man mich mit Stangen 
zusammenschlagen wollte; ich 
antwortete, dann sei es wohl zu spät.« 
(Adorno an Herbert Marcuse)



Uni-Nähe an der Siesmayerstraße residierte, 
auf »friedlichem Weg« (Hans Jürgen Krahl  
vom SDS) zu blockieren, vereitelten mehrere 
Hundertschaften Polizisten und 24 Polizisten  
zu Pferd. Nicht zuletzt durch diese »fast gewalt-
same Aktion« (FAZ) verhärtete sich die Situa-
tion spürbar. 

Die Ambivalenz und Vieldeutigkeit in der 
Terminologie des SDS wurde deutlich mit der 
Übernahme des Begriffs »Stadtguerilla« in den 
Reden Dutschkes und Krahls auf der Delegier-
tenkonferenz des SDS im September 1967. Beide 
sprachen von der »Urbanisierung ruraler Gue-
rilla-Tätigkeit«, von »revolutionären Bewusst-
seinstruppen«, also realitätsfern-voluntaristischen 
Konstrukten. Die vage Schwärmerei über »Stadt-
guerilla« fand in den Strukturen der Berliner 
Subkultur (»Tupamaros Westberlin«, »Bewegung 
2. Juni«) mehr Resonanz als in Frankfurt.

Vom Januar 1968 an bestimmten drei The-
men die politischen Debatten und Aktionen: der 
Krieg in Vietnam, die Hochschulreform (Drittel-

parität) und die Notstandsgesetze. In Frankfurt 
verübte eine durch Zufall zustande gekommene 
Gruppe – Gudrun Ensslin, Andreas Baader, 
 Thorwald Proll von der West-Berliner APO  
und Horst Söhnlein vom »Action-Theater« Mün-
chen – am 3. April 1968 zwei Brandanschläge auf 
Kaufhäuser. Der Sachschaden betrug 1,2 Millio-
nen DM. Die Täter verhielten sich so dilettan-
tisch, dass sie am folgenden Tag ver haftet wur-
den. Sie erhielten mit dem Urteil vom 31. Oktober 
1968 drakonische Strafen von drei Jahren Haft 
und flohen ins Ausland, nachdem die Berufung 
abgelehnt worden war. Der SDS bezeichnete die 
Brandstiftung als »unbegründbare Terroraktion«, 
Ulrike Meinhof hielt diese für »eher systemerhal-
tend, konterrevolutionär«. Später konzedierte 
ein Richter am Landgericht Frankfurt den vier 
Tätern »gewisse ideelle Motive«. 

Blockade der Societäts-Druckerei
Einen Radikalisierungsschub der Protestbewe-
gung, wie er sich in Berlin nach dem Attentat 

19.2.1968
Vietnam-Demonstration in 
Frankfurt. Polizei verhindert 
Sturm auf Polizeipräsidium

16.3.1968
Massaker von My Lai (wird 
erst im November bekannt)

2.4.1968
Brandstiftung in zwei 
Frankfurter Kaufhäusern; 
Urteil gegen die vier 
Brandstifter am 31.10.68: 
drei Jahre Gefängnis

11.4.1968
Attentat auf Rudi Dutschke 
in Berlin

10.5.1968
Nacht der Barrikaden  
in Paris. 460 Festnahmen,  
250 verletzte Polizisten
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5 Rund 12 000 Menschen  
zogen beim Ostermarsch im 
April 1968 auf den Römerberg 
und sangen die Hymne der 
amerikanischen Bürgerrechts-
bewegung »We shall over-
come«. Andreas Buro von  
der hessischen Kampagne für 
Demokratie und Abrüstung 
warnte vor gewalttätigen 
Aktionen nach dem Attentat  
auf Rudi Dutschke: »Es soll kein 
Wasser auf die Mühlen der 
Notstandsgesetze gegossen 
werden.«
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6 Protestdemonstration  
von Schülern, Studenten  

und Gewerkschaftern in der 
Innenstadt von Frankfurt  

am Main gegen die geplanten 
Notstandsgesetze  

der Bundesregierung.

auf Rudi Dutschke am 11. April 1968 in  
den Blockaden gegen das Springer-Hochhaus 
abzeichnete, gab es in Frankfurt zwar nicht. 
Aber der Versuch, die Societäts-Druckerei zu 
blockieren und damit die Auslieferung der 
BILD-Zeitung zu verhindern, führte am Karfrei-
tag (12. April) zu schweren Auseinandersetzun-
gen, bei denen sieben Polizisten und 25 Demons-
tranten verletzt wurden. Für den Ostermontag 
(15. April) hatte die Ostermarschbewegung 
12 000 Demonstranten auf dem Römerberg 
mobilisiert, wo Andreas Buro (1928 – 2016), 
einer der Sprecher, vor »gewaltsamen Aktionen« 
der Demonstranten und Wolfgang Abendroth 
vor der Springer-Presse als einer »gefähr lichen 
Waffe gegen das Volk« warnten. 

Gegen deren Willen und Rat bestanden 
Frank und Karl Dietrich – »KD« – Wolff vom 

SDS auf einer weiteren Blockade der Societäts-
Druckerei, bei der es zu den schwersten Zusam-
menstößen zwischen Polizei und Demonstran-
ten kam. Die Polizeiführung kündigte an, »den 
Einsatz Berittener zukünftig« zu begrenzen und 
einen Diplom-Psychologen einzustellen, um 
Polizisten auf Demonstrationseinsätze mental 
vorzubereiten, weil es unbestreitbar vonseiten der 
Polizei zu Überreaktionen gekommen war.

Streik gegen Notstandsgesetze
Mitte Mai 1968 fand die zweite Lesung der 
 Notstandsgesetze statt, womit – parallel zu den 
Protesten und dem Generalstreik in Paris – die 
heiße Phase der Studentenbewegung auch in 
Frankfurt begann. Für den 15./16. Mai rief der 
SDS alle deutschen Universitäten zum Streik 
auf. In Frankfurt blockierten Studenten den 

13.5.1968
1 Million Demonstranten  
auf der Champs-Élysées, 
Streiks, Fabrikbesetzungen

14.5.1968
Besetzung des Haupt   ge-
bäudes der Universität in 
Frankfurt. Zusammenstöße 
zwischen links- und 
rechtsgerichteten Studenten

15.5.1968
Streik an der Universität  
in Frankfurt; 1000 Arbeiter in  
30 Frankfurter Betrieben 
legen die Arbeit nieder

22.5.1968
Sitzblockaden vor der 
Goethe-Universität

24.5.1968
Wiederaufnahme des 
Streiks. Senat beschließt 
Absage aller Vorlesungen 
für die Zeit vom 27.5. bis 1.6.
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Zugang zur Universität mit Sitzstreiks. Am 
16. Mai wurde der Streik abgebrochen und auf 
den 19. Mai vertagt, den Beginn der dritten 
Lesung der Gesetzesnovelle. Vom 24. Mai an 
sollte der gesamte Unibetrieb lahmgelegt werden, 
worauf die Universitätsleitung alle Lehrveran-
staltungen vom 27. Mai bis 1. Juni absagen ließ. 
Am 27. Mai demonstrierten auf dem Frankfurter 
Römerberg 15 000 Studenten und Arbeiter im 
Rahmen der vom DGB Hessen organisierten 
Kundgebung gegen die Notstandsgesetze. Am 
gleichen Tag wurde das Rektorat besetzt. Am 
30. Mai benannten die Studenten die Univer-
sität in »Karl-Marx-Universität« um und orga-
nisierten in 23 Seminaren und Podiumsdiskus-
sionen einen eigenen Lehrbetrieb. Hans-Jürgen 
Krahl wandte sich gegen den Umbau »der Uni-
versität zu einer Ausbildungskaserne für Fach-
idioten«. Am 31. Mai wurden die Büroräume 
des SDS von der Polizei durchsucht, am 5. Juni 
die Universität geräumt. Damit endete der 
»heiße Sommer« in Frankfurt, an dem über-
wiegend Studierende sozial- und geisteswissen-
schaftlicher Fächer, darunter viele Lehramts-
studenten, beteiligt waren.

Eine Frankfurter Skurrilität waren die Auf-
tritte des Clowns Hans Imhoff, der sich als 
 Aktionskünstler verstand und sich darauf spezi-
alisierte, Veranstaltungen im Kulturbetrieb und 
an der Universität durch Störungen zu verspot-
ten. In den Feuilletons werden Imhoffs Aktionen 
bis heute maßlos überschätzt und zu »Szenen 
eines höheren Lustspiels« (Lorenz Jäger, FAZ 
vom 30. Mai 1998) hochgeschrieben. Habermas 
beschied die wurstige Zumutung eines Jour-
nalisten, seine Begegnung mit Imhoff vom 
14. November 1968 zu beschreiben, dem nur 
einfiel, Habermas’ Sprechbehinderung nachzu-
äffen, bündig mit dem Satz: »In jenen Tagen, als 
die Eier und Knallkörper im Hörsaal herum-
flogen, habe ich mich nur ein einziges Mal ver-
letzt gefühlt: als Herr Imhoff unter die Gürtel-
linie schlug.«

Adorno holt die Polizei zu Hilfe
Das Wintersemester 1968 /1969 stand im Zeichen 
des Protests gegen die Professoren der Frankfur-
ter Schule und gegen die von technokratischen 
Hochschulpolitikern geplante Studienzeitver-
kürzung für Lehramtsstudierende. Anfang Dez-
ember 1968 riefen diese zusammen mit Soziolo-
giestudenten zum »aktiven Streik« auf, d. h. 
zum Boykott der offiziellen Lehrveranstaltun-
gen und zur Selbstorganisation des Studiums. 
Friedeburg, Adorno und Habermas »begrüßten 
und unterstützten« die studentische Forderung 
nach selbstverantwortlicher Organisation des 
Studiums, lehnten aber die hybride Forderung 

27.5.1968
Rektoratsbesetzung in 
Frankfurt; anderntags 
Räumung durch die Polizei

30.5.1968
Bundestag verabschiedet 
Notstandsgesetze mit 
384:100 Stimmen

5.6.1968
Polizei verlässt die mit 
Stacheldraht gesicherte 
Universität

16.9.1968
Go-in mit Tortenschlacht im 
Café Laumer im Frankfurter 
Westend, weil Langhaarigen 
und Bärtigen der Zutritt 
verwehrt wird

3.12.1968
Heftige Proteste und 
»aktiver Streik« gegen die 
Verkürzung des Lehramts-
studiums
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7 Nach der polizeilichen 
Räumung des Instituts für 
Sozialforschung musste sich 
Hans-Jürgen Krahl wegen 
Hausfriedensbruchs vor 
Gericht verantworten. Adorno 
trat als Zeuge auf, zur von 
Krahl erhofften Grundsatz-
debatte zwischen Professor 
und Doktorand kam es nicht.

8 Aus dem durch Streikende 
blockierten Gelände der 
Societäts-Druckerei wird  
eine Notausgabe der 
»Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung« (FAZ) mit dem 
Hubschrauber ausgeflogen.
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nach »Zerschlagung des herkömmlichen Wis-
senschaftsbetriebs« (Reimut Reiche) als Angriff 
auf »die Basis der Aufklärung« (Habermas) 
ebenso entschieden ab. Sie wurden in den 
Augen radikalisierter Ideologen über Nacht zu 
»Bütteln des autoritären Staates« gestempelt, 
als sie nach der Besetzung des soziologischen 
Seminars und des Instituts für Sozialforschung 
ihr Hausrecht polizeilich durchsetzen ließen.

Der Bewegungsstrom der antiautoritären 
Revolte von 1967 bis 1969 scheiterte in Frank-
furt wie weltweit mit seinen ausgreifenden For-
derungen nach Emanzipation und Gesellschafts-
veränderung. In Deutschland versickerte dieser 
Strom nach der Selbstauflösung des SDS am 
21. März 1970 in Frankfurt in zahlreiche auto-
nom agierende Bewegungen von beträchtlicher 
emanzipatorischer Nah- und Fernwirkung (Kin-
derläden, Frauenbewegung, Anti-Atom- und 
Umweltbewegung, Dritte-Welt-Organisationen, 

Ausbruch in proletarische Fabrikarbeit, Wohn-
gemeinschaften und einiges mehr), während 
parteimäßig politisierte Reste der Bewegung für 
kurze Zeit im leninistisch-maoistischen Politkar-
neval von K-Gruppen versumpften, die sich als 
»Parteien« aufspielten und bald verschwanden. 
Mehr moralisch als politisch radikalisierte Teile 
der Bewegung verliefen sich in die Sackgasse des 
terroristischen Aktionismus von »Roten Zellen«, 
»Bewegung 2. Juni« und »Roter Armee Frak-
tion« (RAF), wo sie auf eine gut gerüstete, uner-
bittliche Staatsgewalt trafen, die freilich nicht 
verhindern konnte, dass die von ihrer Hybris 
verblendeten, selbst ernannten Kämpfer noch 
jahrelang mordend durchs Land zogen.

»68« erhitzt bis heute die Gemüter
Mit der Protestbewegung haben diese Extremis-
ten nur marginale Berührungspunkte. Trotz-
dem überleben Polemiken über »68«, in denen 
die globale Dimension des Protests von damals 
ebenso ausgeblendet wird wie Differenzen und 
Nuancen der Bewegungen in verschiedenen 
kulturellen, politischen und sozialen Kontexten 
und Milieus. Der Nationalkonservative Berthold 
Kohler, einer der Herausgeber der »Frankfurter 
Allgemeinen Zeitung« (FAZ), sprach am 6. April 
2016 vom »Entnationalisierungsprogramm« der 
Studentenbewegung als einer »Erblast«, und der 
Radikalnationale Jörg Meuthen von der AfD 
jüngst vom »moralisch verrotteten links-rot-
grün-versifften 68er-Deutschland«, von dem man 
»weg« wolle. »Weg« wollte auch Peter Boenisch – 
nämlich von solchen national imprägnierten 
Ressentiments. Er war 1967 /1968 noch einer 
der schärfsten Gegner der Protestierenden, drei-
ßig Jahre später stellte er fest: »Bei manchen 
Zeilen [seiner damaligen Kommentare, der Autor] 
würde mir heute übel werden, wenn ich sie 
lesen müsste – aber die sind nur aus der Zeit 
heraus zu verstehen« (»Süddeutsche Zeitung« 
vom 19./20. Juli 1997). 

6.12.1968
Soziologiestudenten 
verabschieden eine neue 
Studienordnung und rufen 
»aktiven Streik« aus

11.12.1968
Habermas, Adorno und 
Friedeburg »begrüßen und 
unterstützen« die Initiative  
der Studenten zur 
Selbstorganisation

18.12.1968
Polizei »räumt« das (bereits 
leere) soziologische 
Seminar, das die Studenten 
in der Nacht auf den 
9. Dezember besetzt hatten

6.1.1969
Rektor Rüegg schwört  
die Professoren auf harte 
Reaktionen gegen Störer 
ein; die Jura-Professoren  
Denninger, Wiethölter, 
Diestelkamp, Simon distan- 
zieren sich vom Rektor und 
von militanten Aktionen

31.1.1969
Studenten verlassen das 
Institut für Sozialforschung. 
Anklage gegen Hans-
Jürgen Krahl wegen 
Hausfriedensbruch. Krahl 
kommt für eine Woche  
in Haft12    1.2018  |  Forschung Frankfurt

 
Der Autor

Rudolf Walther, Jahrgang 1944, studierte 1968 
in Basel (Schweiz), wo es damals eher ruhig 
zuging. Mehr als die Protestbewegungen in 
Paris, Frankfurt oder Berlin beeindruckte ihn 
die militärische Niederschlagung des »Sozialis-
mus mit menschlichem Antlitz« in Prag. 
Autoritäre, staatssozialistische Politik war  
für ihn nie eine Option. Von 1977 bis 1994 war 
Walther, der in Basel und Frankfurt Geschichte 
und Philosophie studiert hat, Redakteur und 
Mitautor des Lexikons »Geschichtliche Grund - 
begriffe« in Heidelberg. Seit 1994 arbeitet er  
als freier Autor und wohnt in Bad Soden am 
Taunus. 

rudolf.walther@t-online.de
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neuscan
Brieke

DER ERFINDER  
DES »UNI­REPORT«

Ende 1967 ist er noch Pressereferent beim 
AStA der Goethe­Universität, da ereilt ihn 
zum Jahreswechsel der Ruf des Uni­Rek­

tors Walter Rüegg: Klaus Viedebantt, Student 
der Volkskunde, übernimmt im Januar 1968 den 
Posten des »Pressereferenten der Akademi­
schen Presse­ und Informationsstelle der Uni­
versität«. Seine wichtigste Aufgabe: die erste 
Ausgabe der neuen Unizeitung »uni­report« 
auf den Weg zu bringen. Ein ereignisreiches 
Jahr wartet auf den 25­jährigen, der schon 
zu Schulzeiten seine journalistische  
Ader entdeckt hat. Viedebantt sieht sich  
68 nicht als Revoluzzer, sicherlich aber 
als wohlwollenden Chronisten der 
Ereignisse. Er habe einen guten Draht 
zu Rektor Rüegg gehabt, betont  
er 50 Jahre später, beim Besuch  
der heutigen Pressestelle: »Damit 
ich ihn selbst in vertraulichen 
Gesprächen mit seiner Schwei­
zer Sekretärin verstehen konnte, 
eignete ich mir sogar einige 
Worte Schwyzerdütsch an«, 
lacht der promovierte Volks­
kundler, der nach seiner Zeit 
an der Uni unter anderem 
das Reiseressort bei der ZEIT 
leitete und für die FAZ­Gruppe 
die publizistischen Aktivitäten in 
den neuen Bundesländern koordi­
nierte. Für die Hochschulen sei der 
Aufbruch »ein Segen« gewesen, 
auch wenn die 68er »das fehlende 
 Wissen wohl ab und zu auch mit 
Überzeugung wettmachen wollten.« 
Insgesamt zieht er ein positives Fazit: 
»Als Generation sind wir im Haben!« 

(vgl. auch den Beitrag über  
den damaligen AstA-Vorsitzenden  
Hans-Jürgen Birkholz, s. 35ff.)

Klaus Viedebantt bei der Lektüre des neuen UniReport.



Die Erinnerung an das Jahr 1968 kann nur eine Form annehmen:  
die der Collage. Ein halbes Jahrhundert nach jenen Ereignissen 
könnte das beispielsweise so aussehen: Manches, was  
inzwischen in Publikationen und Dokumentationen vorliegt,  
mit Selbsterlebtem verbinden, um auf diese Weise einen Eindruck  
von der Vielschichtigkeit und dem gelegentlich surrealistisch 
wirkenden Zusammen- und Gegeneinanderspiel von »Frankfurter 
Schule« und Studentenbewegung zu vermitteln. 

» Max: so weit haben  

     wir’s gebracht«
  1968 in Frankfurt und das Verhältnis von studentischer  

Protestbewegung und kritischen Theoretikern

Von Rolf Wiggershaus
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Ein versunkener Kontinent taucht auf –  
in Bruchstücken und Raubdrucken
Mit wenigen handschriftlichen Zeilen versehen 
schickte Theodor W. Adorno Anfang Dezember 
1968 ein Flugblatt der Basisgruppe Soziologie an 
den seit längerem emeritierten und in der Schweiz 
lebenden Max Horkheimer, um ihn über den 
Stand der Dinge in Frankfurt zu informieren. 
»Max: so weit haben wir’s gebracht. Ob wir was 
tun sollen, müssen wir beraten.« Das war mit 
melancholischem Witz formuliert und zeugte 
von bemerkenswerter Sympathie und viel Ver-
ständnis, bedenkt man, welchen Ton das Flug-
blatt anschlug, das zu einer Vollversammlung 
der Soziologen im großen Hörsaal VI aufrief.

 An einigen Universitäten, hieß es darin, 
könnten die Studenten längst die Forschungs- 
und Lehrinhalte, die Finanzplanung etc. mit-
kontrollieren. »Doch die kritischen Theoretiker 
der Frankfurter Schule hocken auf der Freiheit 
von Forschung und Lehre wie auf ihrem Privat-
eigentum, sie schließen die Lernenden aus der 
Freiheit von Forschung und Lehre aus.« Das 
Flugblatt schloss mit der Versicherung: »Wir 
haben keine Lust, die linken Idioten des autori-
tären Staates zu spielen, die kritisch in der The-
orie sind, angepaßt in der Praxis. Wir nehmen 
den Ausspruch Horkheimers ernst: ›Die revolu-
tionäre Karriere führt nicht über Bankette und 
Ehrentitel, über interessante Forschungen und 
Professorengehälter, sondern über Elend, Schande, 
Undankbarkeit, Zuchthaus ins Ungewisse, das 
nur ein fast übermenschlicher Glaube erhellt. 
Von bloß begabten Leuten wird sie daher selten 
eingeschlagen.‹ (Heinrich Regius, Dämmerung. 
Zürich 1934, S. 73 f.)«

Damit wurde gegen die in Frankfurt lehren-
den kritischen Theoretiker Theodor W. Adorno, 
Jürgen Habermas und Ludwig von Friedeburg 
der ferne, inzwischen 73-jährige Horkheimer ins 
Feld geführt. Fern nicht nur räumlich. Unter 
dem Pseudonym Heinrich Regius und dem 
unverfänglich klingenden Titel »Dämmerung« 
hatte er 1934 in einem Schweizer Verlag »Notizen 
aus Deutschland« veröffentlicht. Angesichts des 
Erstarkens autoritärer und faschistischer Regime 
niedergeschrieben, verbanden sie gesellschafts-
kritische Beobachtungen und die Erwartung 
einer proletarischen Revolution mit dem Plä-
doyer für einen unakademischen und undog-
matischen Marxismus. 

Horkheimers »Dämmerung« wurde zu einer 
Fundgrube für Slogans wie »Bürgerliche Kritik 
am proletarischen Kampf ist eine logische 
Unmöglichkeit«. Rebellierende Studenten sahen 
sich damit gleichzeitig in einer proletarischen 
Situation und in Augenhöhe mit den Professo-
ren. Von kritischen Professoren erwarteten sie, 
dass sie als Mitrebellierende agierten und gleich-
zeitig als gesellschaftlich anerkannte Autoritä-

ten die Rebellion absicherten. Sie verlangten 
einerseits eine Hochschulreform, die sie zu Mit-
kontrolleuren der Produktivkraft Wissenschaft 
machte. Andererseits wollten sie sich auf diese 
Weise auch schon in Stellung bringen gegen 
einen »autoritären Staat«. 

Auch mit der Kategorie des »autoritären 
Staats« konnten die Studenten sich wieder auf 
einen Aufsatz Horkheimers aus der Zeit des  
US-Exils berufen. Ende der 30er Jahre hatte er 
sowjetischen Staatssozialismus, Faschismus und 
demokratischen Staatsinterventionismus als 
Varianten einer autoritären Staatsform interpre-
tiert. Die marxistische Erwartung, die sich aus 
der Dynamik des Kapitalismus ergebende Ver-
staatlichung der Wirtschaft werde der Über-
nahme der Macht durch die Arbeiterklasse den 
Boden bereiten, war damit aufgegeben. »Aber«, 
so die von Horkheimer eröffnete Aussicht, »die 
materiellen Bedingungen sind erfüllt. Bei aller 
Notwendigkeit von Übergang, Diktatur, Terro-
rismus, Arbeit, Opfer hängt das andere einzig 
noch vom Willen der Menschen ab.« 

Nach Frankfurt lockte in den 60er Jahren vielerlei
Wer in der zweiten Hälfte der 1960er Jahre nach 
Frankfurt am Main kam, um dort Philosophie 
und Soziologie zu studieren, dem ging es höchst-
wahrscheinlich in erster Linie darum, zu begrei-
fen, was – mit Adorno zu reden – »eigentlich 
diese ganze sonderbare Gesellschaft trotz ihrer 
Absonderlichkeit zusammenhält«. 

Für den Sozialpsychologen Peter Brückner, 
den Merve-Verlag-Gründer Peter Gente, für 
Adornos Doktoranden Hans-Jürgen Krahl waren 
Adornos »Minima Moralia« mit den »Reflexio-
nen aus dem beschädigten Leben« ein Schlüs-
selerlebnis. Für mich wurde Adornos 1964 in 
der Zeitschrift »Neue Rundschau« erschienener 
Aufsatz »Parataxis. Zur späten Lyrik Hölderlins« 
zu einem entscheidenden Motiv, das Studium in 
Frankfurt fortzusetzen. Bei Adorno ging es um 
das Gesellschaftliche im Werk und erst in zwei-
ter Linie um das Werk in der Gesellschaft. Mit 
direkterer politischer  Thematik lockte nach 
Frankfurt gleichzeitig  Jürgen Habermas. Die 
zentrale Fragestellung seiner Bücher – darunter 
»Strukturwandel der Öffentlichkeit« – war: Wie 
steht es im Licht einer anspruchsvollen Idee von 
Demokratie um die Realität und die Aussichten 
wahrhafter politischer Partizipation?

Dialoge über Revolution vor globalem 
Hintergrund
Texte aus der Zeit einer noch vom Gedanken an 
Revolution erfüllten kritischen Theorie Frank-
furter Provenienz trafen 1968 auf aktuelle zeit-
genössische Publikationen. »Nicht immer muß 
man warten, bis alle Bedingungen für eine Revo-
lution gegeben sind, der aufständische Fokus 

1 Horkheimer und Adorno 
(Bildmitte) während einer 
gemeinsamen Seminarsitzung. 
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kann solche Bedingungen selbst schaffen.« So 
lautete eine der Lehren Ernesto Che Guevaras 
aus den Erfahrungen der kubanischen Revo-
lution für die revolutionären Bewegungen  
auf dem lateinamerikanischen Kontinent. Den 
Abschluss des Bandes 9 der Rotbücher des 

 Berliner Wagenbach-Verlags mit sämtlichen 
Schriften Guevaras zur revolutionären Strategie 
und zur Figur des Guerillero bildete der 1967 in 
La Habana veröffentlichte Beitrag »Mensaje a la 
Tricontinental«, gerichtet an das Exekutivsekre-
tariat der »Organisation der Völker Afrikas, Asiens 
und Lateinamerikas«. Er hatte auf Deutsch den 
Titel »Schaffen wir zwei, drei, viele Vietnams«. 
Aus dem Spanischen übersetzt hatten ihn Rudi 
Dutschke und der deutsch-chilenische Schrift-
steller Gaston Salvatore. 

Dutschke war Kopf einer aktionistischen 
Fraktion des West-Berliner SDS (Sozialistischen 
Deutschen Studentenbundes). »Mit Provokatio-
nen«, so Dutschke 1965, »können wir uns einen 
öffentlichen Raum schaffen, in den wir unsere 
Ideen, unsere Wünsche und unsere Bedürfnisse 
hineinlegen können. Ohne Provokation werden 
wir überhaupt nicht wahrgenommen.« Nach 
der Beisetzung des von einem Polizisten erschos-
senen Studenten Benno Ohnesorg im Juni 1967 
in Hannover stießen bei dem Kongress »Hoch-
schule und Demokratie – Bedingungen und 
Organisation des Widerstandes« der 27-jährige 

Dutschke und der 38-jährige Habermas auf-
einander. 

Dutschke forderte eine Neubestimmung des 
Voluntarismus. Habermas meine noch, wie 
Marx, es genüge nicht, dass der Gedanke zur 
Wirklichkeit dränge, die Wirklichkeit müsse 
auch zum Gedanken drängen. Doch das gelte 
nicht länger. Die Entwicklung der Produktiv-
kräfte mache die Abschaffung von Hunger, 
Krieg und Herrschaft möglich. »Alles hängt  
vom bewußten Willen der Menschen ab, ihre 
Geschichte endlich bewußt zu machen. Das 
heißt, Professor Habermas, Ihr begriffsloser 
Objektivismus erschlägt das zu emanzipierende 
Subjekt.« Habermas seinerseits warnte: In einer 
Situation, die weder revolutionär noch nach-
revolutionär sei, sei es »nur eine subjektive 
Anmaßung, für Studenten, die nichts anderes 
als Tomaten in den Händen haben, eine Strategie 
vorzuschlagen, die darauf angelegt ist, eine sub-
lime Gewalt, die notwendig in Institutionen 
impliziert ist, manifest werden zu lassen«. For-
melle Regeln sollten »materiell eingelöst, aber 
nicht außer Kraft gesetzt werden«.

Ein Jahr später kam es bei dem vom Verband 
Deutscher Studentenschaften einberufenen 
Schüler- und Studentenkongress in der Mensa 
der Frankfurter Universität zu einer ähnlichen 
Auseinandersetzung zwischen Habermas und 
dem 25-jährigen Krahl vom Frankfurter SDS. 
Abermals war die Situation sehr angespannt. 
Die Mai-Revolte in Paris war gewaltsam nieder-
geschlagen worden, die Notstandsgesetze waren 
verabschiedet, die vorübergehend von Studen-
ten besetzte und zur »Politischen Universität« 
erklärte Hochschule durch massiven Polizei-
einsatz geräumt worden. Es gab Pläne studenti-
scherseits, sie zurückzuerobern. 

Die zentrale Diagnose von Habermas war: 
Die neuen, nur zu symbolischen Handlungen 
geeigneten Demonstrationstechniken verwan-
delten sich »in den Köpfen altgedienter SDSler« 
zu »Mitteln des unmittelbar revolutionären 
Kampfes«. Damit trete an die Stelle einer Strate-
gie massenhafter Aufklärung eine »Taktik der 
Scheinrevolution«. Das werde nicht nur zu 
einer Isolation der Studenten und Schüler füh-
ren, sondern auch »alle auf Demokratisierung 
drängenden gesellschaftlichen und politischen 
Kräfte schwächen«. Krahl hielt dagegen mit 
dem Argument, nicht der SDS verwechsle 
Wunsch und Wirklichkeit, sondern der Staat. 
Der Staat habe »auf den Protest unbewaffneter 
Gruppen mit dem Einsatz seiner Gewalt-
maschine geantwortet, als handle es sich um 
den faktischen Kampf um die Macht im Staat«. 
Krahl sah eine neue weltgeschichtliche Konstel-
lation gegeben, in der die internationale Einheit 
des antikapitalistischen Protestes keine senti-
mentale Fiktion sei. 
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2 Demonstranten am Campus 
Bockenheim, Ecke Gräfstraße, 
werden von einer Polizeikette 
zurückgedrängt (1968).

Ich nehme an, vielen von denen, die dicht-
gedrängt in der Mensa standen und den beiden 
aufmerksam zuhörten, ging es wie mir: Ange-
sichts der durch Lektüre und Diskussionen er- 
öffneten Horizonte und der Erfahrungen, die 
man als Student 1968 in Frankfurt machte bzw. 
machen konnte, klang Krahl überzeugender.

»Schlachten« mit Berittenen
Das Bild, das als erstes vor mir aufsteigt, wenn 
ich an 1968 denke, ist ein Polizist hoch zu Pferd. 
Er gehört zur Reiterstaffel der Polizei, die die 
Pferde ohne Vorwarnung mitten in die Menge 
der dicht gedrängten Demonstranten trieb. Das 
war am 5. Februar 1968.

Begonnen hatte der Tag mit einem Teach-in 
in der Frankfurter Universität unter dem Motto 
»Waffen für den Vietcong«. Zu den Rednern 
gehörten Krahl und Dutschke. Krahl sprach 
über den Zusammenhang zwischen revolutio-
nären Befreiungsbewegungen in der Dritten 
Welt und Protestbewegungen in den Metropolen. 
Dutschke leitete zur politischen Aktion über. 
Der weltweite Druck auf den US-Imperialismus 

sollte in Frankfurt durch die Blockade und viel-
leicht sogar Besetzung des nahe gelegenen 
Generalkonsulats der USA verstärkt werden. 

Zweitausend Demonstranten mit Vietcong-
Fahne zogen los. Sperrgitter und Polizisten 
konnten die Voranmarschierenden nicht ab- 
schrecken. Polizisten zu Pferd wurden mit 
Knallkörpern beworfen. Erst nach heftigen 
Kämpfen und Polizei-Verstärkung gaben die 
Demonstranten auf und zogen weiter zum 
Amerika-Haus, wo sich Ähnliches wieder-
holte. 

Um einiges erbitterter war die Stimmung 
Ostern 1968. Rudi Dutschke war am 11. April in 
West-Berlin bei einem Attentat lebensgefährlich 
verletzt worden. In Frankfurt belagerten am 
nächsten Tag – Karfreitag, 12. April – zwei-
tausend Studenten die in der Nähe des Haupt-
bahnhofs gelegene Societäts-Druckerei, um die 
Auslieferung der dort gedruckten Bild-Zeitung 
zu verhindern. Dies Massenblatt der Springer-
Presse hatte entscheidenden Anteil am dauern-
den Schüren einer Pogromstimmung gegen 
 Studenten. Selbst als die Polizei nach stunden-
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3 Juni 1968: In der Mensa  
der Goethe-Universität  

begrüßt Jürgen Habermas 
während einer Diskussions-
veranstaltung der studenti-

schen Oppositionsbewegung 
die Versuche, die Öffentlichkeit 

durch neue Demonstrations-
techniken zu politisieren, und 

kritisiert die Annahme, dass in 
Deutschland eine revolutionäre 

Situation existierte.  
Gleichzeitig appellierte er an 

die Studierenden, die politische 
Situation, die keineswegs  

latent faschistisch sei, 
realistisch einzuschätzen – 

seine Ausführungen 
erscheinen drei Tage nach  

der Versammlung in  
der Frankfurter Rundschau 

unter dem Titel »Die Schein- 
revolution und ihre Kinder«. 

langen gewalttätigen Auseinandersetzungen 
drei Fahrzeugen den Weg mit Wasserwerfern 
freizu machen suchte, gelang es den Blockierern, 
die Lastwagen zu stoppen. Sie blieben mit zer-
stochenen Reifen liegen. Ostermontag kam es 
erneut zu Blockadeaktionen, die mit der Ver-
folgung von Demonstranten durch berittene 
und prügelnde Polizisten endeten.

Szenarios mit fast utopischen Qualitäten 
Protest konnte in jenem Jahr leicht zur Haupt-
beschäftigung werden, falls einen die Realität 
nicht dazu zwang, sich in mehreren Welten zu 
bewegen und ihnen gleichermaßen gerecht  
zu werden. Dazu gehörten für viele Studenten 
und vor allem für die auf Förderung nach dem 
 Honnefer Modell Angewiesenen sowohl Konti-
nuität des Studiums, belegt durch Leistungs-
bescheinigungen, als auch Gelegenheitsjobs zum 
Geldverdienen.

Kontinuität des Studiums war in verschiede-
nen Formen möglich. Ende 1968 kam es zu 

einem von der Vollversammlung der Soziologen 
beschlossenen unbefristeten »aktiven Streik zur 
Neuorganisation des Studiums«. Es traf das von 
Habermas, Friedeburg und Adorno, den wich-
tigsten Verbündeten der Studenten im Lehr-
körper, geleitete Soziologische Seminar in der 
Myliusstraße. Es wurde besetzt und in »Sparta-
kus-Seminar« umbenannt. In der Westend-Villa 
herrschte fortan eine ganz neue Atmosphäre. 
Man fühlte sich jederzeit willkommen, alle 
Räume standen offen und jeder war ansprech-
bar. Man konnte zum Beispiel bei der »Arbeits-
gruppe Materialistische Erkenntnistheorie«  mit- 
machen und parallel dazu beim Seminar »Prob-
leme einer materialistischen Erkenntnistheorie« 
von Habermas, von dem 1968 u. a. der Band 
»Erkenntnis und Interesse« erschienen war. 
Anfangs verkehrten auch Habermas und Friede-
burg weiterhin im besetzten Seminar, benutzten 
ihre Zimmer, arbeiteten dort. So erlebte man  
die Situation als Zeuge und Teil nehmer eines 
euphorisch stimmenden Experiments, bei dem 
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selbstbestimmtes Arbeiten und Diskutieren dazu 
ermutigte, auch gegenüber herausragenden 
Professoren eigene Fragestellungen und Interes-
sen ins Spiel zu bringen. An der Wand des gro-
ßen Seminarraums stand in roten Lettern einer 
der vielen Sätze aus dem Fundus wiederent-
deckter Kritischer Theorie: »Die Revolutionen 
sind die Festtage der Unterdrückten«. Nach der 
Eroberung von Straßen und Plätzen als öffentli-
chen Räumen für politische Partizipation waren 
die Tage »Aktiven Streiks« Tage der Eroberung 
wissenschaftlicher Institutionen, in denen sie als 
Chance für selbstbestimmtes wissenschaftliches 
Arbeiten mit reflektierter gesellschaftlicher 
Relevanz erlebt werden konnten.

Ein Beispiel für die verzerrende Sicht der 
Dinge bildet die regelmäßige Erwähnung des 
spektakulären Auftritts dreier Frauen des Frank-
furter »Weiberrats« in Adornos letzter Philo-
sophie-Vorlesung »Einleitung in dialektisches 
Denken«. Zur endgültigen Absage der Vorle-
sung kam es erst Wochen später, als sie erneut 
gesprengt wurde. »Obwohl die Stimmung der 
Mehrheit so zu sein schien, daß man lieber die 
Vorlesung gehört hätte«, teilte Adorno dem 
Dekan der Philosophischen Fakultät mit, »war 
es nicht möglich, eine klare Artikulation zu 
erreichen.« Das zugehörige philosophische 

Hauptseminar, schon von den räumlichen 
Gegebenheiten im alten Hauptgebäude her eine 
geradezu intime Angelegenheit, verlief unge-
stört und – so Adorno – »in durchaus sachlicher 
und fruchtbarer Weise«. 

Der kontinuierlichen Teilnahme an diesen 
philosophischen Hauptseminaren war es viel-
leicht zu verdanken, dass meine letzte persön-
liche Begegnung mit Adorno so entgegenkom-
mend verlief. Ich erlebte dabei zugleich, wie frei 
von jeglichen Aversionen gegen Studenten 
Adorno ebenso wie Habermas geblieben war 
ungeachtet des rüden Tons mancher Studenten 
und Flugblätter. Als ich Adorno im Direktor-
zimmer des Instituts für Sozialforschung gegen-
übersaß und den Wunsch äußerte, bei ihm zu 
promovieren, hatte ich nicht einmal Zeit, über-
rascht zu sein angesichts der Selbstverständlich-
keit, mit der er sofort dazu überging, das Thema 
der Dissertation zu erkunden und zu formulie-
ren. Ich nannte Hölderlin als Wunschthema und 
seinen, Adornos, Aufsatz »Parataxis« als das  
für mich Erhellendste dazu. Das war keine 
Schmeichelei und wurde auch nicht als solche 
aufgefasst. Ich war ohne genaue Vorstellung 
gekommen. Doch schon nach wenigen Minuten 
hatte Adorno den Titel für das gefunden, was 
mir vorschwebte: »Zum Verhältnis von Philoso-
phie und poetischer Praxis bei Hölderlin«. 

Adornos Tod im August 1969 bedeutete in 
mehrfacher Hinsicht eine große Zäsur. Adorno 
war seit den 1950er Jahren das, was Horkheimer 
seit den 1930er Jahren gewesen war: Zentrum 
und Ausgangspunkt einer gesellschaftskritischen 
Theorie mit inspirierender Wirkung weit über 
die Bereiche von Universität und Wissenschaft 
hinaus. Das wirkte fort, obwohl oder vielleicht 
eher noch weil innerhalb 
von zwei, drei Jahren 
viele, die an der Seite 
Adornos oder in seinem 
Umkreis gewirkt hatten, 
die Frankfurter Szene ver-
ließen. Auch von den vie-
len Slogans jener Jahre 
klingt zumindest einer 
immer noch überzeugend: 
Nicht Berufsrevolutionär 
sollte man werden, wohl 
aber Revolutionär im 
Beruf. 
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AUF DEN PUNKT GEBRACHT

•  Die  komplexe Realität von »1968« lässt 
sich am ehesten durch eine Collage mit 
teilweise surrealistisch wirkenden 
Zügen vergegenwärtigen.

• Zu 1968 in Frankfurt gehört die Ent- 
deckung der faschismus- und kapitalis-
muskritischen Arbeiten des Instituts für 
Sozialforschung in einer von revolutio-
nären Befreiungsbewegungen in der 
Dritten Welt und Protestbewegungen in 
den Metropolen geprägten Gegenwart.

• Demonstrationen und Besetzungen 
machten neue Erfahrungen möglich: 
Straßen und Plätze wurden zu 
öffentlichen Räumen für politische 
Partizipation, universitäre Einrichtungen 
ermöglichten Experimente mit selbst- 
bestimmtem studentischen Lernen und 
Diskutieren.

• Von den vielen damals kursierenden 
Slogans hat sich angesichts des Zerfalls 
der Protestbewegung und der Zerstreu-
ung der zur »Frankfurter Schule« 
gerechneten Personen einer bewährt: 
Nicht Berufsrevolutionär kann das Ziel 
sein, sondern Revolutionär im Beruf.



Die Welt in Bewegung

    Nationale Akteure als  

transnationale Ikonen  

eines globalen Phänomens

    von Steffen Bruendel
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C ohn-Bendit als Rektor!« – mit diesem Slo-
gan machte ein Leserbrief am 15. Oktober 
1968 auf die Kandidatur Daniel Cohn-

Bendits für die im Folgejahr stattfindende Rek-
toratswahl der Universität Glasgow aufmerk-
sam. Der Brief erschien in der Zeitung The Black 
Dwarf, dem wichtigsten Medium der außerpar-
lamentarischen Opposition Großbritanniens. 
Verfasst hatte ihn ein gewisser Keith Atkinson, 
Mitglied der Cohn-Bendit Rectorial Campaign. 
Unterstützt werde die Kandidatur, schrieb er, 
vom Glasgow University Independent Socialist 
Club, dem Glasgow Communist Movement und 
der landesweit agierenden, 1966 gegründeten 
Radical Students’ Alliance. 

Es gehe nicht darum, so Atkinson, »lediglich 
einen guten Rektor zu erhalten, sondern darum, 
das gesamte bestehende Erziehungssystem 
abzuschaffen und durch etwas Besseres zu 
ersetzen«. Deshalb sei es schwierig, Unterstüt-
zung zu finden, während die anderen vier Kan-
didaten als Repräsentanten des Establishments 
eine deutlich bessere Ausgangssituation hätten. 
Der Leserbrief sollte die Kandidatur Cohn-Ben-
dits bekannt machen und um Unterstützung 
werben. Allerdings, so wandte sich Atkinson an 
die Herausgeber des Black Dwarf, liege bisher 
nur Cohn-Bendits mündliche Zusage zur Kandi-
datur vor, nicht jedoch die formal notwendige 
schriftliche. Da es nicht gelungen sei, Cohn-Ben-
dit zu kontaktieren, bat Atkinson die Heraus-
geber: »Falls Ihr wisst, wo er sich aufhält oder 
wie man ihn kontaktieren kann, lasst es uns 
bitte wissen.« 

Was wie eine drollige Nachwirkung der Pariser 
Barrikadenkämpfe vom Mai 1968 wirkt, ist für 
das Verständnis des transnationalen Charakters 
der Proteste aufschlussreich. Denn der Wunsch 
von Studierenden der zweitältesten Universität 

Die weltweiten Proteste von 1968 waren  
in verschiedenen Ländern unterschiedlich 
ausgeprägt. Geeint wurden sie durch einen  
Gesellschaftsentwurf, der sich nicht nur 
vom Kapitalismus unterschied, sondern 
auch vom Kommunismus und den Leitideen  
der Sozialdemokratie. Zu den wichtigsten 
Exponenten in Europa zählen Daniel Cohn- 
Bendit, Tariq Ali und Rudi Dutschke, die  
die Massen mobilisierten. 

1 Nachdem ihm am  
24. Mai 1968 die Einreise  
nach Frankreich verweigert 
wurde, spricht Daniel Cohn- 
Bendit zu den Studenten,  
die ihn begleiteten. Es waren 
mehrere hundert. 
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Schottlands, der Repräsentant der französischen 
Bewegung möge ihr Rektor werden, zeigt, dass 
Cohn-Bendit von einem nationalen Akteur 
längst zu einer transnationalen Ikone geworden 
war. Gemeinsam mit den Protagonisten anderer 
europäischer Protestbewegungen war er zudem 
in ein grenzüberschreitendes Netzwerk einge-
bunden. Publizistisches Organ dieses Netzwerks 
war die Zeitung Black Dwarf, die auf dem Höhe-
punkt der Pariser Mai-Unruhen in London 
gegründet worden war, um der einseitig negati-
ven Berichterstattung der britischen Massen-
medien über die Proteste im In- und Ausland 
etwas entgegenzusetzen. »Gegenöffentlichkeit« 
hieß die Devise dieser Zeitung, von der teilweise 
bis zu 50 000 Exemplare verkauft wurden. 
Berichte aus Asien, Lateinamerika und Afrika 
vermittelten ebenso eine transnationale Pers-
pektive wie Gastbeiträge ausländischer Akti-
visten – darunter Daniel Cohn-Bendit und Rudi 
Dutschke –, die der Initiator des Dwarf, Tariq 
Ali, auch persönlich kannte.

Protagonisten des Protests
Daniel Cohn-Bendit, den »Der Spiegel« im Sep-
tember 1968 verkürzt als »jüdische Vollwaise 

mit deutschem Pass« bezeichnen sollte, wurde 
1945 in Frankreich geboren und wuchs dort 
auf. Als Student in Nanterre forderte er schon 
1967 Hochschulreformen und galt ab März 
1968 als Anführer der studentischen Bewegung 
22. März, die unter anderem Hörsäle besetzte, 
um gegen den Vietnamkrieg zu protestieren. 
Aufgrund seiner prominenten Rolle bei den 
Pariser Mai-Unruhen erließ die französische 
Regierung ein Aufenthaltsverbot, so dass sich 
Cohn-Bendit im Juli 1968 in Frankfurt am Main 
niederließ. 

Diese Erfahrung teilte »Dany le rouge« – so 
nannten ihn französische Medien – mit dem 
führenden Repräsentanten der britischen Pro-
testbewegung: Tariq Ali. 1943 in Lahore geboren 
und damit nur zwei Jahre älter als Cohn-Bendit, 
hatte Ali schon früh gegen die pakistanische 
Militärregierung protestiert, weshalb er des Lan-
des verwiesen wurde. Er studierte daraufhin in 
Oxford und engagierte sich gegen den Vietnam-
krieg. 1966 gründete er die Vietnam Solidarity 
Campaign, die zur Drehscheibe der Proteste 
werden sollte, und im Sommer 1968 die gegen-
kulturelle Zeitung Black Dwarf. 

Auch Rudi Dutschke, der prominente deut-
sche Aktivist, hatte emigrieren müssen. 1940 
bei Luckenwalde geboren, war er zunächst 
sowohl in der evangelischen Gemeinde als auch 
in der staatlichen Jugendorganisation aktiv, dis-
tanzierte sich aber zunehmend vom System der 
DDR. Da er den Wehrdienst verweigerte, wurde 
ihm das Studium verwehrt, weshalb Dutschke 

2 Titelseite der Zeitung  
»The Black Dwarf« vom  

15. Oktober 1968. Im Frühjahr 
desselben Jahres von Tariq Ali 

gegründet, wurde diese 
dezidiert transnational 

ausgerichtete Zeitung zum 
Leitmedium der britischen 

Protestbewegung.

3 Leserbrief von  
Keith Atkinson, Mitglied  

der »Cohn-Bendit Rectorial 
Campaign« an der Universität 
Glasgow, an die Herausgeber 

der Zeitung »The Black 
Dwarf«, veröffentlicht am  

15. Oktober 1968.

3

2
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4 Daniel Cohn-Bendit 
verhandelt mit französischen 
Grenzbeamten:  
Sein Versuch, am 24. Mai 1968 
trotz des Einreiseverbots über 
den Grenzübergang »Goldene 
Bremm« bei Saarbrücken nach 
Frankreich zurückzukehren, 
scheitert jedoch. 

kurz vor dem Mauerbau 1961 nach West-Berlin 
flüchtete. Als Student der Freien Universität for-
derte er Hochschulreformen und organisierte ab 
1966 Demonstrationen gegen den Vietnamkrieg 
und die Notstandsgesetze. 

Mobilisierung und Gegenwind
Die Erfahrung der erzwungenen Migration und 
ihrer kritischen hochschulpolitischen Aktivitäten 
verband Daniel Cohn-Bendit, Tariq Ali und 
Rudi Dutschke ebenso wie ihr politisches Ziel, 
nämlich in Abgrenzung vom Ostblock und dem 
kapitalistischen Westen eine neue sozialistische 
Gesellschaft zu schaffen. Zudem vereinte sie die 
Ablehnung des Vietnamkriegs. Der in den späten 
1960er Jahren immer brutaler geführte Krieg in 
Fernost wurde zum übergreifenden Mobilisie-
rungsfaktor der Protestbewegungen in den USA 
und Westeuropa. 

Zudem förderten nationalspezifische The-
men die Mobilisierung der Studierenden und 
weiterer Teile der Bevölkerung in den verschie-
denen Ländern: In den USA war es die Rassen-
trennung, gegen die die Bürgerrechtsbewegung 
um Martin Luther King aufbegehrte. In Groß-
britannien waren es Rassismus und Kolonialis-
mus in afrikanischen Commonwealth-Staaten, 
deren Regime die Londoner Regierung unter-
stützte. Seit 1967 machte die Nordirische Bürger-
rechtsbewegung »Antikolonialismus« auch zu 
einem innenpolitischen Thema, indem sie die 
englisch-protestantische Dominanz in Nord-
irland als quasikoloniale Herrschaft ablehnte. In 
Frankreich geriet die innerbetriebliche Mitbe-
stimmung zur zentralen Forderung, die – da von 
Studierenden und Arbeitern gemeinsam erho-
ben – im Mai 1968 zur Ausweitung der Proteste 
und sogar zu einer Staatskrise führte. In der 
Bundesrepublik, wo die Mitbestimmung längst 
verwirklicht war, gelang der Schulterschluss 
von Arbeitern und Studierenden nicht. Hier 
führte die Ablehnung der Notstandsgesetze zur 
Bildung der Außerparlamentarischen Opposi-
tion, die nach dem Tod des Studenten Benno 
Ohnesorg 1967 einen starken Mobilisierungs-
schub erhielt. 

Ihre exponierte Position in der französi-
schen, britischen beziehungsweise westdeut-
schen Bewegung machte Daniel Cohn-Bendit, 
Tariq Ali und Rudi Dutschke zu Ikonen des 
 Protests, aber auch zur Zielscheibe heftigster 
Angriffe nationalkonservativer Kreise und 
Medien. So skandierten 300 000 Gaullisten auf 
einer Gegendemonstration Ende Mai 1968 in 
Paris nicht nur »Frankreich den Franzosen« 
und »Cohn-Bendit nach Deutschland«, sondern 
auch »Cohn-Bendit nach Dachau«. Die britische 
Boulevardpresse berichtete stets sehr negativ 
über Universitätsbesetzungen und die Londoner 
Großdemonstrationen gegen den Vietnamkrieg. 

Dabei nannte sie die Protestierenden mit Blick 
auf die Herkunft Tariq Alis bevorzugt »aus-
ländischer Abschaum«. Dutschke wiederum 
wurde zur Zielscheibe der Springer-Presse, die 
ihre Leser regelrecht gegen ihn aufhetzte.  
Im April 1968 wurde Dutschke von einem 
 rechtsextremen Hilfsarbeiter angeschossen und 
lebensgefährlich verletzt. Daraufhin kam es zu 
gewaltsamen Auseinandersetzungen vor dem 
Springer-Hochhaus, weil die Demonstranten 
den Springer-Verlag für die Eskalation verant-
wortlich machten.

Transnationale Zusammenarbeit
Daniel Cohn-Bendit, Tariq Ali und Rudi 
Dutschke waren zwar die Galionsfiguren der 
französischen, britischen beziehungsweise 
deutschen Protestbewegungen, aber keine 
nationalen Einzelkämpfer. Vielmehr waren sie 
eingebettet in ein transnationales Netzwerk. So 
traten sie mehrfach gemeinsam auf Veranstal-
tungen auf, wie beispielsweise dem von 
Dutschke und Karl-Dietrich Wolff, dem Bun-
desvorsitzenden des Sozialistischen Deutschen 
Studentenbundes, mitorganisierten Internatio-
nalen Vietnam-Kongress im Februar 1968 in 
Berlin. Delegationen aus mehr als zehn Län-
dern und mehrere Tausend Studierende nah-
men daran teil. Sie solidarisierten sich mit  
der Vietnamesischen Volks befreiungsfront, deren 
Kampf gegen die USA als Teil einer weltweiten 
Revolution gegen Unterdrückung und »Impe-
rialismus« gedeutet wurde. In Berlin, Paris und 
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London forderten die maßgeblich von Studie-
renden getragenen Protest bewegungen eine 
neue Gesellschaftsordnung. »Students in Revolt« 
betitelte die BBC ihre am 13. Juni 1968 ausge-
strahlte Podiumsdiskussion, an der unter ande-
rem Tariq Ali, Daniel Cohn-Bendit und Karl-
Dietrich Wolff teilnahmen. 

Wie diese Fernsehsendung zeigt, wurden die 
Aktivisten und ihre gesellschaftspolitischen Vor-
stellungen durchaus ernstgenommen. Im histo-
rischen Rückblick wird das zuweilen übersehen. 
Bezeichnungen wie »Jugendrevolte« (Norbert 
Frei) oder »Troubles« (Ralf Dahrendorf) erfassen 
den Charakter der Revolte jedenfalls nur unzu-
reichend. Theoretisch an der Nouvelle Gauche, 
New Left beziehungsweise Neuen Linken orien-
tiert, die sich seit Ende der 1950er Jahre in 
Abgrenzung von den Kommunistischen Parteien 
entwickelt hatte, standen die von Cohn-Bendit, 
Ali und Dutschke repräsentierten Bewegungen 
für einen gesellschaftlichen Gegenentwurf, der 
sich vom Kapitalismus ebenso unterschied wie 
vom Kommunismus und den Leitideen der 
Sozial demokratie. Nicht mehr die Arbeiter 
waren das »revolutionäre Subjekt«, sondern 
Studierende, gesellschaftliche Randgruppen und 
die Befreiungsbewegungen der Dritten Welt. Da 
die Neuinterpretation bestehender Zustände 
eine  wichtige Voraussetzung für Strukturverän-
derungen ist, sind die Proteste von 1968 auch 
als »Wahrnehmungsrevolution« (Ingrid  Gilcher- 
Holtey) bezeichnet worden. Die globalen 
Zusammenhänge von Ausbeutung und Unter-
drückung offenzulegen, gehörte 1968 zu den 
programmatischen Zielen der transnational aus-

Literatur

Bruendel, S. (2017), Challen-
ging British Sovereignty. 

Transnational Activism and 
Political Power in Northern 

Ireland, 1963–1973, in: Pieper 
Mooney, J. & Chaplin, T. 

(Hrsg.), The Global Sixties, 
London, Routledge, 72–95.

Bruendel, S. (2014), Global 
Dimensions of Conflict and 

Cooperation. Public Protest 
and the Quest for Trans- 

national Solidarity in Britain, 
1967–1973, in: Gilcher-Holtey 

(Hrsg.), A Revolution of 
Perception? Consequences 

and Echoes of 1968, New York, 
Oxford, Berghahn, 35–68.

Bruendel, S. (2005),  
1968 in England – Ein 

vergessener Erinnerungsort?, 
in: IWK, 41 (3), 347–365.

Gilcher-Holtey, I. (2008), 1968. 
Eine Zeitreise, Frankfurt a.M., 

Suhrkamp.

Gilcher-Holtey, I.  
(2001, 4. Aufl. 2008),  

Die 68er Bewegung. Deutsch- 
land – Westeuropa – USA, 

München, Beck.

Gilcher-Holtey, I.  
(1995, 2. Aufl. 2001),  

»Die Phantasie an die Macht«. 
Mai 68 in Frankreich,  

Frankfurt a.M., Suhrkamp.

François, E., et al. (Hrsg.) 
(1997), 1968 – ein europäisches 
Jahr?, Leipzig, Universitätsverlag. 

Frei, N. (2008),  
1968, Jugend revolte und 

globaler Protest, München, dtv.

Klimke, M. & Scharloth, J. 
(2008), 1968 in Europe:  

A History of Protest and 
Activism, 1956–1977,  

New York, London, Palgrave 
Macmillan.

Sievers, R. (2004), 1968.  
Eine Enzyklopädie,  

Frankfurt a.M., Suhrkamp.

AUF DEN PUNKT GEBRACHT

•  Die Protagonisten der 68er-Bewegung 
wirkten in einem grenzüberschreitenden 
Netzwerk zusammen. Daniel Cohn-
Bendit, Tariq Ali und Rudi Dutschke 
teilten die Erfahrung der erzwungenen 
Migration. Zudem einte sie die 
Ablehnung des Vietnamkriegs und das 
Ziel, in Abgrenzung vom Ostblock und 
vom kapitalistischen Westen eine neue 
sozialistische Gesellschaft zu schaffen.

•  Daneben gab es nationalspezifische 
Protestthemen: in den USA die 
Rassentrennung, in Großbritannien  
den Kolonialismus, in Frankreich die 
betriebliche Mitbestimmung, in der 
Bundesrepublik Deutschland die 
Notstandsgesetze.

•  Von Nationalkonservativen gehasst  
und bekämpft, wurden die Aktivisten 
und ihre gesellschaftspolitischen 
Vorstellungen verunglimpft, ihre 
Forderungen und Kritikpunkte jedoch 
von Intellektuellen und einigen 
Leitmedien durchaus ernstgenommen 
und öffentlich diskutiert. 

•  Publizistische Organe der Protestbewe-
gungen wie der Londoner »Black 
Dwarf« thematisierten die allgemeinen 
wie die nationalspezifischen Kritik-
punkte und veranschaulichten so den 
transnationalen Charakter von »1968«. 
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5 Freude auf dem Podium:  
Der Politologe Johannes 
Agnoli (von links), die 
SDS-Mitglieder Christian 
Semler, Gaston Salvatore,  
Rudi Dutschke beim  
Vietnam kongress im  
Februar 1968 in Berlin.

6 Tariq Ali spricht am  
15. April 1968 auf einer 
Londoner Großdemonstration 
der von ihm mitgegründeten 
»Vietnam Solidarity Campaign«. 
Die Demonstranten marschier-
ten zur deutschen Botschaft, 
um sich nach dem Attentat  
auf Rudi Dutschke mit 
deutschen Studenten zu 
solidarisieren. Trotz des  
Polizeiaufgebots durfte  
eine vierköpfige Delegation 
eine Petition überreichen.

gerichteten Zeitung Black Dwarf und ihres bes-
tens vernetzten Herausgeberkollektivs. 

Cohn-Bendit als Rektor?
Insofern vermutete Keith Atkinson von der 
Cohn-Bendit Rectorial Campaign in seinem 
Leserbrief vom Oktober 1968 richtig, dass die 
Herausgeber des Black Dwarf ihm bei der 
Kontakt vermittlung zu Cohn-Bendit behilflich 
sein könnten. Daniel Cohn-Bendit wurde tat-
sächlich einer von fünf Kandidaten der Glasgo-
wer Rektoratswahl vom Herbst 1969, die von 
Straßenschlachten und der Verhaftung von 
15 Studierenden begleitet wurde. Zwar hatte 
Cohn-Bendit gegen den Favoriten des Estab-
lishments, den 73-jährigen Geistlichen George 
MacLeod, keine Chance, aber er erhielt immer-
hin den drittgrößten Stimmenanteil. Die Glas-
gower Universitätswebseite vermerkt dazu 
noch heute, MacLeod habe »starke Mitbewer-
ber« gehabt, darunter »Daniel Cohn-Bendit 
(›Danny the Red‹)«. 

Interessanter als das Wahlergebnis ist aber, 
dass George MacLeod in seiner Antrittsrede vom 
Oktober 1969 die weltweiten Studentenproteste 
des Vorjahres thematisierte und die Ablehnung 
von Kriegen, die Überwindung sozialer Ungleich-
heit sowie die Kritik an rücksichtsloser Profit-
maximierung als berechtigt bezeichnete. Die 
wahre Bedeutung der Studentenproteste liege 
darin, so die Wahrnehmung des frisch gewähl-
ten Rektors, dass die junge Generation – welche 
die künftigen Entscheider stellen werde – erst-
mals nicht mehr gewillt sei, die bestehenden 
politisch-militärischen Verstrickungen zu akzep-

tieren, sondern eine neue, menschliche Gesell-
schaft anstrebe. 

Waren die Ideen der 68er damit im soge-
nannten Establishment angekommen? Nein, aber 
aus heutiger Sicht zeigen MacLeods Reflexionen, 
dass er die Bewegung zu- 
treffend analysierte, ohne 
jedoch ihren Gesellschafts-
entwurf zu teilen. Seine 
Definition der Proteste  
als Versuch einer »Kultur-
revolution zur Wieder - 
ent deckung der Mensch-
lichkeit« erinnert an das 
Jahrzehnte später popula-
risierte Diktum, die 68er 
seien politisch gescheitert, 
aber kulturell erfolgreich 
gewesen. Warten wir ab, 
welches Fazit nach dem 
Jubiläumsjahr 2018 gezogen 
werden wird. Denn man 
kann die globalisierungs-
kritischen Bewegungen 
von heute in der Tradition 
von »1968« verorten (vgl. 
Beitrag auf Seite 99). Ihre 
Protest- und Transformati-
onsstrategien ähneln sich, 
und gemeinsam ist ihnen 
die Überzeugung, dass eine 
andere, bessere Welt mög-
lich ist. 
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Auch im Fachbereich Rechtswissenschaft an der Goethe-Universität 
kam es 1968 zu heftigen Turbulenzen. Dabei zeigten die meisten 
jüngeren Professoren des Fachbereichs durchaus Verständnis für 
manche der studentischen Forderungen. Einige Reformansätze 
scheiterten, andere wurden erst durch feinere Nachjustierungen 
funktional.

Schmerzhafter Umbruch 
1968 im Fachbereich Rechtswissenschaft der Goethe-Universität

von Bernhard Diestelkamp

1968 – diese Jahreszahl steht nicht 
nur für ein einzelnes Jahr, 
sondern für eine Abfolge von 

Ereignissen bis in die 1970er Jahre, die die 
Ge sellschaft der Bundesrepublik grundlegend 
verändert haben. Viele Menschen in Deutschland 
waren von diesem Geschehen irritiert und aufge-
bracht. Manche waren entsetzt darüber, dass die 
Studenten Tradiertes, das nach 1945 mühsam 
rekonstruiert worden war, angriffen und durch 
Neues ersetzen wollten. Andere fühlten sich 
durch die physische oder psychische Gewalt 
abgestoßen. Was ist von dem, was damals unter 
so heftigen Geburts wehen neu entstanden ist, 
geblieben? Schmerzen die Verluste von 1968 
auch heute noch, oder inwieweit hat sich das 
damals neu Entstandene bewährt? Möglicher-
weise entschärft eine bilanzierende Betrachtung 
die damalige Polarisierung, die vielfach auch 
heute noch reflexartig das Urteil über die Folgen 
von 1968 prägt.

Ein Rechtsphilosoph in Bedrängnis
Der Frankfurter Fachbereich Rechtswissenschaft 
eignet sich sehr gut als Objekt einer solchen 
 Folgenanalyse. In Frankfurt war das Aufbegeh-
ren der Studierenden nämlich sehr heftig und 
führte bei vielen Betroffenen zu schmerzhaften 
Ver letzungen. Dabei ging es keineswegs nur  
um Verstöße gegen Formen oder um Gewaltan­
wendung. Ich selbst wurde indirekt Zeuge einer 
intensiven inhaltlichen Auseinandersetzung. 
Ich war mit Professor Helmut Coing, dem 
 führenden Kopf der Fakultät, nach seiner  Vor ­ 
lesung Rechtsphilosophie verabredet. Da er 

nicht pünktlich erschien, ging ich ihm entgegen. 
Ich traf ihn auf dem Flur – sichtlich gezeichnet 
von einem ihn zutiefst erschütternden Erlebnis. 
Später erfuhr ich von Hörern seiner Vorlesung, 
dass Studenten ihn in einer Diskussion um seine 
Positionen in der Rechtsphilosophie in arge 
Bedrängnis gebracht hatten. Dieses Ereignis 
hatte ihn so sehr verstört, dass er nicht nur 
unsere Besprechung absagen musste, sondern 
später seine Venia Legendi für Rechtsphiloso-
phie zurückgab und niemals wieder eine rechts-
philosophische Veranstaltung mehr angeboten 
hat. Für die führenden Köpfe der rebellischen 
Studenten war der das äußere Bild bestim-
mende Krawall eben nur Mittel, um inhaltliche 
Veränderungen gegen den hartnäckigen Wider-
stand der widerstrebenden Professoren durch-
zusetzen. 

Mit solchen inhaltlichen Reformbegehren 
stießen die Studenten bei dem sich damals 
gerade verjüngenden Lehrkörper durchaus auf 
Diskussionsbereitschaft. Die Generation der 
Professoren, die schon vor dem Krieg im Amt 
gewesen waren, sowie auch der kurz nach dem 
Krieg habilitierten Kriegsteilnehmer wurde in 
diesen Jahren emeritiert. Ihre Lehrstühle wur-
den mit frisch Habilitierten besetzt, die erst nach 
dem Krieg Abitur gemacht hatten und noch 
nicht im überkommenen System sozialisiert 
waren. Führende Köpfe dieser zunehmenden 
Zahl jüngerer Kollegen waren Rudolf Wiethölter 
und Erhard Denninger, die auch in der Hoch-
schulpolitik maßgebende Funktionen übernah-
men. Wiethölter hatte im Funkkolleg Rechts-
wissenschaft seine Vorstellungen von einer 



HELMUT COING
(1912 – 2000) kam nach seiner 
Promotion in Köln nach Frank- 
furt, wo er sich 1938 habilitierte. 
1941 wurde er Professor für 
Römisches und Bürgerliches 
Recht an der Johann Wolfgang 
Goethe-Universität. Nach 
seiner Rückkehr aus der Kriegs- 
gefangenschaft 1948 wurde er 
als Ordinarius für Bürgerliches 
und Römisches Recht an die 
wiedererrichtete Universität 
berufen. 1955 bis 1957 war 
Coing deren Rektor. 1964 war 
Coing Gründungsdirektor des 
Max-Planck-Instituts für euro- 
päische Rechtsgeschichte und 
blieb bis zu seiner Emeritierung 
im Februar 1980 dessen Direktor. 

modernen Rechtswissenschaft entwickelt. Das 
kleine Taschenbuch »Funkkolleg Rechtswissen-
schaft« war die Grundlage vieler Diskussionen 
mit den Studenten. Andere, wie auch ich, hat-
ten gerade genug vom alten System miterlebt, 
um sich dessen Reform zu wünschen. Wer dies 
nicht so sah, verließ Frankfurt bei nächster 
Gelegenheit, so dass der Fachbereich bald mehr-
heitlich mit reformgeneigten Professoren besetzt 
war. Das milderte die studentischen Attacken 
nur unwesentlich, hinterließ bei den konser-
vativen Kollegen aber unheilbare Wunden, so 
dass etwa die Rechtshistoriker des Fachbereichs  
nicht mehr zu den Vorträgen in Coings MPI 
einge laden wurden. Auch verübelten aus wärtige 
Kollegen diese Haltung den Frankfurter Profes-
soren schwer. Aus Gründen methodischer Sau-
berkeit sei noch einmal darauf hingewiesen, 
dass der Autor nicht außerhalb des Geschehens 
gestanden hat, sondern in die Ereignisse invol-
viert war.

Weg mit den professoralen Privilegien!
Die Umbenennung der »Fakultät« in »Fach­
bereich« bedeutete keineswegs nur die Aus-
wechselung eines Wortes. Es ging vielmehr  
um strukturell-organisatorische Veränderungen. 
Die Fakultät hatte nur aus Habilitierten bestan-
den und agierte streng nach Rang und Ancien-
nität. Bei den Fakultätssitzungen saßen die 
ältesten Fakultätsmitglieder am nächsten beim 
Dekan; das hatte nicht nur protokollarische 
Gründe, sondern auch sehr praktische Folgen. 
Die Vorlesungen des kommenden Semesters 
wurden nämlich so »verteilt«, dass ein Buch 
herumgereicht wurde, in das die dem Dekan am 
nächsten Sitzenden zuerst ihre Wünsche eintru-
gen. Die Jüngeren und deshalb Rangniederen 
mussten die Pflichtvorlesungen nehmen, die die 
Älteren nicht halten wollten. Das war nicht nur 
ein ideeller Vorteil, weil wegen der Hörergelder 
die Übernahme großer oder kleiner Vorlesungen 
die Höhe der flexiblen Gehaltsbestandteile 
bestimmte. Parallel zu einer von einem Älteren 
übernommenen Vorlesung eine Veranstaltung 
gleicher Thematik anzubieten, wäre ein grober 
Verstoß gegen die Regeln der Kollegialität gewe-
sen. Coings überragende Stellung in der Fakul-
tät zeigte sich auch daran, dass nichts beschlos-
sen werden durfte, was nicht seine Billigung 
gefunden hatte. War ihm seine wissenschaft-
liche Arbeit wichtiger als eine Fakultätssitzung, 
so wurde bei wichtigen Punkten die Sitzung 
unterbrochen und Coing aus seinem Arbeits-
zimmer geholt, damit er seine Stellungnahme 
abgeben konnte.

Das Hessische Hochschulgesetz von 1970 
reduzierte die ehemaligen Rangunterschiede 
zwischen ordentlichen und außerordentlichen 
oder außerplanmäßigen Professoren auf reine 

Gehaltsstufen. Diese Egalisierung ging über die 
Beseitigung protokollarischer Differenzierungen 
weit hinaus. Fortan wurden etwa die Vorlesun-
gen nicht mehr nach dem Prinzip der Ancien-
nität verteilt. Stattdessen berieten nunmehr alle 
Vertreter einer Fachgruppe (Zivilisten, Straf-
rechtler, Öffentlichrechtler, Rechtshistoriker) 
unabhängig von ihrem Status darüber, wer 
 welche Veranstaltung übernehmen sollte. Dabei 
konnten Belastung und Belastbarkeit anders als 
im alten System berücksichtigt werden. Diese 
Änderung gelang auch deshalb so problemlos, 
weil die Hörergelder pauschaliert wurden, so 
dass es einkommensneutral war, ob man eine 
große Vorlesung oder eine kleinere Veranstal-
tung bekam. Weil damit den Privatdozenten 
dieselben Pflichten abverlangt wurden wie  
den Professoren, mussten sie auch mit einem 
Minimum an Hilfen ausgestattet werden. Das 
geschah dadurch, dass einige personell gut aus-
gestattete Professoren dafür Stellen zur Ver-
fügung stellten. Das gelang, obwohl sich zunächst 
sowohl betroffene Professoren als auch Assisten-
ten dagegen sträubten.

Drittelparität führt zu Tumult
Ein Hauptanliegen der rebellierenden Studenten 
war die Demokratisierung auch der Universität, 
indem die Entscheidungsgremien drittelparitä-
tisch besetzt werden sollten. Ob und wie diese 
Neuerung bei den kleineren Einheiten funkti-
oniert hat, die aus der Zerschlagung der gro-
ßen Philosophischen Fakultät hervorgegan-
gen waren, vermag ich nicht zu sagen. Bei den 
Juristen wirkte sie jedenfalls zunächst dysfunkti-
onal, weil die Fachbereichssitzungen wegen der 
schieren Menge unter den obwaltenden erreg-
ten Zuständen schnell tumultuös wurden. Die 
alte Fakultät mit ihrer großen Zahl an Professu-
ren war nämlich unverändert in den neuen 
Fachbereich umgewandelt worden. Das lag nicht 
etwa daran, dass die beiden maßgeblichen 
Hochschulreformer, Rudolf Wiethölter und 
Erhard Denninger (der zeitweilig nach Wies­
baden ins Ministerium gewechselt war), eine 
Teilung aus egoistischen Gründen verhindert 
hätten, wie böse Zungen behaupteten. Die fach-
liche Einheit war vielmehr deshalb erhalten 
geblieben, weil der Fachbereich Rechtswissen-
schaft denselben Ausbildungsauftrag wie die alte 
Fakultät hatte. Der Staat war aber an dem 
Zusammenhalt der verschiedenen Teilgebiete 
interessiert. Die Justizprüfungsordnung legte die 
Fächer fest, die im Staatsexamen geprüft werden 
sollten. Dadurch war die Juristische Fakultät 
universitätsreformerischen Maßnahmen nicht 
uneingeschränkt zugänglich. 

Die Erweiterung der Fachbereichsgremien 
um die zweifache Zahl der Professoren blähte 
die Zahl der Teilnehmer so sehr auf, dass die Sit-

BERNHARD DIESTELKAMP
Das Bild zeigt unseren Autor 
im Jahr 1967 als jungen 
Professor für Bürgerliches 
Recht und Deutsche Rechts- 
geschichte an der Johann 
Wolfgang Goethe-Universität.
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zungen zum Teil chaotisch verliefen. Das bes-
serte sich erst, als jede Gruppe nur noch eine 
festgelegte Anzahl von zu wählenden Vertretern 
entsenden durfte. Dadurch erhielt auch der 
Fachbereich Rechtswissenschaft eine funktio-
nierende Form. Eine zweite Korrektur glich die 
Drittelparität in den universitären Entschei-
dungsgremien den Erfordernissen einer Univer-
sität an. Die reine Drittelparität hätte zur Folge 
gehabt, dass studentische und nichtwissen-
schaftliche Fachbereichsvertreter, die niemals 
selbst eine wissenschaftliche Leistung erbracht 
hatten, über Berufungen oder Qualifikationen 
wie Habilita tionen hätten mitentscheiden dür-
fen. Deshalb wurde angeordnet, dass nur dieje-
nigen Ver treter über Qualifikationen oder Beru-

fungen entscheiden dürfen, die dafür selbst 
qualifiziert sind.

Ringen um die Juristenausbildung
Die schon vor 1968 laut gewordene Forderung 
nach einer Reform der Juristenausbildung tru-
gen die rebellierenden Studenten mit gesteiger-
ter Heftigkeit vor. Das zweiphasige Modell, in 
dem das Studium mit dem staatlichen Referen-
darexamen abgeschlossen wurde und dieser 
Phase die praktische Ausbildung mit dem zweiten 
Staatsexamen am Schluss folgte, galt als reform-
bedürftig. Nicht nur die Studierenden nahmen 
Anstoß am starken Einfluss der Prak tiker auf die 
zweite Phase der Ausbildung, weil sie darin den 
Grund für die ausgeprägt konservative Soziali-
sation der jungen Juristen sahen. 

Es wurden verschiedene Modelle einer ein-
phasigen Juristenausbildung entwickelt und 
teilweise auch realisiert. Kurzen Theoriephasen 
an der Universität sollten ebenso kurze Praxis-
phasen folgen. Alle Gebiete der Rechtswissen-
schaft sollten auf diese Weise in »Sandwich-
Manier« nacheinander abgearbeitet werden. 
Man erhoffte sich von der ständigen Rückkehr 
an die Universität eine Minderung des Einflusses 
der Praktiker. In einigen Modellen sollte jede 
Doppeleinheit mit einer Prüfung abgeschlossen 
 werden, so dass am Ende nur noch ein zusam-
menfassendes Schlussexamen abzulegen wäre, 
wenn nicht gar ganz auf ein Schlussexamen 
verzichtet werden sollte. Das in Frankfurt dis­
kutierte Modell war noch radikaler, weil die 
Professoren die Studierenden auch in den Praxis-
phasen begleiten wollten. Diese »Entstaat lichung« 
der Juristenausbildung wurde von den Prakti-
kern verständlicherweise als zu weitgehend 
empfunden. Das Modell scheiterte deshalb am 
Widerstand in der Politik, in der Juristen aller 
Professionen stark vertreten waren.

Umso intensiver hat der Frankfurter Fach­
bereich Rechtswissenschaft den Vorlesungskanon 
inhaltlich reformiert. Die Vertreter der einzelnen 
Teilgebiete entwickelten unter Beibe haltung der 
durch die Prüfungsordnung vorgegebenen Mate-
rien problemorientierte, stark theoriegeleitete 
Vorlesungen. Im Zivilrecht etwa war bislang der 
Stoff in Vorlesungen vorgetragen worden, die an 
den Büchern des BGB orientiert waren. Heutige 
Studienanfänger müssen nicht mehr – woran sich 
die meisten älteren Juristen mit Grausen erinnern 
werden – den besonders abstrakten und deshalb 
wenig anschaulichen Allgemeinen Teil des BGB 
schon im ersten Semester hören, weil er im ersten 
Buch des BGB abgehandelt wird. Nunmehr wurde 
der Stoff in Stoffeinheiten aufgeteilt (beispielsweise 
Vertragsrecht, Leistungsstörungen, Ausgleichs-
mechanismen), so dass alle zum jeweiligen Pro­
blembereich gehörenden Regelungen unabhängig 
von der Zugehörigkeit zu einem der Bücher des 

AUF DEN PUNKT GEBRACHT

•	 	Den	aufbegehrenden	Jura-Studenten	
ging es durchaus um eine inhaltliche 
Auseinandersetzung. Professor Helmut 
Coing, Gründer des Max-Planck-Instituts 
für europäische Rechtsgeschichte, 
wurde in der Vorlesungsdiskussion so 
sehr in Bedrängnis gebracht, dass er 
seine Venia Legendi für Rechtsphiloso-
phie zurückgab.

•	 	Mit	inhaltlichen	Reformbegehren	stießen	
die	Studenten	bei	dem	sich	gerade	
verjüngenden	Lehrkörper	auf	offene	
Ohren. Wer anders eingestellt war, 
verließ	Frankfurt	bei	nächster	Gelegen-
heit.	Bei	auswärtigen	Kollegen	stieß	die	
Haltung der Frankfurter Professoren 
auf Kritik.

•	 	Nicht	zuletzt	galt	auch	die	Juristenaus-
bildung als reformbedürftig. Man nahm 
Anstoß	am	starken	Einfluss	der	
Praktiker auf die zweite Phase der 
Ausbildung. Die Reform scheiterte am 
Widerstand aus der Politik, in der 
Juristen aller Professionen stark 
vertreten waren.

•	 	Reformiert	wurde	der	Vorlesungskanon.	
Die Vertreter der einzelnen Teilgebiete 
entwickelten problemorientierte, stark 
theoriegeleitete Vorlesungen. Mehr als 
bisher wurde Wert auf Methodenfragen 
und theoretische Grundlagen gelegt. 

•	 	Der	Vorwurf,	die	eigene	NS-Geschichte	
verdrängt zu haben, führte dazu, dass 
Veranstaltungen zu dieser Problematik 
angeboten	wurden.	Außerdem	wurde	
der erste Lehrstuhl für Rechtliche 
Zeitgeschichte eingerichtet.

ERHARD DENNINGER
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BGB behandelt werden konnten. Zudem wurde 
größerer Wert als früher auf Methodenfragen 
und theoretische Grund lagen gelegt.

Angriffe der Studenten auf das Übungs- und 
Benotungssystem in den Übungen mussten an 
den Anforderungen des Staatsexamens schei-
tern. Ein völliger Verzicht auf Benotung, durch 
die das angeblich im Notensystem liegende 
Repressionspotenzial der Ordinarien beseitigt 
werden sollte, widersprach der Justizprüfungs-
ordnung. Ähnliches ist zu Versuchen zu sagen, 
das System zu unterwandern, indem die 
 Studenten die Zulassung von Gemeinschafts­
arbeiten forderten. Das Interesse an dieser 
angeblich so viel produktiveren Arbeitsweise 
erlosch schon dann, als der Fachbereich diese 
Form zuließ unter der Bedingung, dass die 
 Einzelleistung jedes Beteiligten kenntlich und 
damit der individuellen Bewertung zugänglich 
zu machen sei. Auch der bornierteste Ideologe 
musste einsehen, dass keinem Studenten damit 
gedient gewesen wäre, wenn er die Universität 
ungeprüft hätte verlassen müssen, weil das Jus-
tizprüfungsamt ihn nicht zum Staatsexamen 
 zugelassen hätte wegen des Fehlens der Leis-
tungsnachweise, die die Justizprüfungsordnung 

für die Zulassung zum Referendarexamen for-
derte. Diese harte Nuss war nicht zu knacken, 
auch wenn man noch so radikal gegen die 
angeblich im Benotungssystem liegende Ordi-
narienwillkür anging.

Ein neuer Lehrstuhl für Rechtliche 
Zeitgeschichte
Dass die rebellierenden Studenten der älteren 
Generation vorwarfen, sich nicht ihrer NS-Ver-
gangenheit gestellt zu haben, traf die solcherart 
Angegriffenen ins Mark. Universitär bedeutete 
dies, dass die Rechtshistoriker sich nicht um  
die wissenschaftliche Aufklärung der Verwick-
lungen der juristischen Professionen in das 
 NS­Regime bemüht hätten. Dieser Vorwurf traf 
– von wenigen Ausnahmen abgesehen – zu. 
Daher nahmen die jüngeren Fachvertreter im 
Frankfurter Fachbereich die Herausforderung 
an, indem sie nicht nur Veranstaltungen zu 
 dieser Problematik anboten, sondern auch den 
ersten Lehrstuhl für Rechtliche Zeitgeschichte 
in der Bundes republik als Stiftungslehrstuhl 
einwarben, der bei der nächst folgenden Emeri-
tierung eines Rechtshistorikers dauerhaft etab-
liert wurde.

Selbstverständlich war es zu massiven Stö-
rungen von Lehrveranstaltungen gekommen, 
deren späteres Ausbleiben niemand bedauert 
hat. Doch was ist eine Störung? Viele ältere Pro-
fessoren empfanden schon Wortmeldungen 
während einer Vorlesung als Störung, weil es 
nicht üblich gewesen war, den Professor beim 
Vortrag zu unterbrechen. Solche Unterbrechun-
gen des Vorlesungsablaufs werden heute nicht 
mehr als Störungen angesehen, sondern als 
Möglichkeit zur Vertiefung des Lehrstoffes 
begrüßt. Meinen Eindruck, dass sich am Fach-
bereich mit den intensiven Diskussionen eine 
gegenüber früher offenere Debattenkultur ent-
wickelt habe, will ich nicht weiter vertiefen, 
weil ich mich damit auf das sehr dünne Eis des 
Subjektivismus begeben würde.

Gemessen an der Heftigkeit des Aufbegeh-
rens ist das, was von 1968 am Frankfurter Fach-
bereich Rechtswissenschaft geblieben ist, wenig 
spektakulär. Die hierarchische Struktur der 
alten Fakultät hätte auch ohne 1968 abgebaut 
werden müssen, weil sie dysfunktional geworden 
war. Dasselbe gilt für die inhaltlichen Reformen 
des Lehrplans und die Beschäftigung mit der 
jüngeren Vergangenheit der eigenen Profession. 
Somit besteht kein Anlass, die Diskussion über 
1968 und seine Folgen im Fach bereich Rechts-
wissenschaft der Goethe-Universität mit der-
selben Heftigkeit wie damals fortzuführen oder 
für diesen Sektor gar mit den 68ern und ihrem 
Erbe einen Pappkameraden aufzubauen, den 
man wegen seiner Gefährlichkeit bekämpfen 
müsse. 
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Alexander von Paleske, Jura-Student

DiE	StuDENtENREVoLtE	
HAt	DiE	LEtztEN	NAziS	
WEGGEFEGT

Jedes Mal, wenn ich in Frank-
furt	 bin,	 eine	Stadt,	 in	 der	 ich	
von 1960 bis 1980 gelebt habe 

und wo ich Ostern 1968, direkt nach 
meiner Entlassung aus der Bundes-
wehr,	 sofort	 an	 den	 großen	 oster-
demonstrationen teilgenommen habe 
– die Antwort auf das Attentat auf 
Rudi Dutschke –, zieht es mich in  
das alte Universitätsviertel an der 
Bockenheimer Warte. 

Erinnerungen werden wieder 
wach	 an	 eine	 Studentenzeit	 mit	
Demos, Teach-ins im Hörsaal V und 
VI des neuen – nun alten – Hörsaal-
gebäudes. Dort trat – unter anderem 
– auch der jetzige »Industrie-
Klinken putzer« und »Chefopportunist« 
Joseph (Joschka) Fischer auf, er 
wurde	 für	 die	 (aufrechte)	 Speer-
spitze des Proletariats gehalten.

Und es zieht mich auf die Zeil, 
wo ich mit zwei weiteren Kollegen 
1977 ein Anwaltsbüro aufmachte. 
Am Landgericht führte ich manches 
juristische	 Gefecht	 in	 Strafsachen,	
bis ich nach vier Jahren – nach Auf-
nahme meiner Tätigkeit als Arzt – die 
Anwaltszulassung wieder zurückgab.

»Was macht eigentlich …?« Diese 
Frage stellte ich mir, als ich mich 
daran erinnerte, wie ich seinerzeit 
von der Bahnhofspolizei auf dem 
Frankfurter Hauptbahnhof nach einem 
Flugblattverteilen misshandelt wurde, 
mit dem Kopf gegen die Wand ge- 
schlagen. Was aber noch mehr 
schmerzte war die Demütigung, die 
damit verbunden war. »Was macht 
eigentlich die seinerzeit bearbeitende 
Staatsanwältin?«

ich	hatte	Strafanzeige	gegen	die	
Verantwortlichen der Bahnhofs wache 
erstattet, und zwar direkt bei der 
Staatsanwaltschaft,	 damals	 bereits	
als Rechtsanwalt zugelassen, aber 
noch	Student	der	Medizin.	Die	Staats-
anwaltschaft	leitete	pflichtgemäß	ein	
Ermittlungsverfahren ein und beauf-
tragte dann die Polizei, die Verneh-
mungen der Kollegen durchzufüh-
ren. Es kam, wie es kommen musste: 
Nach der Vernehmung der Bahn-

polizisten, die selbstverständlich 
alles abstritten, stellte die besagte 
Staatsanwältin	das	Verfahren	ein.	

Diese	 Staatsanwältin	 war	 mir	
nur deshalb in Erinnerung geblie-
ben,	weil	 sie	 als	 Studentin	 in	 einer	
gestörten	 Vorlesung	 des	 Straf-
rechtsprofessors Geerds einem der 
»Störer«	 einen	Apfel	 anbot	 und	 ihn	
aufforderte,	nun	den	Hörsaal	zu	ver-
lassen. Über Google landete ich auf 

der	 Alumni-Seite	 der	 Frankfurter	
universität.	 Die	 Staatsanwältin	 hat	
erwartungsgemäß	 im	 Justizdienst	
Karriere gemacht, bevor sie vor 
einem Jahr in den hochverdienten 
Ruhestand ging.

Knapp am Berufsverbot vorbei
Frankfurt, wo ich die mir im städti-
schen Krankenhaus zum Heiligen 
Geist	 angebotene	 Stelle	 als	 Assis-
tenzarzt nicht antreten konnte, weil 

auf Anfrage beim Verfassungsschutz 
Zweifel an meiner Verfassungstreue 
geäußert	worden	waren.	

Ganz	 offensichtlich	 waren	 (und	
sind)	diese	Herrschaften	vom	Stamme	
Lausch und Horch nicht in der Lage, 
den Unterschied zwischen kritischem 
Rechtsdenken und Rechtsfeindschaft 
klar zu erkennen, ganz abgesehen 
davon, dass es bei der Ausübung 
ärztlicher Tätigkeit wohl kaum dar-
auf ankommen dürfte. 

Es war die Zeit der Berufs-
verbote, des Radikalenerlasses der 
damals sozialdemokratischen/frei-
demokratischen Bundesregierung. 
Stattdessen	 öffnete	 das	 erzkatholi-
sche Limburg an der Lahn seine Tore 
für mich und so trat ich am 1. Juli 
1979	meine	erste	Stelle	als	Assistenz-
arzt	am	St.-Vincenz-Krankenhaus	auf	
dem	Schafsberg	an.

Einer	 meiner	 Studienkollegen,	
damals ebenfalls dort als Assistenz-
arzt beschäftigt, teilte dem Chefarzt 
Dr. P. Becker gleich mit, dass ich als 
Student	 einer	 linken	 organisation	
[dem Kommunistischen Bund West-
deutschland, KBW] angehört hätte, 
worauf dieser nur trocken meinte, 
»damit werden wir auch noch fer-
tig«. Ich habe damals in Limburg 
weniger Angst während meiner Pro-
bezeit und danach ausgestanden als 
später im damals noch sozialdemo-
kratisch regierten Hamburg. Zu den 
von mir behandelten Patienten ge- 
hörte übrigens auch die Frau eines 
der besagten Bahnpolizisten aus 
Frankfurt. 

Frankfurt, 17. Oktober 1970 –  
Zweite Hausbesetzung
Aber das wollte ich eigentlich gar 
nicht erzählen, sondern ein Ereignis, 
das nunmehr sich zum vierzigsten 
Mal jährt: Die ersten Hausbesetzun-
gen in Deutschland, an deren zwei-
ter – die erste fand kurz zuvor in der 
Eppsteiner	Straße	47	statt	–	ich	aktiv	
beteiligt war.

Am 17. Oktober besetzte eine 
Gruppe	 von	 Studenten	 und	 kinder-
reichen Familien das Haus Cornelius-
straße 24. Dieses Haus war eines 
von	 mehr	 als	 dreißig	 Häusern	 im	
Frankfurter Westend, die leer stan-
den,	im	Falle	der	Corneliusstraße	24	
nicht	 ganz,	 denn	 im	 dritten	 Stock	
wohnte noch eine 90-jährige allein-
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stehende Dame namens Lessing, ver-
wandt mit dem Dichter G.E. Lessing.

Damals, das war die Zeit, als die 
Wohnhäuser des Frankfurter West-
end nach den Plänen des Baudezer-
nenten	Kampffmeyer	der	Spitzhacke	
preisgegeben werden sollten, um 
Platz	zu	schaffen	für	das	Finanzfurt-
Bankfurt, damals, als in Vorbe-
reitung zu diesem Kahlschlag 30 
Wohnhäuser leer standen, während 
gleichzeitig für untere Einkommens-
gruppen erschwinglicher Wohnraum, 
insbesondere	 für	 Studenten,	 kaum	
bzw.	gar	nicht	zu	finden	war.

Das	Haus	in	der	Corneliusstraße	
gehört(e) dem jüdischen Mitbürger 
Moritz Gertler, ehemaliger KZ-In- 
sasse,	dem	die	Nazi-Schergen	eine	
KZ-Nummer in den Oberarm einge-

brannt hatten, der aber das Glück hatte, 
den Holocaust zu überleben. Wir tra-
fen uns nach der Besetzung mit ihm. 
Trotz des Drängens des Polizeipräsi-
denten	weigerte	er	sich,	Strafantrag	
gegen uns Besetzer zu stellen.

[Die sozialen Probleme der kin-
derreichen Familien, die zuvor in 
Griesheim in Notunterkünften und 
Übergangswohnungen zusammen-
gepfercht gewohnt hatten, haben 
wir	 damals	 total	 unterschätzt.	 Sie	
reichten von Alkoholismus bis zur 
Psychopathie.	 Wenn	 die	 Presse	
kam, hat Frau Lessing die Hausbe-
setzung stets verteidigt: »Das ist 
wunderbar,	 was	 die	 Studenten	
machen.« Wir haben uns Interviews 
mit der Regenbogenpresse wie  
der »Bunten« aus Prinzip bezahlen 
 lassen.]

Das Haus wurde erst 1974, also 
vier Jahre nach der Besetzung, 
geräumt. Von der alten Besatzung 
sind mir noch zwei Namen in Erin-
nerung:	 Ludwig	 Salgo,	 mittlerweile	
Rechtsprofessor, und Thomas Eisen-
hardt, der Rechtsanwalt wurde. 

Den ersten Hausbesetzungen 
folgten noch weitere. Die Räumung 
der Häuser in der Bockenheimer 
Landstrasse/Ecke Alleenring führte 
1974 zu den härtesten Auseinander-
setzungen mit der Polizei.

Ironie der Geschichte: Der dama-
lige Polizeipräsident Knut Müller 
betrieb nach seiner Pensionierung 
eine Anwaltspraxis im Westend, in 
einem der Häuser, die dank der 
Hausbesetzungen und der Änderung 
der	Bebauungspolitik	nicht	der	Spitz-
hacke	zum	opfer	fielen.

Proletarier brauchen  
nicht studieren
Ich hatte das zweifelhafte Vergnügen, 
auf einer Demonstration in Frankfurt 
– es war wohl 1972 – in einem Block 
vor diesen gewaltbereiten Putzlern 
[u. a. Joschka Fischer] zu laufen. 
Diese Putzgruppler trugen Plastikbeu-
tel – Latscha-Tüten, wie sie damals 
hießen	–	mit	sich.	Warum,	das	sollte	
sich alsbald zeigen: Als der Demons-
trationszug	in	die	Einkaufsstraße	zeil	
einbog, wurden in den Plastiktüten 
mitgeführte	 große	 Steine	 auf	 die	
Fensterscheiben der Kaufhäuser ge- 
worfen.	unbeteiligte	Passanten	flüch-
teten	vor	dem	Steinhagel.	Ein	Wun-
der, dass niemand verletzt wurde.

[ich	 habe	 die	 Spontis	 nie	 ver-
standen. Wut und Gewalt gegen den 
Staat	ist	keine	Strategie	der	Verände-
rung. Bei einer der Demos habe ich 
fast einen Molotow-Cocktail abbe-
kommen.	 Seit	 dem	 tod	 von	 ulrike	
Meinhoff	im	Jahr 1976 bis heute gibt 
es	eine	Allianz	des	Schweigens	über	
die damaligen Täter.

Was mich geprägt hat, waren 
die politischen Ziele der 68er Jahre. 
Die Demonstrationen gegen den 
totalitarismus,	 die	 uns	 mit	 Studen-
ten	 in	 Griechenland,	 Spanien	 und	
Portugal verbanden. Wir haben 
damals gegen die Abschiebung des 
iranischen	Studenten	Ahmed	taheri,	
Mitglied	 der	 iranischen	 Studenten-
organisation	CiSNu,	protestiert.	Der	
Verdacht lag nahe, dass die Polizei 

einen lästigen Zeugen beseitigen 
wollte, denn Taheri war dem leicht 
angetrunkenen Hans-Jürgen Krahl 
zu Hilfe gekommen, als er sich vor 
dem	Walter-Kolb-Studentenheim	mit	
einer Zivilstreife der Polizei prügelte. 
Den doppelten Nasenbeinbruch er- 
litt den Krahl nach Aussage Taheris 
erst, als beide schon festgenommen 
und im Polizeiwagen auf der Fahrt 
zum Präsidium waren.

Die internationale Perspektive 
erstreckte sich auch auf das Erbe 
des Kolonialismus in Afrika. Ich 
habe den Werdegang des simbab-
wischen Politikers Robert Mugabe 
aufmerksam verfolgt. Meine Ent-
scheidung, 1987 als leitender Arzt an 
das	Mpilo-Hospital	Bulawayo	in	Sim-
babwe zu gehen, hätte ich ohne die 
68er-zeit	in	Frankfurt	nicht	getroffen.]	

Abrechnung mit der  
Nazi-Vergangenheit
Es	war	 vor	 allem	 die	 Studentenbe-
wegung, die während und nach dem 
Zweiten Weltkrieg Geborenen, die 
ihren Eltern Fragen stellten nach 
dem Unrecht und wie es überhaupt 
geschehen konnte. Die Eltern wehr-
ten ab, sie hatten angeblich von alle-
dem ja nichts gewusst.

Gerade auch gegen diese Heu-
chelei, dieses Nicht-wahrhaben-
Wollen, aber auch gegen die Weiter-
beschäftigung hoher und höchster, 
schwer belasteter Amtsträger in der 
Bundesrepublik, und gegen die Ver-
brechen,	 die	 nun	 von	 der	 Sieger-	
und	 Befreiungsmacht	 uSA	 in	 Viet-
nam verübt wurden, richteten sich 
die	Proteste	der	APo,	der	außerpar-
lamentarischen Opposition, die 1968 
ihren	 Höhepunkt	 erreichten.	 Selbst	
der israelische Botschafter Asher 
Ben Nathan bemerkte Jahre später 
über die APO: »Die hat ja immerhin 
die letzten Nazis weggefegt.«

Und diese Bewegung führte 
schließlich	auch	Willy	Brandt	an	die	
Macht, der dann 1970 – nicht für sich 
selbst – stellvertretend für alle, auch 
die, die Abbitte zu leisten hatten, 
aber es nicht taten, in Warschau am 
Denkmal für die Opfer des Faschis-
mus niederkniete. Brandt, der eine 
Versöhnungspolitik mit den von den 
Nazis geschundenen Ländern Ost-
europas, insbesondere Polen, ein-
leitete, die seine Vorgänger im Amt 

Das ehemals von Paleske  
und seinen Mitstreitern 

besetzte Haus in der 
Corneliusstrasse 24 heute.
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des Bundeskanzlers nicht einleiten 
wollten	oder	konnten.	Sein	unmittel-
barer Vor gänger: Kurt Georg Kiesin-
ger,	 seinerzeit	NSDAP-Mitglied	und	
im Auswärtigen Amt beschäftigt.  
[Er wurde für seine Vergangenheit 
im November 1968 von der Jour-
nalistin	 Beate	 Klarsfeld	 öffentlich	
geohrfeigt.]

Viele der damals für die Ermor-
dungen Verantwortlichen wurden 
niemals zur Rechenschaft gezogen 
und konnten nach dem Ende der 
Naziherrschaft weiter ungestört 
ihren Beruf ausüben. Mediziner wie 
der führende Ärztefunktionär Prof. 
Hans	 Joachim	Sewering,	 der	 Pati-
enten zur Euthanasie freigegeben 
hatte, machten im Nachkriegs-
Deutschland Karriere und wurden 
noch in den 70er Jahren mit Orden 
überschüttet. Es waren nicht die 
Ärzte, die dies als einen Akt der 
Selbstreinigung	aufdeckten,	sondern	
der investigative Journalist Ernst 
Klee,	der	dieses	finstere	Kapitel	mit	
Personendaten, Fallbeschreibungen 

und aufrüttelnden Artikeln immer 
wieder	 in	 das	 öffentliche	Bewusst-
sein hob. 

Nicht zufällig erhielt Klee 1976 
ein	Hausverbot	für	die	psychiatrische	
Universitätsklinik von dem Frankfur-
ter	 Psychiater	 Prof.	 Hans-Joachim	
Bochnik. Ein Mediziner, der mir aus 
meiner	Studienzeit	in	Frankfurt	noch	
durch	 seinen	 offenbaren	 Mangel	 
an	 Empathie	 und	 durch	 süffisante	
Bemerkungen nach den Patienten-
vorstellungen in denkbar schlechter 
Erinnerung geblieben ist.

Der Beitrag besteht aus leicht modifizierten 
Auszügen von Blog- Beiträgen Alexander 
von Paleskes, ergänzt um Informationen  
aus einem Interview mit Anne Hardy am 
8. März 2018. Diese sind durch Einschübe 
in eckigen Klammern gekennzeichnet. 

Link zum Blog von  
Alexander von Paleske

https://politicacomment.wordpress.com
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Walter E. Müller, Pharmaziestudent

GEGEN	DAS	
AUTORITÄRE GEBAREN 
DER ORDINARIEN

Ich hatte im Wintersemester 1968 
in Frankfurt mit dem Pharmazie-
studium angefangen. Das pharma-

zeutische Institut lag ja damals in 
der	 Georg-Voigt-Straße,	 also	 nicht	
weit	entfernt	vom	zentrum	der	Stu-
dentenunruhen, dem Uni-Hauptge-
bäude mit der Aula. Daher haben  
wir einiges von den Protesten mit-
bekommen. Zum Beispiel haben  
wir immer die Plakatanschläge am 
Hauptgebäude gesehen, wenn wir in 
die Mensa gingen. Die eigentlichen 
Unruhen gingen aber doch von der 
geisteswissenschaftlichen Fakultät 
aus.	 Bezogen	 auf	 die	 Situation	 in	 
den Naturwissenschaften könnte man 
nicht sagen, dass die ganze Uni-
versität in Aufruhr war. Wir mussten 
ja auch Kurse und Vorlesungen in 
anderen Fächern belegen, zum Bei-
spiel in Chemie und in der medizini-
schen Fakultät, und das lief eigent-
lich mehr oder weniger normal.

Als	 ich	 1968	 mit	 dem	 Studium	
anfing,	habe	ich	die	Proteste	als	ver-
gleichsweise friedlich erlebt. Man 
könnte fast sagen, dass die Revolu-
tion damals »mit Fun versehen war«. 
Wenn	eine	Straßenbahn	in	eine	Stu-
dentendemonstration geriet, wurde 
gegebenenfalls der hintere Wagen 
abgekoppelt; damals bestanden die 
Straßenbahnen	noch	aus	zwei	Wagen.	
Ein oder zwei Jahre später – so habe 
ich es erlebt – schlugen die Proteste 
dann in militante Aktionen um: Ich 
hatte zusammen mit Kommilitonen 
eine Wohnung an der Ecke Bocken-
heimer	Landstraße/Beethovestraße.	
Eines Tages, als wir aus dem Labor 
nach Hause gingen, sind wir in 
eine Riesendemonstration geraten. 
In der Höhe des Palmengartens hat-
ten	 die	 protestierenden	 Studenten	
die	 Bockenheimer	 Landstraße	 auf- 
ge	rissen,	 Pflastersteine	 herausge-
brochen	und	sich	eine	Schlacht	mit	
der Polizei geliefert.

In der Anfangszeit fand ich die 
Proteste zum Teil durchaus ange-
bracht. Manche der extrem linken 
Parolen,	 die	 damals	 geäußert	 wur-

den, habe ich nicht mitgetragen. 
Aber gerade die Kritik an den struk-
turellen Bedingungen der Univer-
sität, die fanden wir eigentlich alle in 
Ordnung. Viele von uns haben sich 
dann inhaltlich von den Protestie-
renden gelöst, als das Ganze immer 
weiter in eine links-autoritäre Politik 
rutschte und in Gewalt umschlug. 
Das	 war	 zum	 Schluss	 so	 ein	 zwi-
schending von extremer politischer 
Äußerung	und	Freude	an	der	Gewalt.	
Für uns war da der Punkt erreicht, 
wo wir die Forderungen der studen-
tischen Aktivisten nicht mehr mit-
tragen konnten.

Ein paar Mal bin ich sicher auch 
bei uniweiten Vollversammlungen 
gewesen. Aber mit den dort vorge-
tragenen theoretischen Diskussio-
nen konnte ich nicht so viel anfan-
gen	–	 ich	hatte	 ja	vor	dem	Studium	
ein zweijähriges Berufspraktikum 
absolviert, und dabei bekommt man 
schon einen anderen Blick auf die 
Dinge. Man sieht Missstände und 
möchte diese ändern. Das war 
damals ganz anders bei den Anfüh-
rern	der	protestierenden	Studenten	
aus	den	Reihen	des	SDS	(=	Sozialis-
tischer	 Deutscher	 Studentenbund).	
Der Aufruhr an der Universität 
diente ihnen nicht primär dazu, die 
Zustände an der Universität zu ver-
bessern. Vielmehr war für sie die 

Situation	 an	 der	 universität	 das	
 Mittel zum Zweck, Kritik und Desta-
bilisierung	 des	 politischen	 Systems	
zu erreichen. Im Gegensatz dazu 
haben mich die Versammlungen der 
Pharmaziestudenten immer wieder 
mitgerissen, weil es da primär um  
die	 Bedingungen	 in	 unserem	 Stu-
dium ging. 

Ich erinnere mich auch, dass 
sich die Kritik der Pharmaziestuden-
ten ganz besonders an manchen 
Ordinarien entzündete, vor allem am 
damaligen Direktor des pharmazeu-
tischen Instituts, Professor Herbert 
Oelschläger. Er war ein sehr ein-
flussreiches	 und	 aktives	 Mitglied	 
der naturwissenschaftlichen Fakultät 
und	des	Senats.	Er	war	autoritär	und	
selbstherrlich und auch konstrukti-
ver K ritik nur begrenzt zugänglich. 
An der alten Ordinarien-Universität 
war	 seine	 Stellung	 nahezu	 unan-
greifbar. Er konnte es sich beispiels-
weise erlauben, eine Prüfung für 
zwei Uhr anzusetzen und dann erst 
um sechs Uhr abzuhalten. Auf der 
anderen	 Seite	 hat	 er	 aber	 einige	
zukunftsweisende Neuerungen in der 
Frankfurter Pharmazie eingeführt, wie 
etwa die objektive Auf nahmeprüfung 
für die Zulassung zum Pharmaziestu-
dium (die leider später vom Verwal-
tungsgericht gestoppt wurde) und 
die	Öffnung	des	Pharmaziestudiums	
für eher medizinische Lehrinhalte. 
Davon habe ich später als Doktorand 
in der Pharmakologie der medizini-
schen Fakultät in Mainz deutlich pro-
fitiert.	Als	Folge	der	68er-umwälzun-
gen wurde statt der Ordinarien- 
Univer sität die Gremien-Universität 
mit vielen Fachbereichen anstatt 
weniger Fakultäten eingeführt, also 
gewissermaßen	 Demokratie	 statt	
absoluter Monarchie – nicht perfekt, 
aber allemal ein Fortschritt.

Die Erinnerungen zeichnete  
Stefanie Hense auf.
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PROF. DR. WALTER E. MÜLLER, 
Jahrgang 1947, war von 1997 bis 2013 
Direktor des pharmakologischen 
Instituts für Naturwissenschaftler. 
Als Professor für Pharmakologie 
und Toxikologie hat er sich mit  
den Wirkungsmechanismen von 
Antidepressiva, Anxiolytika (Angst- 
 lösern) sowie Antidementiva 
beschäftigt und die Neuropatho-
logie der zugrunde liegenden 
Krankheiten erforscht.

34    1.2018  |  Forschung Frankfurt

Innenansichten

Walter Müller mit seiner 
späteren Frau Heidrun, 1968/69
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S ein Weg bis zum Studium an der Goethe-
Universität ist ein weiter: Erst mit 26 
schreibt sich Hans­Jürgen Birkholz in 

Frankfurt für die Rechtswissenschaften ein. Ein 
Jahr später, im Juni 1967, ist er bereits Vorsit-
zender des AStA, gewählt mit StuPa-Stimmen 
des SDS, des SHB und der Korporierten. In 
bewegten Zeiten versieht er ein Amt, das aus 
seiner Rückschau aber wenig Revolutionäres an 
sich hat. »Das Verhältnis zwischen AStA und 
Unileitung war damals keineswegs zerrüttet; 
auch der Rektor, der Soziologe Walter Rüegg, 
war an einer Erneuerung der Hochschule inter-
essiert«, betont Birkholz im Gespräch. Die gute 
und vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen 
Rektorat und AStA manifestiert sich für Birk-
holz auch in einer besonderen Personalie: Klaus 

Viedebantt, tüchtiger Pressereferent des AStA, 
wird auf Wunsch des Rektors Pressereferent in 
der »Akademischen Presse­ und Informations-
stelle« der Goethe­Universität (vgl. S. 13).1

Vollzeitjob: AStA-Vorsitzender
AStA-Vorsitzender zu sein, ist damals ein »Voll-
zeitjob«, wie Birkholz betont: Er ist an der Goethe-
Universität, die damals ca. 17 000 Studierende 
zählt, unter anderem verantwortlich für das 
Reisereferat, die Mensa und die Studenten-
wohnheime, Mitglied des Aufsichtsrates der 
bundesweiten Studentenkrankenversicherung 
und auch begehrter Ansprechpartner bei zahl-
reichen Presseanfragen. Sein Stellvertreter ist 
Wolfgang Streek, der nach dem Studium ein 
renommierter Soziologie-Professor wird. Auch 
Klaus Kreppel, den Vorsitzenden der Humanis-
tischen Studentenunion und bewährten Mit-
streiter, möchte Birkholz gerne in Rückblicken 
zu 68 erwähnt sehen. »Die heutige Sicht auf 68 
konzentriert sich auf einige wenige Stars wie 
Cohn­Bendit, Dutschke oder Krahl. Aber es gab 

»Reformer  
unter den 68ern 
sind heute in  
Vergessenheit  
geraten«
von Dirk Frank

Hans-Jürgen Birkholz,	AStA-Vorsitzender	 
an der Goethe-Universität von 1967 bis 1968, 
erinnert sich an sein ebenso forderndes 
wie vielfältiges Amt. Er bemängelt die 
seiner Ansicht nach einseitige Fokussierung 
vieler Rückblicke auf revolutions verliebte 
Theoretiker. 1 Hans-Jürgen Birkholz (r.) 

zusammen mit  
Hans-Jürgen Krahl.

1 Vgl. Olaf Kaltenborn: 50 Jahre Hochschulkommunikation an  
der Goethe-Universität. In: UniReport 6/2016, S. 1/14.  
http://www.unireport.info/64338801/Unireport_6-16.pdf
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auch viele andere, die sich damals politisch 
innerhalb und außerhalb der Uni engagiert 
haben«, unterstreicht Birkholz. Mit KD Wolff, 
dem damaligen SDS-Vorsitzenden, aber auch 
mit Hans­Jürgen Krahl hatte Birkholz durchaus 
viel Kontakt. Er erinnert sich an zwei denk-
würdige Reisen: »Mit KD Wolff und mit Klaus 
 Kreppel habe ich mich auf den Weg zu Willy 
Brandt nach Bonn gemacht, um über die Ver-
schleppung des Frankfurter Studenten Chung 

durch den koreanischen Geheimdienst zu 
 sprechen, aber wir erhielten keinen Zugang 
zum Ministerium. Eine ebenso gescheiterte 
 Mission passierte mir mit Hans­Jürgen Krahl: 
Wir fuhren zusammen mit dem Auto nach Ber-
lin, um mit Rudi Dutschke über die Studenten-
proteste zu sprechen; der wollte sich an dem Tag 
aber lieber um seine Familie kümmern.« Auf 
vielen zeitgenössischen Fotos erscheint Birkholz 
als ein ordentlich gekleideter und gescheitelter 
junger Mann, der nur wenig Revoluzzerhaftes 
ausstrahlt. »Ich hatte so viele wichtige Ämter 
inne, da war ein entsprechendes Äußeres erfor-
derlich«, betont Birkholz, der aber auch keinen 
Hehl daraus macht, dass die in den 60er Jahren 
aus Amerika nach Deutschland schwappende 
Hippiekultur ihn nie interessiert hat. 

»Revolutionsspinnereien«
Wie so viele seiner Generation wird Birkholz 
vor allem durch den Vietnamkrieg, die Not-
standsgesetze und die unbefriedigenden Studien-
bedingungen an den Hochschulen politisiert. 
Seine Wahl zum AStA­Vorsitzenden findet nur 
wenige Tage nach dem Ereignis statt, dem im 
Hinblick auf die 68er­Proteste wohl eine Initial-
zündung zukommt: die Erschießung Benno 

Ohnesorgs im Zusammenhang mit dem Schah­
Besuch in Berlin. Birkholz, seit über 50 Jahren 
Mitglied der SPD, hat sich selber immer als 
Reformer gesehen, auch wenn er durchaus den 
linken Idolen der Zeit wie Mao Tse­tung und 
Che Guevara nacheifert. »Was ich aber über die 
beiden Ikonen der Linken im Nachhinein erfah-
ren musste, hat mich entsetzt«, betont er heute. 
Mit den manchmal etwas abgehobenen Kom-
militonen des SDS konnte er damals wenig 
anfangen, auch wenn er ihnen anfangs durch-
aus Respekt entgegen brachte. Dieser schwand 
aber in dem Maße, wie der SDS sich in »luftigen 
Ideen der Revolution verirrte«, wie Birkholz es 
heute beschreibt. In der Publikation »Der SPIEGEL 
fragte: Ist eine Revolution unvermeidlich?« 
werden 1968 Schriftsteller, Wissenschaftler und 
AStA­Vertreter zu einer These von Hans Mag-
nus Enzensberger befragt, nach der das politi-
sche System der Bundesrepublik nicht mehr 
reparierbar und daher nur noch die Alternative 
Zustimmung oder Überwindung möglich sei. 
Birkholz als AStA-Vorsitzender der Goethe-Uni-
versität wendet sich im Buch vehement gegen 
Enzensbergers Entweder-oder-Denken: »Wir 
lassen uns nicht zu einer Wahl zwingen zwi-
schen revolutionärem Biertisch und kritikloser 
Affirmation einer sich langsam faschisierenden 
Gesellschaft, solange wir Notstandsgesetze noch 
verhindern können. Das ist zwar anstrengender 
als das Hantieren mit theoretisch nicht ausge-
wiesenen Systembegriffen; dafür ist es aber auf 
die Dauer erfolgversprechender.« (S. 41/42) Auch 
heute noch nennt Birkholz Enzensbergers 
damalige Gedanken »Revolutionsspinnereien«. 

Erschwerte Bildungsbiografie 
Es mag unzutreffend sein, dass es sich bei der 
68er-Generation ausschließlich um wohlbehü-
tete Bürgersöhnchen und -töchterchen gehan-
delt habe. Auf Hans­Jürgen Birkholz würde das 
Klischee ohnehin nicht zutreffen, denn sein 
Weg an die Universität und in das Zentrum  
der Protestkultur ist ein in vielfacher Hinsicht 
beschwerlicher. Der 1940 in Eisenach Geborene 
nennt die Erinnerungen an zahlreiche Flieger-
angriffe, an Hunger und Entsagung traumatisch. 
Birkholz wächst in einer pietistisch geprägten 
Familie auf. Seine Mutter, die Anfang der 30er 
Jahre als Krankenschwester den letzten deutschen 
Kaiser im niederländischen Exil pflegt, erzieht 
ihre Kinder christlich und »kaisertreu«, sein 
Vater stirbt in der Kriegsgefangenschaft. Birkholz 
darf in der DDR nicht die Oberschule besuchen, 
weil seine Eltern angeblich dem höheren Bürger-
tum entstammen. Schon in der Schule eckt er 
mit seinen Meinungen an; er vermutet heute, 
dass auch sein Studienwunsch »Theologie« 
dazu führt, dass er nur eine Lehre als Gärtner 
antreten kann. Weil er nicht Mitglied der Pio-

2 Diskussion mit  
Kultus	minister	Ernst	Schütte	

auf dem Unigelände.
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niere und der FDJ 
ist, kann er auch 
nicht die Garten-
baufachschule besu-
chen. Ende der 50er 
Jahre flüchtet er in 
den Westen, arbeitet 
auch hier anfangs  
in einem Gärtnerbe-
trieb. »In der DDR 
und dann auch im 
Westen habe ich 
körperlich sehr hart 
gearbeitet, das hat 
mich sehr geprägt.« 

Doch Birkholz ist von Bildungshunger getrieben, 
er holt die Mittlere Reife nach und macht dann 
sogar das Abitur auf dem Hessenkolleg in Rüssels-
heim. Nach dem Beginn des Studiums im Jahre 
1966 tritt er in den SHB, den Sozialdemokratischen 
Hochschulbund, ein, der der SPD nahesteht. 

Politisiert bis ins hohe Alter
Drei Semester lang bleibt Birkholz AStA-Vorsit-
zender, Ende 1968 wird er abgewählt. Durch die 
hohe Arbeitsbelastung hat er sein Jurastudium 
vernachlässigt, entscheidet sich schließlich zum 
Abbruch. Er sattelt um und studiert Lehramt für 
die Haupt­ und Realschule. Nach dem Zweiten 
Staatsexamen erhält er keine feste Anstellung, 
wird stattdessen bei der Stadt Rüsselsheim 
Abteilungsleiter für die Jugendfreizeitein-
richtungen, steigt dann später auf zum stell-
vertretenden Kulturamtsleiter. Birkholz sieht 
sich nach wie vor als politischer Mensch, viele 
Ehrenämter belegen sein Engagement, unter 
anderem in den Gewerkschaften GEW und 
verdi, im Bund Umwelt und Naturschutz im 

hessischen Landesvorstand, als 1. Vorsitzender 
des Rüsselsheimer Mietervereins, als Sprecher 
der Nauheimer Bürgerinitiative gegen den Flug-
hafenausbau in Frankfurt und als Vorsitzender des 
Naturschutzbeirates beim Regierungsprä sidenten 
in Darmstadt. Bei den heutigen Studierenden 
vermisst er, dass sie sich nicht den  vielfältigen 
Herausforderungen der Gegenwart stellen, zum 
Beispiel gegen AfD und PEGIDA auf die Straße 
gehen. Dabei sieht Birkholz durchaus die Unter-
schiede zu seiner eigenen Soziali sation, in der 
die konservativen und bisweilen auch reaktio-
nären Überzeugungen der Eltern- und Groß-
elterngeneration junge Menschen in den Protest 
trieben. Natürlich sei der Genera tions konflikt 
heute weniger stark ausgeprägt, zudem die  
Welt komplexer und die politische Landschaft 
unübersichtlicher geworden, konzediert er. 

Das im In­ und Ausland viel diskutierte 
»Schmähgedicht« des Satirikers Jan Böhmer-
mann auf den türkischen Präsidenten Erdogan 
hat Birkholz an eine Aktion seiner Amtszeit als 
AStA-Vorsitzender erinnert, auf die er heute 
noch stolz ist: Nach dem Schah-Besuch in Berlin 
werden Studenten angeklagt, ein ausländisches 
Staatsoberhaupt beleidigt zu haben. »Ich rief 
meine Kommilitonen zur Solidarität mit den 
Angeklagten auf, und innerhalb kürzester Zeit 
gelang es, an den deutschen Unis 50 000 Selbst-
bezichtigungen einzusammeln.« Allein in Frank­ 
furt sind es 10 000, die angeben: »Auch ich habe 
gerufen, dass der Schah ein Mörder ist« – die 
Verfahren in Berlin werden danach eingestellt. 
Birkholz zeigt sich daher sehr erleichtert 
 darüber, dass der Majestätsbeleidigungsparagraf 
103, auch »Schah­Paragraf« genannt, nach der 
Affäre um Böhmermanns Provokation end gültig 
abgeschafft wird. 
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Alwin Schempp, Physikstudent

AUF NEUGIERDE FOLGTE 
ENttÄuSCHuNG

Ich habe 1964 in Frankfurt mit dem 
Physikstudium	 angefangen.	 Für	
mein	 Studium	 reichte	 das	 Geld	

nicht, ich musste nebenbei auf dem 
Bau	arbeiten	und	 im	Semester	 zum	
Beispiel	 im	Studentenschnelldienst.	
Aber diese Erfahrungen waren auch 
hilfreich und ich fand es später 
 besser als bei einem Jura-Kommi-
litonen, der von seinen Eltern so  
viel Taschengeld erhielt, dass sein 
 erstes selbst verdientes Gehalt 
	niedriger	ausfiel.	

1967 bin ich für die Diplomarbeit 
in	das	institut	für	Angewandte	Phy-
sik eingetreten. Das Arbeitsgebiet 
des IAP-Direktors Hermann Dänzer 
war	Beschleunigerphysik.	Er	war	ein	
ordinarius	der	alten	Schule,	der	eine	
sehr gute Vorlesung hielt und die 
Studenten	für	»seine«	Physik	begeis-
tern konnte und »seinen Leuten« viel 
Freiraum	ließ.	Hierarchische	Struktu-
ren habe ich kaum zu spüren bekom-
men. Ich kam in die neue Arbeits-
gruppe von Horst Klein, der damals 
neuer	 außerplanmäßiger	 Professor	
war und nur ein paar Jahre älter als 
wir	 Studenten.	 Später	 wurde	 er	
Dänzers Nachfolger. Ich hatte viel 
Freiheit, meine Ideen im Labor des 
Instituts zu realisieren. Gruppenarbeit 
war eine Basis und so kamen auch 
Kollegen aus anderen Arbeits-
gruppen zu uns und  diskutierten, wie 
man bestimmte Dinge realisieren 
oder optimieren könnte. Wir hatten 
die Freiheit, uns damit neben der 
Diplomarbeit zu beschäftigen und 
uns gegenseitig zu helfen. 

Weil Dänzer und Klein sehr 
 liberale Gruppenleiter waren, hatte 
ich also nicht unter der Willkür von 
Ordinarien zu leiden gehabt, als 1968 
die	Studentenproteste	begannen.	zu	
der Zeit hatte ich meinen ersten Uni-
Job, ich war Hiwi im Praktikum und 
konnte	mich	auf	mein	Studium	kon-
zentrieren.	 ich	 weiß	 noch:	 Walter	
Greiner, der gerade auf die Profes-
sur	für	theoretische	Physik	berufen	
worden war, war total gegen die 
Studentenproteste.	 ich	 bin	 zu	 den	
Vollversammlungen hingegangen. 

Am Anfang war das ganz schön und 
interessant. Aber wir Naturwissen-
schaftler konnten es uns nicht leis-
ten, bis um drei Uhr morgens zu dis-
kutieren. Wir mussten am nächsten 
Tag um acht in der Vorlesung sein. 
Wenn	 wir	 die	 ausfallen	 ließen,	
waren wir schnell abgehängt.

Die meisten Beschlüsse im 
Namen	aller	Studenten	wurden	des-
halb gefasst, wenn die aktiv, enga-
giert	Studierenden	wie	zum	Beispiel	
die Naturwissenschaftler nicht mehr 
da waren. Und was dabei heraus-
kam, war für jemanden, der in Logik 

geschult worden war, auch wider-
sprüchlich. Da wurde gesagt: »Wir 
demonstrieren gegen das Establish-
ment, und folglich sind wir für die 
kommunistische Weltrevolution und 
für die Befreiung der Arbeiterklasse.«

Man kann gegen das Establish-
ment sein, ohne die kommunistischen 
Ideen zu befürworten. Für mich war 
der Kommunismus keine Option, 
nachdem ich gelesen hatte, dass 
Karl Marx seine kinderreiche Familie 
fast hat verhungern lassen, während 
er in London das Kommunistische 

Manifest schrieb! Was mich und 
auch meine Kommilitonen abge-
schreckt hat, ist, dass die Anführer 
der	Studentenbewegung	den	Protest	
gegen Missstände mit der Zustim-
mung zu einer bestimmten Ideologie 
gleichgesetzt haben. Das ist ein 
Missbrauch der Massen, eine unzu-
lässige Instrumentalisierung.

Bei der Besetzung der Uni war 
ich noch dabei. Einmal war ich 
 derjenige, der das Werkzeug mit-
brachte, um die Eingangstür des 
Hauptgebäudes zu blockieren. Ich 
habe sie sachgerecht verkeilt. Aber 
als die Besetzung zu Ende war, habe 
ich die Keile ordentlich entfernt. Es 
war nichts beschädigt. Das ist mir 
wichtig.	Gewalt	und	Sachbeschädi-
gung habe ich immer abgelehnt und 
ich war es nicht gewohnt, dass mir 
jemand hinterherräumt.

Auch das Attentat auf Rudi 
Dutschke war für mich keine Legiti-
mation	dafür,	 Steine	 zu	werfen.	 ich	
weiß	noch,	wie	 ich	das	 Foto	 in	der	
Zeitung und dann vor der Mensa 
sah: In der Bockenheimer Land-
straße	waren	Pflastersteine	aus	der	
Straße	 gerissen	 worden.	 Das	 war	
für mich das Ende.

Dennoch hatte ich in dieser  
Zeit viele politische Diskussionen 
mit meinen Kommilitonen. Auch wir 
 fanden, dass eine Reform der Ordi-
narien-Universität notwendig sei. 
Obwohl ich betonen muss, dass 
Walter Greiner und Werner Mar-
tienssen als damals ganz junge Pro-
fessoren uns nicht das Gefühl von 
Hierarchie gaben. Als dann 1970 das 
neue Universitätsgesetz in Kraft trat 
und die Ordinarien in Professuren 
übergeleitet wurden, hat man auch 
viele damalige Assistenten zu Pro-
fessoren gemacht. Es gab also viel 
mehr junge Professoren und die hat-
ten	noch	mehr	Nähe	zu	den	Studen-
ten, weil sie zum Beispiel in Praktika 
Studenten	betreut	hatten	und	»näher	
dran« waren. Mit der Überleitung 
wurde auch der akademische Mittel-
bau	gestärkt.	So	ergaben	sich	Mög-
lichkeiten der Mitwirkung, der Mit-
arbeit und mehr Transparenz für die 
Entscheidungen im Fachbereich und 
im Institut. Das war ein Erfolg  
der 68er. Ich promovierte 1973 und 
wurde	1976	akademischer	Rat.	Seit-
dem habe ich Vorlesung gehalten, ZE
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PROF. DR. ALWIN SCHEMPP, 
Jahrgang 1945, war von 1993 bis 
2010 außerplanmäßiger Professor in 
der Arbeitsgruppe Ionenbeschleuni-
ger am Institut für Angewandte Physik. 
Sein Spezial gebiet sind sogenannte 
RFQ-Beschleuniger, die Teilchen 
auf bis zu ca. eine Million Elektronen- 
volt beschleunigen und große 
statische Vorbeschleuniger 
ersetzen.
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Praktika	 geleitet	 und	 Studenten	
betreut	und	diese	Stellung	gab	mir	viel	
Freiheit, selbstständig zu arbeiten. 

Für zahlreich geförderte Projekte 
und Zusammenarbeiten mit For-
schungsinstituten und Univer sitäten 
haben wir im Rahmen von Diplom- 
und Doktorarbeiten RFQ-Beschleuni-
ger entwickelt, realisiert und so auch 
die Examensarbeiten und Hiwi- und 
Mitarbeitergehälter	finanziert.	

Neue Ideen zu entwickeln und 
durch die Realisierung überprüfen 
zu können, war auch für die zahl-
reichen Doktoranden motivierend. 
Sie	erlebten	teamarbeit,	 internatio-
nale Kollaborationen und Konferen-
zen. Das war attraktiver, als eine 
Arbeit zu schreiben, die in einem 
Schrank	 einer	 Bibliothek	 weitge-
hend ungelesen verbleibt. 

Was mir noch einfällt: In den 
68ern	wurde	auch	die	idee	des	Stu-
dium generale propagiert. Damals 
habe ich zum Beispiel eine Vor-
lesung	von	Carlo	Schmid	gehört.	Er	
war Professor für politische Wissen-
schaft und Bundestagsvizepräsident. 
Das war eine super Vorlesung. Mit 
Iring Fetscher konnte ich nicht viel 
anfangen, Habermas fand ich grau-
envoll und Adorno zu weit weg. Und 
auch	die	Vorlesungen	in	Soziologie,	
Wirtschaftswissenschaften und Jura 
haben mir nichts gebracht. Zum 
	Beispiel	die	Definition:	»Ein		Verlöbnis	
ist ein nicht einklagbares Verspre-
chen.«	 Dafür	 verging	 eine	 Stunde	
Vorlesung.	 So	 etwas	 bin	 ich	 als	
Naturwissenschaftler nicht gewohnt, 
lieber eine Kurzfassung und Bei-
spiele (nicht labern, sondern labore). 

Ich wollte nicht so viel diskutieren, 
sondern lieber etwas tun.

Was mir an der 68er-Bewegung 
unverständlich bleibt: dass meine 
Generation	ihren	Eltern	das	Schwei-
gen über die nationalsozialistische 
Vergangenheit vorgeworfen hat. 
1945 ging es doch erstmal um das 
Überleben und den Wiederaufbau. 
In meiner Familie wurden die Vor-
kriegs- und Kriegs- und Nachkriegs-
zeiten	 oft	 thematisiert.	 Schon	 in 
 der Realschule hatte ich einen sehr 
guten Unterricht in Geschichte und 

Sozialkunde.	 Darin	 kam	 natürlich	
auch	die	NS-zeit	vor,	und	zwar	über-
proportional	häufig.	Genauso	wichtig:	
die Ursachen dieser Entwicklungen. 
Das	 Wichtigste	 an	 diesem	 Schul-
unterricht war für mich: Wir haben 
Toleranz gelernt, wenn alle einer 
Meinung waren, war was faul. Ein 
anderer Blickwinkel verändert oft 
das Bild, aber nicht die Fakten. Auch 
deshalb war Radikalisierung für mich 
keine Option. 

Innenansichten

1 Alwin	Schempp	(kniend)	 
und sein Team.

2 Details der Elektroden, 
zwischen denen  
eine	Spannung	von	bis	 
zu 100 000 Volt liegt.

3 Ein Messaufbau bei  
der Inbetriebnahme.
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Interview mit dem Ökonomie-Professor  
und	zeitzeugen	Reinhard	»Harry«	Schmidt

Stefan Terliesner: Herr	Professor	Schmidt,	
Sie	sind	seit	Jahrzehnten	an	der	Goethe-
Universität tätig – unter anderem als 
Student,	Studentensprecher,	Professor,	
Dekan	und	aktuell	als	Seniorprofessor.	
1968	waren	Sie	22	Jahre	alt	und	haben	
hier Betriebswirtschaftslehre studiert. 
Wie	erinnern	Sie	sich	an	dieses	Jahr?

Prof. Reinhard H. Schmidt: Du liebe Güte, 
wie die Zeit vergeht … Von 1981 bis 1991 
abgesehen, da war ich in Göttingen, 
Trier und Washington tätig, sowie einem 
ersten Semester in Heidelberg, war ich 
tatsächlich die ganze Zeit in Frankfurt. 
1966 habe ich hier als Student angefangen. 
Begrüßt wurden wir Erstsemestler durch 
Professor Paul Riebel, den Begründer 

der Deckungsbeitragsrechnung (sie unter­ 
scheidet in variable, von der Produk-
tionsmenge abhängige Kosten und fixe 
Kosten. Erhöht sich der Ausstoß, fällt 
der relative Fixkostenanteil pro Stück, 
und der Gewinn steigt; Anmerk. des 
Autors), im Talar. Der Beginn war sehr 
spießig, noch mit Schlips und per Sie. 
Aber das änderte sich bald. 1968 war ein 
tolles Jahr. Es wehte ein intellektueller 
Wind durch die Republik. Auch in der 
Kultur. Bildlich gesprochen wurde Heidi 
Brühl durch die Beatles ersetzt. Vieles 
war in Bewegung und fast alles wurde 
infrage gestellt. Sehr spannend!

Terliesner: Wurde auch die Universitäts-
politik infrage gestellt? 

Schmidt: Oh ja. Frankfurt war neben 
Berlin und Heidelberg ein Zentrum der 
Studentenunruhen. Als in West-Berlin 
von Studenten ein selbstverwaltetes 
Studium eingeführt wurde, sie ihre 
Lehrpläne also selber schrieben, sagten 
auch wir: Jetzt müssen wir Marx studie-
ren! Also organisierten wir ein Seminar 
über marxistische Ökonomie. Es gab 
sogar ein paar Professoren, die das inte-
ressant fanden und zu der Veranstaltung 
gekommen sind. Wir haben das drei 
Wochen lang gemacht, dann aber been-
det, weil es Mumpitz war. Den Seminar-
inhalt stellten wir auf Wissenschaftsthe-
orie um. Aber wir haben auch weiterhin 
für Demokratisierung und Mitbestimmung 
in der Universitätspolitik gekämpft. Vor 
allem haben wir das traditionelle Selbst-
verständnis der Universität als Ort der 
Suche nach Wahrheit mit zum Teil 
bösen Worten eingefordert. Das brachte 
uns die Sympathie vieler junger Profes-
soren und sogar einiger älterer ein. Bei 
der einen oder anderen Aktion war das 
dann aber nicht mehr der Fall.

Terliesner: An welchen Aktionen haben 
Sie	teilgenommen?

Schmidt: Wie vielen meiner Kommilito-
nen ging es mir vor allem um das 
Erzwingen von Diskussionen über be- 
stimmte Themen. Das Rumsausenlassen 

» Ein paar Ideen des 
Jahres 1968 konnte 
ich umsetzen«

Im Einklang mit den Ideen  
von 1968: Viele Frauen in 
Bangladesch bauen sich heute 
mithilfe eines Kleinkredites  
eine eigene Existenz auf. 
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von Papierfliegern während eines Semi-
nars jedenfalls war nicht meine Sache. 
Ich habe mich lieber auf Veranstaltun-
gen vorbereitet und dem Professor sach-
lich widersprochen, indem ich ihm zum 
Beispiel vorwarf, seine Theorie sei kon-
servativ, andere Theorien seien besser. 
Die Studentenbewegung insgesamt stellte 
ja die neoklassische Ausrichtung der 
gängigen Ökonomie infrage, also insbe-
sondere die Modelle eines vollkomme-
nen Marktes, der alle Probleme löst.

Terliesner: Und bestimmte Gruppen waren 
bei der Verfolgung ihrer Ziele nicht immer 
zimperlich.	Wie	haben	Sie	sich	als	
Sprecher	der	Studenten	verhalten?

Schmidt: Formal war ich stellvertretender 
Sprecher der Studierenden der damali-
gen wirtschafts- und sozialwissenschaft-
lichen Fakultät. Weil der eigentliche 
Sprecher nicht aktiv sein wollte oder 
konnte, stand ich aber de facto an der 
Spitze. Damals hatte auch ich heftig für 
einen Boykott von Vorlesungen agiert. 
Um die Mehrheit der Kommilitonen zu 
mobilisieren, prangerten wir nicht nur 
den globalen Kapitalismus und Imperia-
lismus an, sondern gezielt bestimmte 
Missstände vor Ort; schlechte Vorlesun-
gen zum Beispiel. Das hat funktioniert. 
Der Streik fand statt. Es war der erste von 
Wirtschaftswissenschaftlern in Deutsch-
land. Das war eine Sensation. Der Presse 
gegenüber begründeten wir den Aus-
stand aber nur als Kampf von Studenten 
gegen die bürgerliche Ökonomie und die 
Wiederkehr des Faschismus und nicht 
mit internen Missständen. 

Terliesner: Hatte	der	Streikaufruf	keine	
Konsequenzen	für	Sie?

Schmidt: Oh doch! Einer der ultrareaktio-
nären Professoren sagte, Herr Schmidt 
propagiert Gewalt – was nicht stimmte. 
Dennoch stellte er im Fakultätsrat, wo 
ich als erster Studentenvertreter anwe-
send war, einen Antrag, mich von der 
Universität zu verweisen. Das war heftig 
und bedrohlich für mich, ich wollte doch 
an der Hochschule bleiben und einmal 
als Professor forschen, lehren und auf-
klären. Zu meinem Glück setzten sich 
einige Ordinarien, die mich aufgrund 
meiner Diskussionsfreude inzwischen 
gut kannten, für mich ein, und der 
Antrag wurde abgelehnt. Dennoch 
schaffte es später ein anderer sehr kon-

servativer Professor, dass der Bund Frei-
heit der Wissenschaft eine Personalakte 
über mich anlegte. Auf diese Weise sollte 
ich doch noch aus dem Wissenschaftsbe-
trieb ferngehalten werden. Dieser Bund 
hatte sich 1970 gebildet, und zwar als 
Reaktion konservativer Professoren auf 
die politischen Forderungen der linken 
Studenten und auch auf die zuneh-
mende Gewalt von Teilen der Studen-
tenbewegung gegen Andersdenkende an 
den Universitäten. Tatsächlich konnte 
ich den orthodox­marxistischen Splitter-
gruppen der Nach­1968er­Zeit nichts 
abgewinnen. Das war nicht mehr meine 
»Bewegung«.

Terliesner: Es mag unter manchem Talar 
etwas	muffig	gerochen	haben,	aber	die	
wissenschaftliche	Sozialisation	durch	
Professoren	haben	Sie	dennoch	gesucht?

Schmidt: Tatsächlich war ich sehr beein-
druckt von einigen Professoren, zum 
Beispiel von Adolf Moxter, bei dem ich 
1974 promovierte und 1980 habilitierte, 
oder dem Finanzwissenschaftler Fritz 
Neumark, dem geistigen Vater des Stabi-
litäts- und Wachstumsgesetzes von 1967. 
Insgesamt hat mich die universitäre  
Welt sehr angesprochen. Um 1970 waren 
gleich mehrere außergewöhnlich krea-
tive Professoren zeitgleich in Frankfurt 
tätig, die intensiv auf dem Finanzgebiet 
forschten, lehrten und publizierten. 
Diese fachliche und persönliche Konzen-
tration löste sich aber wenig später auf. 
Erst kurz vor der Jahrhundertwende 

wurde diese Tradition von Jan Pieter 
Krahnen, seit Jahren Direktor des 
 Centers for Financial Studies im House 
of Finance, und mir wiederbelebt. Heute 
hat der Frankfurter Finanzschwerpunkt 
in Deutschland wieder eine ähnlich 
starke Stellung wie damals.

Terliesner: Lassen	Sie	uns	den	Finanz-
bereich	als	Stichwort	nehmen	für	das	
Thema 1968. Er steht für die Macht der 
Banken.	Wie	sehen	Sie	das	als	linker	
Finanzprofessor,	wie	Sie	selbst	sich	
bezeichnen?

Schmidt: Man muss Banken differenziert 
betrachten, was weite Teile der 1968er-
Bewegung nicht taten. Viele warfen alle 
Geldhäuser in einen Topf. In Deutsch-
land besteht das Bankwesen aus drei 
Säulen: Genossenschaftsbanken, öffent-
lich-rechtliche Sparkassen sowie private 
Geschäftsbanken. Mit dieser Struktur – 
ebenso mit der an Anspruchsgruppen 
orientierten Unternehmensverfassung – 
ist Deutschland ausgesprochen glücklich 
dran. Die jüngste Finanzkrise hat gezeigt, 
dass nur bei Privatbanken die Gefahr  
der Umwandlung in eine reine Profitma-
schine real ist. Die breite Masse leidet 
dann.

Terliesner: Also war die Kapitalismuskritik 
der 1968er-Bewegung überzogen?

Schmidt: Das Thema 1968 muss man in 
einem internationalen Kontext sehen. 
Stichworte sind amerikanische Bürger-

Innenansichten

Vorläufer	in	Sachen	Mikrokredit	waren	 
u.a.	die	deutschen	Sparkassen,	wie	hier	die	
zweigstelle	der	Frankfurter	Sparkasse	1822	 
im Johannesweg in Maintal-Dörnigheim.
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rechtsbewegung, der Vietnamkrieg und 
die Klassenkämpfe in Lateinamerika. 
Gleichzeitig begann der Prozess der 
 Globalisierung Fahrt aufzunehmen. Dies 
ließ viele Menschen zweifeln, ob eine 
auf Privateigentum gegründete Markt-
wirtschaft das beste System darstellen 
würde.

Terliesner: Inwiefern hat 1968 Ihre 
Arbeiten	und	ihre	Laufbahn	beeinflusst?

Schmidt: In dieser Zeit wurde mir klar, 
dass ich kein Manager werden möchte, 

obwohl ich ja Betriebswirtschaft stu-
dierte. Ich wollte aufklären, also Profes-
sor werden. Neben meinem sehr guten 
Examen haben ein paar glückliche 
Umstände meine wissenschaftliche Lauf-
bahn beeinflusst. Einmal die starke Stel-
lung Frankfurts im Fachbereich Finan-
zen, dann 1975/76 meine Gastprofessur 
in Stanford, wo ich fasziniert war von 
den Ideen des späteren  Nobelpreisträgers 
Joseph Stiglitz, einem Querdenker und 
scharfen Kritiker zum Beispiel des Inter-
nationalen Währungsfonds, und später 
dann die Umstände meines Rufs nach 

Frankfurt als Hochschul-
lehrer für Ökonomie des 
Welthandels. Ein früherer 
Ruf an den Main stieß stets 
auf erheb lichen Widerstand 
des erwähnten Professors, 
der viel Einfluss hatte und 
mich wegen falscher Vor-
würfe in Zusammenhang 
mit den Ereignissen damals 
als Forscher und Lehrer an 
der Frankfurter Universität 
verhindern wollte. Insge-
samt aber ist es mir gelun-
gen, ein paar Ideen des 
Jahres 1968 als Professor in 
die Praxis umzusetzen.

Terliesner: Zum Beispiel?

Schmidt: Das betrifft, wie 
ich meine Rolle als Lehrer 
sehe, und auch meine For-
schungsinhalte. Ein Stich-
wort dazu heißt Mikro-
finanzierung. In moderner 
Ausprägung entstand sie in 

den 1970er Jahren. Deutsche Spar-
kassen und Genossenschaftsbanken des 
19. Jahrhunderts sind übrigens ihre 
Vorläufer. In den meisten Ländern der 
Welt gibt es keine vergleichbaren regio-
nal verankerten Kreditinstitute. Als ich 
habilitierte, nahm ich an einer Inspekti-
onsreise unter anderem nach Nicaragua 
zur Überprüfung der Wirksamkeit deut-
scher Entwicklungshilfe teil. Die staat-
liche Kreditanstalt für Wiederaufbau 
hatte der dortigen Entwicklungsbank 
Kredite gewährt, die mit diesen Mitteln 
große Projekte fördern und damit pri-
mär die Möglichkeit schaffen sollte, 
Investitionsgüter zu importieren. Die 
Weitergabe der Mittel war an Bedingun-
gen geknüpft. Vor allem sollte kein Geld 
beim Diktator und seinen Leuten lan-
den. Tatsächlich landete jeder Pfennig 
dort, und nichts wurde zurückgezahlt. 
Das haben wir zu Papier gebracht. 
Anschließend wurde die deutsche Ent-
wicklungshilfe nach und nach umge-
stellt. Heute versuchen etliche Staaten 
die Versorgung der ländlichen Regionen 
mit Finanzdienstleistungen über den 
Auf­ und Ausbau von Mikrofinanzinsti-
tutionen zu gewährleisten. Das ist eine 
Voraussetzung zur Verbesserung der 
Lebensverhältnisse vor Ort. Genau darum 
ging es ursprünglich der 1968er-Bewe-
gung, die ein gegen den Kapitalismus 
gerichtetes globales Ereignis war. Zu 
dem Thema Mikrofinanzierung habe ich 
später sehr viel publiziert und auch als 
Berater gearbeitet.
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Professor Dr. Dr. h.c. Reinhard H. Schmidt (72)  
hat	das	Jahr	1968	als	Student	und	Sprecher	der	
Studentenschaft	der	damaligen	wirtschafts-	und	
sozialwissenschaftlichen Fakultät aktiv miterlebt. 1974 
wurde	er	promoviert,	1980	habilitiert.	Nach	Stationen	 
in Göttingen, Trier und Washington kehrte er 1991 als 
Professor für Ökonomie des Welthandels an den Main 
zurück.	in	seiner	zeit	als	Dekan	fiel	der	Beschluss,	die	
enge Verbindung von Betriebs- und Volkswirtschafts-
lehre wiederzubeleben. Der daraus resultierende 
Schwerpunkt	»Finance«	stellt	mit	etwa	30	Professoren	
unterschiedlicher	Disziplinen	die	größte	Konzentration	
akademischer Kompetenz und Ressourcen auf diesem 
Gebiet in Deutschland dar.



Prof. Dr. Hans-Jürgen Krupp, 
Dekan, Vizepräsident, Präsident

»LIBERALITÄT WAR NUR 
MÖGLICH, WEIL WIR 
ViELE	PoLitiSCHE	ziELE	
DER 68ER ABWEHREN 
KONNTEN«

50 
Jahre nach 1968 nehmen 
viele als Anlass, ein Jubi-
läum zu feiern, bei dem 

die romantisierenden Töne überwie-
gen. Die eigentlichen Reformkräfte, 
zu denen ich mich zähle, erreichten 
Veränderungen aber nur unter  harten 
Kämpfen, sowohl gegen die Konser-
vativen als auch gegen die 68er. 

Ich wurde 1969 als Ordinarius 
nach Frankfurt berufen. 1970 wurde 
ich schon Dekan der wirtschafts- 
und sozialwissenschaftlichen Fakul-
tät. Mit Prof. Erhard Kantzenbach, 
der 1971 zum ersten Präsidenten der 
Universität gewählt wurde, und 
anderen zusammen gründete ich  
die Hochschullehrergruppe »Liberale 
Hochschulreform«.	Sie	bemühte	sich	
in einer drittelparitätisch bestimmten 
Universität mit Erfolg um eine mehr-
heitsfähige, gruppenübergreifende 
Koalition. 1973 wurde ich Vizeprä-
sident und 1975 Präsident der Uni-

versität.	1979	verließ	ich	die	univer-
sität, um Präsident des Deutschen 
Instituts für Wirtschaftsforschung in 
Berlin zu werden.

In der Dekade, die ich an der 
Universität erlebte, verloren studen-
tische	Aktionen	wie	die	Störung	von	
Vorlesungen oder Gremiensitzungen 
immer mehr die Rückendeckung der 
Mehrheit	der	Studenten.	Die	Beteili-
gung	 bei	 den	 AStA-Wahlen	 war	
rückläufig.	 Während	 sie	 1972	 noch	

bei 41,3 Prozent gelegen hatte, sank 
sie 1975 auf 24,4 Prozent. Aber in 
dem	 Maße,	 in	 dem	 die	 Wortführer	
die	 Mehrheit	 der	 Studenten	 nicht	
mehr hinter sich hatten, wurden ihre 
Aktionen rücksichtsloser, bis hin zu 
Aktivitäten, die man auch wohl-
wollend nur als kriminell bezeichnen 
kann. 

Der Engelskonflikt  
Prof. Wolfram Engels, ein Betriebs-
wirt meiner Generation, der für die 
CDU als Bundestagskandidat ange-
treten war und sich später von der 
universität	 beurlauben	 ließ,	 um	
Chefredakteur der Wirtschaftswoche 
zu werden, sollte im Winter semester 
1973/74 eine Einführungs vorlesung 
in die Wirtschaftswissenschaften 
halten. Er vertrat klar marktwirt-
schaftliche Positionen und hatte in 
der ihm eigenen Art auch keine 
Scheu	vor	Provokationen.	zunächst	
lehnte	 er	 Diskussionen	mit	 Studen-
ten ab. Am 19. November musste 
seine Vorlesung zum dritten Mal 
abgebrochen werden. Eine Woche 
später versuchte der Dekan, Prof. 
Fleischmann,	 die	 Situation	 dadurch	
zu retten, dass er im Einvernehmen 
mit Engels anbot, die Hälfte der Vor-
lesungszeit zur Diskussion zu ver-
wenden. Nun zeigte sich, dass es 
nicht	um	die	Diskussion	ging.	Schon	
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Präsident Hans-Jürgen Krupp 
bei einer Konventssitzung in 
einem Hörsaal, der zuvor ein 
Kino	war.	Der	ort	ließ	sich	gut	
polizeilich schützen.

PROF. HANS-JÜRGEN KRUPP, 
Jahrgang 1933, lehrte von 1969 bis 
1979 an der Goethe-Universität,  
1970 als Dekan, 1973 als Vizepräsi-
dent, und ab 1975 als Präsident.
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am	 14.	November	 hatte	 der	 AStA	
dazu aufgefordert, »nicht länger mit 
Engels zu diskutieren, sondern ihn 
dazu zu bringen, seine Vorlesung 
endgültig einzustellen«. 

Am 3. Dezember musste die Vor-
lesung zum fünften Mal wegen mas-
siver	 Störungen	 abgebrochen	 wer-
den. Aufgrund einer Bitte der sich 
mit Engels solidarisch zeigenden 
Hochschullehrer und im Einver-
nehmen mit dem Dekan stellte Präsi-
dent Kantzenbach den Lehrbetrieb 
im Fachbereich Wirtschaftswissen-
schaften für die Woche vom 4. bis 
10. Dezember 1973	 ein.	 Seine	 Be- 
gründung: »Es geht in diesem Kon-
flikt	 nicht	 um	 die	 Forderung	 der	
	Studenten	nach	Kritikmöglichkeit	an	
den Lehrin halten. Für diese Forderung 
habe ich immer Verständnis gehabt, 
und sie wurde auch von Professor 
Engels erfüllt. Hier wird vielmehr ver-
sucht, einen Hochschullehrer wegen 
der	von	 ihm	vertretenen	Auffassun-
gen mundtot zu machen und seine 
Lehrveranstaltung in eine politische 
Propagandaveranstaltung umzufunk-
tionieren. Ähnliche Vorfälle haben 
sich in jüngster Zeit auch an anderen 
Universitäten zugetragen. Ich sehe in 
ihnen	massive	Angriffe	auf	die	aka-
demische Lehrfreiheit, die durch Arti-
kel 5 des Grundgesetzes geschützt 

ist. Die angewandten Methoden 
erinnern erschreckend an den 
Beginn der Naziherrschaft vor vier-
zig Jahren, als jüdische und marxis-
tische Professoren von rechtsextre-
men	Studenten	angegriffen	wurden.«

Als die Vorlesung am 17. Dezem-
ber erneut gesprengt wurde, ent-
schied sich Präsident Kantzenbach 
für Polizeischutz und Zugangskont-
rolle. Für einen Termin funktionierte 
das auch. Nachdem die Zugangs-
kriterien aber bekannt waren, ge- 
lang	 es	 einer	 größeren	 zahl	 von	
	Störern	 sich	 einzuschleusen.	 Als	
Ultima Ratio stellte der Präsident 
nun im Einvernehmen mit den Hoch-
schullehrern und dem Dekan des 
Fachbereichs das Grundstudium in 
den Wirtschaftswissenschaften bis 
zum	 Semesterende	 ein.	 Daraufhin	
riefen die kommunistischen Gruppen 
einen	allgemeinen	Lehrboykott	aus,	
der	 zwar	 in	 einer	 vom	AStA	 veran-
stalteten Abstimmung mit einer Be- 
teiligung von 48 Prozent eine Mehr-
heit von 54 Prozent erhielt, sich aber 
letztlich nicht durchsetzte. 

Die Widerstandsbereitschaft der 
Professoren war unterschiedlich. 
Manche meinten, Herr Engels hätte 
nicht provozieren müssen, sondern 
seine Vorlesung einfach abbrechen 
können.	ob	das	die	Sache	denn	wert	
gewesen sei. Letztlich entschieden 
sich die Hochschullehrer des Fach-
bereichs Wirtschaftswissenschaften 
aber für ein gemeinsames solidari-
sches Handeln. 

Behinderung der demokratisch 
gewählten Gremien
zahlreiche	Konflikte	entstanden	um	
die	 Sicherstellung	 der	 Arbeit	 der	
universitären Gremien. Durch das 
Hessische Universitätsgesetz von 
1970 waren in allen Gremien wissen-
schaftliche und sonstige Mitarbeiter 
sowie	die	Studenten	vertreten.	Das	
führte dazu, dass die universitären 
Gremien nicht ungestört tagen konn-
ten. Insbesondere, wenn es zu 
 Entscheidungen kam, die von der 
 Mehrzahl der studentischen Vertre-
ter nicht akzeptiert wurden. Dazu 
kam, dass sie immer wieder ver-
suchten, Entscheidungen auf Gebieten 
herbeizuführen, die nicht zu den 
Auf gaben des jeweiligen Gremiums 
gehörten.	 Die	 Sitzungen	 des	 Kon-

vents konnten oft nur unter Polizei-
schutz	stattfinden.	Herr	Kantzenbach	
hatte die Idee, den ungestörten 
Ablauf wiederherzustellen, indem er 
die Konventssitzungen in den Römer 
verlegte. Den Ort konnte man poli-
zeilich gut sichern und er war für die 
Störer	unbekanntes	Gelände.	

Der damalige Oberbürgermeis-
ter, Rudi Arndt, stimmte zu. Aber bei 
den Bediensteten im Römer über-
wogen die Ängste. Da man ihnen nicht 
zumuten wollte, womit Bedienstete 
der Universität ständig leben muss-
ten, durften sie an diesem Tag früher 
nach Hause gehen. Deshalb wurden 
spätere Konventssitzungen wieder in 
die Universität verlegt, allerdings fan-
den sie nicht mehr in der Aula statt, 
sondern in einem isoliert stehenden 
Hörsaal, einem früheren Kino, das 
sich	gut	polizeilich	schützen	ließ.	

Auch in den Gremien kannte der 
Heldenmut manchmal Grenzen. Das 
galt insbesondere für die Fachbe-
reichsgremien, in denen nun auch 
die	 Studenten	 mitwirkten.	 Hier	 tru-
gen Professoren Entscheidungen 
mit, obwohl sie schlicht und einfach 
rechtswidrig waren. Ein Beispiel 
sind	 die	 anonymen	 Klausuren,	 die	
Gremien in der Medizin beschlossen 
hatten.	Nach	deren	Auffassung	war	
die Klausur in erster Linie dazu da, 
den Erfolg des Lehrenden zu beur-
teilen. Die Zuordnung der Klausuren 
zu	 den	 teilnehmenden	 Studenten	
war daher nicht notwendig. Mit der 
Approbationsordnung war das aber 
nicht	 vereinbar.	 So	 mussten	 die	
Klausuren im Hauptgebäude in 
Bockenheim durchgeführt werden, 
organisiert von der Universität.  

Gefährdungen
In der Phase der kriminellen Aus-
richtung kleiner Gruppen kam es 
auch zu Gefährdungen von Perso-
nen. Die Formel »Nur Gewalt gegen 
Sachen,	 nicht	 gegen	 Personen«	
hatte an Bedeutung verloren, wie 
ich am eigenen Leib erfuhr. Harmlos 
war noch das Zerstechen der Reifen 
meines Privatwagens in der Tief-
garage.	offene	Mordaufrufe	an	den	
Wänden der Universität wie »Tötet 
Krupp«, »Krupp an den Galgen«, 
»Krupp	in	die	Supp«	waren	nicht	so	
harmlos. Leider wurde das auch 
konkretisiert durch Drohanrufe, in 
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denen meiner inzwischen verstorbe-
nen Frau täglich mitgeteilt wurde, 
wie viele Tage ich noch zu leben 
hätte. Die Polizei nahm die Drohun-
gen ernst und stellte unser Haus 
unter Polizeischutz – schwierig auch 
für	meine	Söhne,	die	der	Mode	der	
Zeit folgend lange Haare trugen. 
Teilweise fuhr ich mit Polizeibeglei-
tung zur Arbeit. Glücklicherweise 
erwies sich das Ganze als leere Dro-
hung. Trotzdem war es eine erheb-
liche Belastung, nicht nur für mich, 
sondern für die ganze Familie. 

Der Abschied 
1979,	als	 ich	die	universität	verließ,	
begann die Aufgabe, die Universität 
wieder	 zur	 Gesellschaft	 hin	 zu	 öff-
nen. Meine Verabschiedung und die 
Einführung des neuen Präsidenten 
Hartwig Kelm durch Kultusminister 
Hans Krollmann fanden in der Aula 
statt. Zu dieser Feier waren die 
Repräsentanten	 von	 Stadt,	 Politik,	
Wirtschaft und Gesellschaft einge-
laden. Wie damals üblich, waren wir 
auf	Störungen	vorbereitet.	Die	Fest-
musik wurde von Orgel und Trom-
pete dargeboten, eine Kombination, 
die ich persönlich sehr schätze, die 
aber	auch	lautstärkemäßig	nicht	so	
leicht zu schlagen ist. Die Vorsorge 
erwies sich als richtig, denn der 
AStA	 hatte	 in	 den	 der	Aula	 gegen-
überliegenden Räumen des Kinder-
gartens leistungsfähige Lautspre-
cher installiert, welche nicht etwa 
Revolutionsmusik spielten, son-
dern Operette mit Borstenvieh und 
Schweinespeck	(aus	dem	zigeuner-
baron).	 Es	 gelang	 uns,	 den	 Strom	
abzustellen. Aber die Ruhe war nur 
vorübergehend, denn nun kamen die 
Kinder des Kindergartens mit Blech-
tellern und Kochtöpfen zum Einsatz. 
zu	 einer	 ernsthaften	 Störung	 der	
Veranstaltung reichte das zwar 
nicht, aber die versammelte Gesell-
schaft durchrieselte trotzdem ein 
wohliger	 Angstschauer.	 Sie	 hatten	
nun miterlebt, wie an der Universität 
gekämpft wurde und fühlten sich als 
eigent liche Helden des Tages. 

Bei mir bleiben in der Erinnerung 
gemischte Gefühle zurück. Ich habe 
nie wieder so viel konzentriert 
gelernt oder lernen müssen, insbe-
sondere	 politisch.	 Später	 habe	 ich	
gesehen, dass wir der Universität 

Frankfurt viel erspart haben, denn 
sie blieb funktionsfähig und konnte 
sich ihren eigentlichen Aufgaben in 
Forschung und Lehre widmen. Das 
ist nicht allen deutschen Universi-
täten so gelungen. Persönlich habe 
ich	die	Situation	der	Freien	universi-
tät Berlin und der Universität Ham-
burg kennengelernt. Beide haben 
Jahre gebraucht, um sich von den 
Schäden	der	70er	Jahre	zu	erholen.	

Ich habe auch nach meiner Zeit 
an der Goethe-Universität nie wie-
der eine Funktion gehabt, die dazu 
führte,	dass	eine	so	große	zahl	von	
Kollegen, Mitarbeitern, aber auch 
Studenten	dankbar	waren,	dass	wir	
die Unbilden dieser Zeit solidarisch 
bewältigt haben. Freilich wurde dies 
alles teuer erkauft. Die persönlichen 
Belastungen waren erheblich. 

Liberal trotz der 68er
In Bezug auf die gesamtgesell-
schaftliche Wirkung der 68er-Bewe-
gung fällt mein Urteil eher zurückhal-
tend aus. Die konkreten Ereignisse 
des Jahres 1968 galten nicht der 
Hochschulreform oder der Gesell-
schaftspolitik.	Soweit	sie	überhaupt	
Reformen beabsichtigten, wurden 
diese	 nicht	 realisiert.	 Sie	 hatten	
allerdings eine positive Wirkung als 
Signal	 dafür,	 dass	 Reformen	 not-
wendig sind. Insofern stärkten sie 
die Reformkräfte und brachten so 
die Reformen zu mehr Liberalität 
schneller voran, obwohl diese von 
den 68ern als technokratisch abge-
lehnt wurden. Das Problem waren 
die politischen Ziele der Mehrheit 

der linken studentischen Gruppen, 
die sich zumindest in den 70er Jah-
ren nicht für mehr Liberalität oder 
mehr Demokratie einsetzten, son-
dern	an	kommunistischen	Systemen	
sowjetischer oder maoistischer Prä-
gung orientierten. Abwehr der 68er 
war deshalb Verteidigung der libera-
len Demokratie und an der Universi-
tät Verteidigung der akademischen 
Freiheit. 

Leider führte die Demokratisie-
rung in vielen Hochschulen zusam-
men mit den Unruhen des Jahr-
zehnts	 nach	 1968	 in	 großen	 teilen	
der Professorenschaft zu einer 
 Bunkermentalität, die weitere Refor-
men und wissenschaftliche Vielfalt 
behinderte. Die Pluralität, die vor 
1968 deutsche Fakultäten prägte, 
wurde nun als Gefahr in der univer-
sitären Auseinandersetzung ange-
sehen. Bei Berufungen kam es jetzt 
darauf an, dass man sich auf den 
Kollegen in Bezug auf seine Grund-
anschauungen verlassen konnte. 
Das war ein Rückschritt, weil der 
wissenschaftliche Fortschritt auf 
unterschiedliche Positionen ange-
wiesen ist. 

Die Frage, ob die positiven oder 
negativen Auswirkungen dominieren, 
ist nicht einfach zu beantworten. Im 
politischen Raum kam es zur Ablösung 
der sozialliberalen Koalition Helmut 
Schmidts.	unter	ihm	hatte	die	Reform-
freudigkeit bereits abgenommen. 
Vielleicht wäre es ohnehin dazu 
gekommen, aber ich will nicht aus-
schließen,	dass	die	68er-Bewegung	
dazu beigetragen hat.
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Vizepräsident Hans-Jürgen 
Krupp bei der Präsidentenwahl 
am 5. Februar 1975.  
Am 1. April trat er sein Amt  
als Präsident an.
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K urz vor Mitternacht am 2. April 1968 
bricht im Kaufhaus M. Schneider auf der 
Zeil ein Feuer aus. Kurz darauf ertönt der 

Feueralarm im Kaufhof an der Hauptwache. 
Menschen werden nicht verletzt, der Schaden 
beträgt nach heutigem Geldwert rund eine 
 Million Euro. Unter den Tätern sind Andreas 
Baader und Gudrun Ensslin. Beide werden zu drei 
Jahren Zuchthaus verurteilt. Die Brandan-
schläge auf die Frankfurter Kaufhäuser sind die 
Geburtsstunde der Roten Armee Fraktion – das 
wissen wir heute. Im April 68, weiß zunächst 
niemand, wer oder was dahinter steckt. Ein 
Brandanschlag auf einen Konsumtempel, bei 
dem keine Menschen zu Schaden kommen – so 
eine Aktion stößt bei vielen auf Verständnis. 
Anfang der Siebziger sympathisiert etwa ein 
Viertel der jungen Deutschen mit der RAF. Beim 
Prozess veralbern Ensslin und Baader das 
Gericht, sie treten auf wie Popstars. Oder wie 
Kinogangster, ein bisschen Seberg & Belmondo 
in »Außer Atem«, ein bisschen Dunaway & 
Beatty in »Bonnie & Clyde“. Der Pop-Appeal 
der frühen RAF spiegelt sich in vielen Popsongs. 
Nicht nur deutsch sprachige Künstler wie Jan 
Delay, FSK (Freiwillige Selbstkontrolle) oder die 
Goldenen Zitronen machen dieses Kapitel des 
68er-Erbes zum Thema. Auch Brian Eno und 
Phil Collins – nicht der Künstler, der Genesis-
Drummer – haben eine RAF-Vergangenheit. Mit 
Judy Nylon und Patti Palladin alias Snatch 
 produzieren sie 1977 den Track »R.A.F«, dabei 
samplen sie Telefon-O-Töne mutmaßlicher 
RAF-Leute, die vom BKA zu Fahndungs-
zwecken verbreitet wurden. Phil Collins darf 
man unterstellen, dass er nicht wusste, dass es 
sich bei der RAF nicht um die Royal Air Force 
handelte. Brian Eno dagegen darf man unter-
stellen, dass er wusste, was er tat. 1976 hatte ein 
Kommando der PFLP (Volksfront zur Befreiung 

Palästinas) ein Flugzeug nach Entebbe entführt, 
um unter anderen auch  RAF-Leute freizupres-
sen. Unterstützt wurde die Aktion von den 
deutschen Genossen Wilfried Böse und Brigitte 
Kuhlmann. Dabei kam es zu einer Selektion: 
Sämtliche Geiseln, die die Entführer als nicht-
jüdisch bzw. nichtisraelisch identifizierten, 
 wurden vorzeitig freigelassen. »Diese Selektion 
wurde von den deutschen Terroristen Böse und 
Kuhlmann übernommen. Als ein Holocaust-
überlebender Böse dabei seine eintätowierte 
Häftlingsnummer zeigte und ihn so an die 
Selektion in den Konzentrationslagern erinnerte, 
erwiderte Böse auf den darin implizierten 
 Vorwurf, er sei kein Nazi, sondern Idealist.« 
(Wikipedia) Der 1949 in Bad Cannstatt gebo-
rene Wilfried Böse studierte in Frankfurt Sozio-
logie und arbeitete beim Verlag Roter Stern. 
Dort lernte er Johannes Weinrich kennen, mit 
dem er 1972 die Revolutionären Zellen grün-
dete. 1975 gingen Böse und Weinrich in den 
Untergrund und genossen eine Guerilla-Aus-
bildung bei der PFLP. Brian Eno, Mitschöpfer 
des »R.A.F.«-Tracks, ist heute neben Roger 
Waters Aktivist von BDS (Boycott, Divestment, 
Sanctions). Die Organi sation fordert dazu auf, 
nicht bei Juden zu  kaufen, pardon, den Staat 
Israel zu boykottieren. Roger Waters sieht  
derweil kein Problem, 2018 in Budapest und 
Moskau auf zutreten. Eno und Waters sind  
keine Einzelfälle, für BDS engagieren sich auch 
Jarvis Cocker, Kate Tempest oder Robert  
Wyatt. Antisemitische bzw. »israelkritische« 
Strömungen in der britischen Linken sind ein 
Relikt ihrer antikolonialen und antiimperialis-
tischen Geschichte. Ein bisschen RAF-Folklore 
macht sich da ganz dekorativ. Die britische  
Band Chumbawamba fragt 1990 in ihrem Song 
»Ulrike«, was wohl aus der RAF-Gründerin 
geworden wäre. »Who wants to be a green 

Steine & Scherben,  
Onkelz & Türen
Ist 68 schuld an Frankfurts verheerender Poplosigkeit?

von Klaus Walter

1 Der Sound der Gegenkultur: 
Die Doors spielen 1968 für die 
ZDF-Sendung »4-3-2-1 Hot and 
Sweet« vor dem Römer.

Gericht, sie treten auf wie Popstars. Oder wie 
Kinogangster, ein bisschen Seberg & Belmondo 
in »Außer Atem«, ein bisschen Dunaway & 
Beatty in »Bonnie & Clyde“. Der Pop-Appeal 
der frühen RAF spiegelt sich in vielen Popsongs. 
Nicht nur deutsch
Delay, FSK (Freiwillige Selbstkontrolle) oder die 
Goldenen Zitronen machen dieses Kapitel des 
68er-Erbes zum Thema. Auch Brian Eno und 
Phil Collins 
Drummer – haben eine RAF-Vergangenheit. Mit 
Judy Nylon und Patti Palladin alias Snatch 
produzieren sie 1977 den Track »R.A.F«, dabei 
samplen sie Telefon-O-Töne mutmaßlicher 
RAF-Leute, die 
zwecken verbreitet wurden. Phil Collins darf 
man unterstellen, dass er nicht wusste, dass es 
sich bei der RAF nicht um die Royal Air Force 
handelte. Brian Eno dagegen darf man unter
stellen, dass er wusste, was er tat. 1976 hatte ein 
Kommando der PFLP (Volksfront zur Befreiung 
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MP?«. Wer möchte für die Grünen im Parlament 
sitzen? Die Antwort liefern Chumbawamba 
gleich mit: »I don’t». 

Geschichtsklitterung der Frankfurter Linken 
Damit treffen sie einen wunden Punkt der deut-
schen, namentlich der Frankfurter Linken: die 
nachträgliche Exkommunizierung der RAF 
durch ehemalige (Weg-)Genossen, die heute in 
Machtpositionen sitzen, Grüne im Parlament, 
Minister, Präsidenten. Für diesen Karrierepreis 
müssen die einstigen Linksradikalen ausblen-
den, wie nah sie selbst dran waren, am bewaff-
neten Kampf in den Siebzigern. Wie zufällig die 
einen bei RAF oder RZ (Revolutionäre Zellen) 
landeten und die anderen vom RK – dem Revo-
lutionären Kampf, der Organisation der Frank-
furter Spontis um Daniel Cohn-Bendit und 
Joschka Fischer – so gerade eben die Kurve 
gekriegt haben in Richtung Green MP. Aus 
Ulrike Meinhof wurde keine Grüne, sie starb am 
9. Mai 1976 im Gefängnis in Stammheim. Am 
Tag darauf gab es in Frankfurt eine große 
Demonstration: »Ulrike, das war Mord!« Bei 
den gewalttätigen Auseinander setzungen wurde 
ein Polizist durch einen  Molotow-Cocktail 
lebensgefährlich verletzt. Der Werfer der Brand-
flasche wurde nie gefunden, verdächtigt wurde 
zunächst die sogenannte Putzgruppe des RK um 
Joschka Fischer (»Ich war einer der letzten  
Rock’ n’ Roller der deutschen Politik«), Johnny 
Klinke und Ralf Scheffler. Als Leiter des Frank-
furter Tigerpalastes zählt Klinke heute zur 
Lokalprominenz und unterstützte 2012 bei der 
Oberbürgermeisterwahl den CDU-Kandidaten 
Boris Rhein mit dem  Slogan: »Boris Rhein ist 
nicht Roland Koch«. Scheffler managt seit Jahr-

zehnten die Frankfurter Batschkapp und betrieb 
in dieser Funktion die Metamorphose vom linken 
Spontizentrum zur kommerziell erfolgreichen 
Veranstaltungsbühne, komplett mit »Narren-
kapp-Faschingsparty« und »80er90er00er-Ohr-
würmerparty«. Was wäre geschehen, wäre der 
Polizist bei der Meinhof-Demo gestorben? Wäre 
der Molotow-Cocktail-Werfer gefunden wor-
den, wie wäre sein weiteres Leben verlaufen? 
Müsste die Geschichte der BRD neu geschrieben 
werden? Die RAF, das waren nicht Sechs gegen 
Sechzig Millionen, wie Heinrich Böll formulierte. 
Die RAF entwickelte sich aus der Außerparla-
mentarischen Linken post 68 und genoss 
zunächst viele Sympathien in der Neuen Linken. 
Wenn heute ehemalige Linke an der geschichts-
klitternden nachträglichen Exkommunizierung 
festhalten, dann tun sie das vor allem: im 
 eigenen Interesse. Und im Interesse der eigenen 
Deutungshoheit. Mit seiner breitbeinigen Selbst- 
verortung als letzter Rock’ n’ Roller der deut-
schen Politik beansprucht Fischer die  doppelte 
Definitionsmacht: Ich weiß, wie Rock’ n’ Roll 
geht und ich weiß wie Politik geht! Und ich 
werde mir diese hegemoniale Position nicht von 
dahergelaufenen Nachgeborenen nehmen las-
sen. Es liegt auch an machtversessenen Männern 
wie Fischer, Klinke und Scheffler, dass der 
Schatten von 68 in keiner deutschen Großstadt 
so lang ist wie in Frankfurt und dass in keiner 
deutschen Großstadt popkulturell seit 68 so 
wenig Aufregendes passiert ist wie in Frankfurt. 
Was passiert ist: Die Böhsen Onkelz aus Frank-
furt wurden zu einer der populärsten Bands  
im wiedervereinigten Deutschland. Eine biedere 
Hardrock-Band mit vielen rechten Fans. In 
so genannten national befreiten Zonen gehören 
Onkelz-Shirts nach wie vor zum Dresscode, 
auch wenn die Band sich in offiziellen State-
ments von ihrer Vergangenheit distanziert. Der 
Siegeszug der Onkelz ist auch eine Spätfolge 
von 68 in Frankfurt. 

Etablierte Gegenkultur marginalisiert Punk
Die nächste große kulturelle und politische 
Zäsur nach 1968 passiert 1976 / 77, ihr Name ist 
Punk. In der Bundesrepublik Deutschland hat 
Punk nicht die Strahlkraft und Wirkmacht wie 
in Großbritannien. Dort trifft Punk auf den am 
Horizont aufziehenden Thatcherismus und wird 
stark gemacht von mächtigen Pop-Medien. In 
der alten BRD bleibt Punk über Jahre ein margi-
nales, subkulturelles Phänomen, so marginal, 
dass sich in gewissen linken Milieus lange Zeit 
das Gerücht hält, Punk sei rechts, rassistisch 
oder gleich Nazi. Auch in der Frankfurter 
Sponti-Szene. Wie in der Mauerstadt Berlin, der 
UK-affinen Hafenstadt Hamburg und dem japa-
noiden Düsseldorf der Fehlfarben machte Punk 
in Frankfurt in den späten Siebzigern Ärger. 

2 In gewissen linken Milieus 
hält sich lange Zeit das 

Gerücht, Punk sei rechts, 
rassistisch oder gleich Nazi – 

auch in der Frankfurter 
Sponti-Szene.  

Die britische Punkband  
The Sex Pistols (1977). 
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3 Der Erfolg der Böhsen 
Onkelz – ein Resultat von 68? 
Böhse Onkelz (1998). 

Hippie-Bashing & Hippies-Jagen auf dem Floh-
markt, ein großer Samstags-Spaß für junge 
Punks. Identitätsstiftende, eigentlich harmlose 
Abgrenzungs- und Ablösungsrituale. Mit dem 
entscheidenden Unterschied, dass die politisch 
imprägnierten Hippies in Frankfurt resistenter 
waren als ihre softeren Artgenossen in Rest-
deutschland. Dass diese hedonistische Linke im 
speziellen Lokal-Format Sponti-Szene keines-
wegs bereit war, ihre seit 1967 akkumulierte 
Macht über Definitionen und Räume, über 
Logistik und Infrastruktur an ein paar daherge-
laufene Kurzhaarträger abzugeben. In Frankfurt 
stellten die Spontis bis in die späten Siebziger 
das dominierende und attraktivste Gegenmi-
lieu. Länger als anderswo waren sie im Besitz 
von Politik und Musik, Sex, Drogen, Straßen-
fights, Medien und Locations. Auf eine derart 
form(at)ierte, wertkonservative, inzwischen den 
Status eines urbanen Machtfaktors anvi sierende 
Szene trifft also plötzlich das Gerücht Punk. Von 
aggressiven Umgangsformen ist die Rede, von 
spuckenden Typen mit sicherheitsnadeldurch-
bohrten Visagen. Attitüden und Haltungen, die 
zwar strukturell den rebellischen Erfahrungen 
der rockistischen Altspontis ähneln, in ihren 
Erscheinungsformen – Haare, Ästhetik, Künst-
lichkeit etc. – diesen jedoch diametral gegen-
überstehen. Diesen Widerspruch muss die Szene 
auflösen. 

Aus Gründen der Machterhaltung müssen 
die Herren der subkulturellen Hegemonie, die 
Hippies in Control, die Infragestellung ihres Ter-
rains durch eine neue Alterskohorte, eine neue 
Bewegung, die ihrerseits handschlagartig ein 
Monopol auf harte, aggressive Musik & Attitudes 
beansprucht, bekämpfen und abwehren.

Dies geschieht auf drei Arten:
• Ignorieren: Man setzt seine eigene Bio-

grafie als allfällig gültige Matrix von Rebellion. 
Entweder es läuft nach unserem Muster, oder es 
läuft gar nicht. Diese Ignoranz wird flankiert 
von der (Nicht-)Rezeption von Punk in der 
BRD. Entweder schweigen die Medien oder sie 
verbreiten Unsinn.

• Ausgrenzen: Um Punk pauschal unter 
Naziverdacht zu stellen, kommen Fotos von 
Siouxsie und Sid Vicious mit Hakenkreuzen 
ebenso gelegen wie Berichte von National-
Front-Aktivisten bei Sham-69-Konzerten. Eric 
Claptons Flirt mit der National Front zur selben 
Zeit wird weniger ernst genommen. Der hatte ja 
den Sheriff erschossen.

• Integrieren: Nachdem der Angriff von 
Punk auf die Rockkulturindustrie abgewehrt ist, 
greift die integrative Methode. Post festum wird 
Punk als erfrischendes Update der Rolling 
Stones eingemeindet. It’s only rock’n roll but I 
like it. Ein Ort dieser historischen Bewältigung 
ist die Batschkapp. Das ehemalige Kino in 

Eschersheim wurde Ende der 70er von einer 
erodierenden Sponti-Szene angemietet. Nach 
dem Schock des Deutschen Herbstes und dem 
Tod der RAF-Gefangenen im Oktober 1977 
waren Fundamente und Gewissheiten links-
radikaler Politik ins Wanken geraten. Und die 
Universität als logistisches Zentrum, als Safe 
Space der Szene gleich mit. Der Umzug vom 
halbwegs öffentlichen Raum Uni im citynahen 
Bockenheim im Magnetfeld der Häuserkämpfe, 
in den quasi privaten Raum Batschkapp im ver-
schlafenen Suburb, markiert eine Wende in der 
Geschichte Frankfurter Subkulturen. Zunächst 
tagt in der Batschkapp das Sponti-Plenum, bald 
darauf halten alternative Theatergruppen Ein-
zug, mit Brühwarm auch die junge Schwulen-
bewegung. Aus der Sponti-Szene selbst ent-
springt Karl Napps Chaos Theater, zunächst  
als selbstreferentielle Bearbeitungsplattform des 
eigenen Scheiterns, wobei womöglich genau 
damals genau dort damit angefangen wurde, 
Scheitern nicht mehr ohne den Zusatz »als 
Chance« zu denken, eine der vielen ursprüng-
lich linken bis libertären Parolen, die mit der 
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Zeit von rechts bis neoliberal gehijackt und 
umcodiert wurden, siehe auch: »sich neu erfin-
den«. Von Karl Napps Chaos Theater bleibt 
schließlich Matthias Beltz übrig als Repräsen-
tant eines mal irgendwie links gewesenen 
Frankfurtensischen Humors. Anfang der Acht-
ziger kommen die ersten Rockbands nach 
Eschersheim, die Batschkapp wird Konzerthalle 
und Diskothek. Für Kontinuität im Wandel 
steht Ralf Scheffler, Alt-Sponti und Kumpel von 
Fischer, Klinke & Co. Anfangs ist Scheffler einer 
von vielen im Kollektiv, recht bald Primus inter 
Pares und sehr bald unangefochtener Boss der 
Batschkapp, bossige Allüren inklusive. 

Unaufhaltsamer Aufstieg der »Hippies in control«
Die Struktur des Funktionswandels von politi-
schem Zentrum über alternative Kulturstätte 
hin zur kommerziellen Mehrzweckhalle darf als 
frankfurttypisch gelten. Langer Marsch in die 
Institution absolviert, Klassenziel erreicht.

Die subkulturelle Hegemonie der Sponti-
Szene in Frankfurt kann durch Punk nicht 
erschüttert werden. Nirgendwo sonst bleibt die 
alte Sponti-Linke so lange in control, so domi-
nant als Immer-Noch-Jugendkultur. Diese Punk- 
never-happened-History unterscheidet Frank-
furt von anderen deutschen Großstädten. Sie ist 
auch eine Ursache für die sagenhafte Poplosig-
keit dieser Stadt. Die wurde erst durch die – 
widerspruchsreiche – Erfolgsgeschichte von 
Frankfurt als Techno-Boomtown beendet. Punk 
never happened ist auch Voraussetzung für die 
gelungene Transformation der Spontilinken zur 
»linksradikalen Neu-Aristokratie«. Auf diese 
bestechende Formulierung kam der ehemalige 
Tempo-Autor Matthias Horx. Heute nennt er 
sich Trendforscher, in den späten 70ern war 

Horx Mitgründer des Uni-Sponti-Organs Fuzzy, 
aus dem sich später das Stadtmagazin »Pflas-
terstrand« entwickelte. Vermutlich meinte 
Rudolf Bahro diese »linksradikale Neu-Aristo-
kratie«, als er von einer »alternativen Bourgeoi-
sie« sprach. 

Die Kehrseite der Sponti-Hegemonie zeigt 
sich in den achtziger Jahren: Ihr bornierter Kon-
servatismus in ästhetischen Fragen führt dazu, 
dass künstlerisch interessantere Strömungen 
und Gruppierungen sich von dieser Linken dis-
tanzieren, dass sie ihre Distanz, Opposition oder 
Dissidenz »unpolitisch«, oder »antipolitisch« 
codieren. Oder gleich »rechts«. 

Das Frankfurter Hippie-Establishment ist 
links und intellektuell, also schütten die weni-
gen Frankfurter Punks das Kind mit dem Bad 
aus und rebellieren gegen linke Intelligenz, also 
gegen Linke und gegen Intelligenz. Strategisch 
inszenierte Biertrinker-Dumpfkopf-No-Future-
Attitudes von englischen Vorbildern werden so 
gründlich und ernsthaft kopiert, bis nur noch 
richtiges, ödes Leben übrig bleibt. Wenn Londo-
ner Art-School-Punks wie Siouxsie Sioux 
 Nazi-Paraphernalia mit SM-Schnickschnack und 
Crossdressing kombinieren, dann treffen solche 
Style-Manöver auf ein zeichenkundiges Publi-

AUF DEN PUNKT GEBRACHT

•	 	In	Frankfurt	stagniert	seit	1968	die	
popkulturelle Entwicklung, weil die 
allmählich zum kulturellen Establishment 
aufsteigende linke Sponti-Fraktion 
ihren liebgewonnenen Protest-Sound 
gewissermaßen institutionalisiert. 

•	 	Auch	als	der	Sound	der	Stones,	Doors	
& Co in die Jahre gekommen ist und 
seinen gegenkulturellen Nimbus längst 
eingebüßt hat, werden neue Bewegungen 
wie Punk und New Wave in Frankfurt 
ignoriert oder bekämpft. 

•	 	Bands	wie	die	aus	Frankfurt	stammen-
den Böhse Onkelz übernehmen die 
Provokationen, nicht aber das zeichen- 
hafte Spiel damit von ihren britischen 
Punk-Vorbildern. Mit rechten Symbolen 
und rassistischen Texten suchen sie die 
Konfrontation  mit den Frankfurter Linken.

•	 	Nach	der	Wiedervereinigung	erschließen	
sich die Böhsen Onkelz mit ihrem 
Skandalimage bundesweit einen großen 
Zuspruch rechter Rockfans; schließlich 
wird	die	Band,	nachdem	sie	sich	offiziell	
von ihren radikalen Texten distanziert 
hat, von führenden Kulturmachern und 
Politikern sogar rehabilitiert. 

4 »Ich war einer der letzten 
Rock ’n’ Roller der deutschen 

Politik«. Joschka Fischer  
als Abgeordneter im 

Deutschen Bundestag (1984). 
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kum. Wo Maskerade und (De-)Konstruktion 
zur Party gehören, werden Beimwortnehmer zu 
Spaßverderbern, die keinen Kontext kapieren. 
Anders in Frankfurt: Hier sind die 70er 1980 
noch lange nicht zu Ende. Ton Steine Scherben, 
Doors und Stones liefern den allmählich staats-
tragenden Soundtrack zur Hegemonie einer 
Szene, die erste Nachrichten von einer Jugend-
revolte namens Punk argwöhnisch zur Kenntnis 
nimmt. Droht da Rebellenkonkurrenz? 

Was folgt, ist ein komplementäres, am Ende 
für beide Seiten produktives Missverständnis: 
Die Sponti-Elite missversteht und diskreditiert 
Punk bewusst als Naziding und behauptet so 
ihre subkulturelle Vormachtstellung. Auf der 
anderen Seite übertragen ein paar Teenage Prolls 
vom Frankfurter Berg die hochcodierte Distink-
tions-Dramaturgie von Londoner Bühnen eins 
zu eins ins hessische Pop-Sibirien. Sie nennen 
sich Böhse Onkelz, flirten mit Swastikas und 
spielen Hippie-Bashing. Und kriegen prompt 
eins zu eins in die Fresse von wehrhaften Polit-
Hippies. So kriegen pubertäre Provo-Punk-Witze 
plötzlich einen unhintergehbaren Ernst. 

»Türken raus, Türken raus, Türkenfotze 
naßrasiert, Türkenfotze glattrasiert, Nur bis jetzt 
haben immer die Kanaken gesiegt. Deutschland 
den Deutschen!« (Böhse Onkelz)

Schicksalsgemeinschaft der vermeintlich 
Deklassierten
Mit solchen Texten bauen sich die zu Skinheads 
konvertierten Onkelz – »Die Hippies haben 
Punk kaputtgemacht«, Stephan Weidner, Kopf 
der Onkelz – in den Achtzigern eine Fange-
meinde auf, in der BRD und in der DDR, wo 
ihre Platten im Untergrund kursieren. Beschlag-
nahmen, Zensur, Auftrittsverbote staatlicher-
seits und mit klassistischer Herablassung unter-
fütterte Distinktionsgesten seitens der alten 
Hippielinken schweißen Band und Fans zu einer 
Schicksalsgemeinschaft der vermeintlich Deklas-
sierten zusammen – darüber werden die Onkelz 
zu einer der reichsten Bands des Landes.

Im Schulterschluss mit ihren Idolen bildet 
die Fangemeinde der Onkelz eine blutsbruder-
schaftliche Schutz- & Trutz-Truppe gegen die 
feindliche Außenwelt.

Notorisch Zukurzgekommene und aus dem 
Diskurs Gefallene finden hier Anschluss, sie sind 
»Willkommen im Reich der Onkelz«, wie es in 
einem Song heißt. Aufgenommen werden Wie-
dervereinigungsentwurzelte, vermeintliche Glo-
balisierungsverlierer und Modernisierungsopfer 
mitsamt ihren Sentiments und Ressentiments. 
Wenn sich gelegentlich aus der Mitte dieses ver-
schworenen Haufens eine Sturmabteilung zum 
Fidschiklatschen oder Dönermorden löst, dann 
sind dafür nicht die Onkelz verantwortlich. Das 
komplementäre Missverständnis zwischen Onkelz 

und Spontis erlebt 1992 / 93 ein spätes Happy 
End. Im Winter der Lichter ketten nach Rostock-
Lichtenhagen startet Frankfurts Dezernent für 
Multikulturelles, Sponti-Altstar Daniel Cohn-
Bendit, mit seinem Fellow-Sponti-Altstar Mat-
thias Beltz eine Kampagne, um den angeblich 
geläuterten Onkelz in ihrer Heimatstadt Auf-
trittsmöglichkeiten zu verschaffen. Somit ver-
dankt die Lieblingsband der männerbündeln-
den, homophoben und rassistischen Deutschen 
Rechten ihre Rehabilitation zwei ehemaligen 
Linksradikalen, darunter einem deutschfranzösi-
schen Juden. Und einem Schwulen sowie einer 
lesbischen Feministin. Alfred Biolek und Alice 
Schwarzer zeigten sich in ihren Talkshows ange-
tan von der subprole tarischen Authentizität und 
dem raubeinigen Charme von Onkelz-Chef Ste-
phan Weidner. So gesehen ist der Erfolg der 
Böhsen Onkelz auch ein Resultat von 68. Wer 
ärgert sich wohl mehr über diesen Befund: die 
Onkelz oder die 68er? 

 
Der Autor

Klaus Walter, Jahrgang 1955, lebt in Frankfurt 
am Main und schreibt seit Mitte der 1970er Jahre 
über Popkultur, Fußball und Politik. In den 1980ern 
war	er	Redakteur	bei	der	Zeitschrift	Pflaster­
strand, seit 1984 Radio-DJ beim Hessischen 
Rundfunk. Seine Sendung »Der Ball ist rund« 
wurde von den Lesern der Fachzeitschriften 
»Spex« und »Intro« mehrfach zur besten Radio- 
sendung Deutschlands gewählt. Seit 2008 
arbeitet Walter als Redakteur und Moderator 
beim Internetradio ByteFM, unter anderem 
gestaltet er die Sendung »Was ist Musik«.  
2005 erschien »Plattenspieler«, ein gemeinsames 
Gesprächsbuch mit Frank Witzel und Thomas 
Meinecke, 2009 kam die Fortsetzung unter dem 
Titel »Die Bundesrepublik Deutschland.« Seit 
den neunziger Jahren gibt Klaus Walter regel- 
mäßig Workshops und Seminare zu Pop und 
Radio, unter anderem an der Goethe-Univer-
sität im Rahmen des Fortbildungsprogramms 
Buch- und Medien-Praxis. Zurzeit arbeitet 
Walter an einem Buch über die Geschichte 
Frankfurter Subkulturen. 
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1 Installationsansicht der 
Ausstellung Serielle Formationen 
in der »studiogalerie«, 1967. 
Kunstrichtungen, die an der 
Objektform festhielten,  
galten den protestierenden 
Studenten später als »konter-
revolutionär«.

Als Ort der legendären Studentenbewegung 
ist der Campus Bockenheim der Goethe-
Universität fest im kollektiven Gedächtnis 
verankert. Doch kaum jemand weiß noch, 
dass das Quartier in den 1960er Jahren 
auch Schauplatz einer ästhetischen 
Revolte war.

Kunst der 
Revolte – 
Revolte der 
Kunst
Die Goethe-Universität als 
Schauplatz des ästhetischen 
Aufbruchs

von Michaela Filla-Raquin

W er weiß heute zum Beispiel, dass Daniel 
Spoerris legendäre Eat-Art-Restaurants 
und Bankette im ehemaligen Studen-

tencafé ihren Ausgang nahmen? Oder dass 
bedeutende Vertreter der Fluxus- und Happe-
ning-Bewegung wie Nam June Paik, Charlotte 
Moorman, Wolf Vostell, Dick Higgins und Alison 
Knowles im Studierendenhaus Aktionen durch-
führten? Auch ist kaum noch bekannt, dass die 
Frankfurter Studentenzeitung »diskus« in den 
1960er Jahren nicht nur ein Organ linker Frei-
denker war, sondern auch ein weit über Frank-
furt hinaus bekanntes Forum der künstlerischen 
Avantgarde.

Nukleus des kulturellen Lebens auf dem 
Campus war das Studierendenhaus, das damals 
freilich noch Studentenhaus hieß. Neben der 
Redaktion des »diskus« waren auch die auf 
nationalen wie internationalen Festivals gefeierte 
»neue bühne« und die in der Bundesrepublik 
einzigartige studentische Initiative für neue 
Tendenzen in der Bildenden Kunst, die »studio-
galerie«, hier ansässig. Im Laufe der 1960er 
Jahre entwickelte sich dieses Quartier einer 
 literarisch-ästhetischen Alternative zu einem 
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2 Die	Fotografie	von	Inge	
Werth zeigt Nam June Paik 

und Charlotte Moormann 1965 
bei einem Fluxuskonzert  

in der »studiogalerie«.

Schauplatz der politischen Revolte. Die dort 
vorhandenen kulturellen Initiativen haben zu 
 dieser Entwicklung beigetragen. Sie sind aus  
der Bewegung hervorgegangen und haben sie 
zugleich auch angetrieben.

Theater der Neugierigen
Die »neue bühne« wurde 1953 kurz nach der 
Einweihung des neuen Studentenhauses von 
Matthias Büttner und Ulrich Hüls gegründet. 
Anfangs standen »literarische Ausgrabungen« 
(z. B. »Die Matrone von Ephesus«/»Ein Phoenix 
zuviel« von Lessing) und modernes Theater 
(wie Jean Cocteaus »Taschentheater«) auf dem 
Programm. Als der damalige Literaturstudent 
und spätere Verleger Karlheinz Braun 1957 die 
Leitung übernahm, kamen Uraufführungen von 
Texten junger Autoren wie Günter Grass und 
Wolfgang Hildesheimer hinzu. Mit Stücken von 
Bertolt Brecht und aktuellen Autoren übte die 
»neue bühne« schon zu Beginn der 1960er 
Jahre Kritik an einer scheinbar erfolgreichen, 
wirtschaftlich prosperierenden Gesellschaft, die 
im Grunde aber in soziale und politische Wider-
sprüche verstrickt war. Aufsehen erregte die 
»neue bühne« z. B. mit dem Stück »Die ehrbare 
Dirne« von Jean-Paul Sartre (1960), »Das Leiden 
Israels. Eli« von Nelly Sachs (1961), das die  
nationalsozialistischen Verbrechen thematisierte, 
oder »Schau auf Deutschland. Eine zeitkritische 
Revue mit Texten von Hans Magnus Enzens-
berger, Berthold Brecht, Martin Walser, Peter 
Weiss und anderen« (1964). Die »neue bühne« 
behandelte mit diesen und anderen Stücken  
brisante Themen wie Rassendiskriminierung, die 
verdrängte NS-Vergangenheit oder auch den 
wiedererstarkenden Nationalismus. Bemerkens-
wert waren auch die Bühnenbilder. Gunthard 
Lamche, ein junger Architekt, der nach seinem 
Studium an der Hochschule für Gestaltung Ulm 

als Assistent von Ferdinand Kramer, dem dama-
ligen Baudirektor der Universität, nach Frank-
furt gekommen war, baute für die Uraufführung 
von Günter Grass‘ erstem inszenierten Stück 
»Hochwasser« 1957 eine Bühnenarchitektur 
komplett aus Stahlrohren. Das war überaus pro-
gressiv in einer Zeit, in der Bühnenbilder üblicher-
weise gemalt wurden.  

Die Kontakte der »neuen bühne« zum Sozi-
alistischen Deutschen Studentenbund (SDS) 
waren seit Beginn der 1960er Jahre eng. In dem 
1964 abgerissenen Studentenwohnheim an der 
Ginnheimer Landstraße (an dessen Stelle der 
Architekt Paul Posenenske das heutige setzte) 
wohnten neben Mitgliedern der »neuen bühne« 
auch Mitglieder des SDS, so auch das Ehepaar 
Lamche. Die Grafikerin Ann Lamche gestaltete 
die seit 1961 erscheinende Theoriezeitschrift des 
SDS »neue kritik«. Wie die der »neuen kritik« 
sehr ähnlichen Programmhefte der »neuen 
bühne« zeigen, wurden hier parallel die vom 
Bauhaus inspirierte quadratische Form und die 
programmatische Kleinschreibung eingesetzt. 
Laut Karlheinz Braun gehörte der SDS zum 
Stammpublikum der »neuen bühne«. Günther 
Rühle bezeichnet das studentische Theater der 
frühen 1960er Jahre gar als Nährboden für den 
SDS, der die Revolte der Studenten später 
anführte. Die Radikalisierung der studenti-
schen Bewegung nach der Ermordung Benno 
Ohnesorgs im Juni 1967 wirkte sich aber auch 

AUF DEN PUNKT GEBRACHT

•	 	Das	Frankfurter	Studierendenhaus	auf	
dem Campus Bockenheim entwickelte 
sich in den 1960er Jahren vom Quartier 
einer literarisch-ästhetischen Alter-
native zum Schauplatz der politischen 
Revolte. 

•	 	Die	hier	ansässigen	kulturellen	
Initiativen »neue bühne«, »diskus«, 
»studiogalerie« haben zu dieser 
Entwicklung beigetragen, indem sie  
die etablierte Ordnung durch neue 
kulturelle Ideale und Formen von 
Gegenöffentlichkeit	infrage	stellten.	

•	 	In	dem	Maße,	in	dem	sich	die	Studen-
tenbewegung nach der Erschießung 
Benno Ohnesorgs im Juni 1967 und 
dem Attentat auf Rudi Dutschke im 
April 1968 verstärkt der politischen 
Praxis zuwandte, schwand ihr 
Interesse an künstlerischen, nicht 
explizit politischen Ausdrucksformen.

2
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3 »Insgesamt ging es den 
Künstlern und Intellektuellen  
in den 60er Jahren nicht um 
Provokation, sondern um 
Evokation«: Bazon Brock,  
hier 1962 mit Blätterbuch.  
Ein Bild aus dem Privatarchiv 
von Hartmut Rekor.

umgekehrt auf das studentische Theater aus. 
Mitglieder der »neuen bühne« schlossen sich 
den Unruhen an, agierten nun auch im öffent-
lichen Raum bei Pro testveranstaltungen des 
sozialistischen Straßentheaters.

Ein Feuilleton wird zum Vorboten sozialer Umbrüche 
Ab 1951 erschien der »diskus« als Zeitung von 
Studenten für Studenten. Die besondere Funk-
tion dieser Studentenzeitung lag über fast zwei 
Jahrzehnte darin, dass sie die gesellschaftlichen 
und politischen Entwicklungen der Bundes-
republik auf verschiedenen Gebieten wider-
spiegelte und sich seit Ende der 1950er Jahre 
zugleich zu einem Forum der künstlerischen 
und literarischen Avantgarde entwickelte. Neben 
der Berichterstattung zu rein studentischen 
Themen wie Hochschulpolitik oder Studenten-
alltag fand hier in den 1960er Jahren eine 
 kritisch-kontroverse Auseinandersetzung mit 
Gegenwartsproblemen politischer, gesellschaft-
licher und kultureller Art statt. Zu den immer 
öfter in konservativen Kreisen Empörung aus-
lösenden Inhalten – beispielsweise wurde auf 
die nationalsozialistische Vergangenheit einiger 
Professoren hingewiesen – passte das 1960 ein-
geführte, ebenfalls vom Bauhaus inspirierte 
avantgardistische Layout. 

Die Redakteure des »diskus«, seit 1959 ins-
besondere Ror Wolf, bauten zudem das Feuille-
ton immer weiter aus. Hier erschienen nicht nur 
Formexperimente der Konkreten Poesie, unter 
anderem von Franz Mon, Ferdinand Kriwet und 
Pierre Garnier, sondern auch Erstveröffent-
lichungen junger, experimenteller Autoren wie 
Peter Weiss, Bazon Brock und Peter Handke. 
Die Titel- und Rückseiten wurden meist von 
Künstlern und Grafikern, darunter Peter Roehr, 
Thomas Bayrle oder Hans Hillmann, gestaltet. 
Außerdem war die an sozialen Themen interes-
sierte Abisag Tüllmann seit Ende der 1950er 
Jahre bis in die Mitte der 1960er hinein die 
Hauptfotografin des »diskus«. Besprechungen 
marxistischer Theorie, dadaistisch anmutende 
Collagen, die den bürgerlichen Wertekosmos 
ironisch kommentierten, und bald auch Phäno-
mene der Popkultur gehörten ebenso zu einer 
im »diskus« versammelten Bewegung, die die 
erstarrte Gesellschaft der Adenauerzeit zum 
Tanzen bringen wollte.

Auch für den »diskus« blieb die nach den 
Berliner Ereignissen zu beobachtende verstärkte 
Ausrichtung der Bewegung auf die politische 
Praxis nicht ohne Konsequenzen. Hatte das 
Feuilleton bis dahin noch eine große Rolle 
gespielt, verschoben sich die Gewichte nun 
zugunsten der Politik. Obwohl sich die Beiträge 
im Kulturteil als Angriff auf die bürgerliche Kultur 
verstanden, hatten sie sich noch in deren 
 Rahmen bewegt. Was laut Tim Darmstädter die 

Spannung ergab, der der gesamte »diskus« seine 
Form verdankte, wurde ihm schließlich zum 
Verhängnis. Bereits in der siebten Ausgabe von 
1968 wurde der bürgerlichen Kultur demonst-
rativ der Kampf angesagt, das Feuilleton abge-
schafft und Kunst zur »Scheiße« erklärt. Die 
Parole dazu lautete: »Zerschlagt den ›diskus‹ 
und macht einen neuen.«

Die »studiogalerie« als Gegeninstitution
Eine weitere kulturelle Initiative an der Univer-
sität, deren Geschichte eng mit der Studenten-
bewegung verknüpft ist, war die »studio-
galerie«, die von 1964 bis 1968 über neueste 
Entwicklungen in der damaligen Kunst infor-
mierte. Die Initiatoren schufen mit der vom 
AStA finanzierten, nicht kommerziellen Galerie 
einen Raum für Positionen, die nur zögerlich 
und im kulturpolitisch konservativen Frankfurt 

noch viel später als anderswo als Kunst aner-
kannt wurden. Die in der »studiogalerie« aus-
gestellten Werke und gezeigten Aktionen spie-
gelten ein neues Bewusstsein gegenüber den 
Auswirkungen des technologischen Fortschritts 
auf die soziale Wirklichkeit. 

Aktionsformen wie Fluxus und Happening 
schufen ein Klima des Widerstands und Auf-
bruchs und gingen schließlich sogar in studen-
tischen Protestformen auf. Wichtige Vertreter 
dieser Strömungen, die an der Grenze zur Wirk-
lichkeit operierten und statt dem abgeschlosse-
nen Werk Situationen kreierten, waren Nam 

3
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4 DISKUS-Titelblatt der Ausgabe 6/1962
5  Bazon Brocks und Hermann Göpferts 

Donnerstagsmanifest von 1962

6 Programmheft der »neuen bühne«, 1961
7 DISKUS-Titelblatt der Ausgabe 5/1967
8  Eberhard Fiebig, Plakat zum Frankfurter 

Vietnamkongress 1966
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June Paik und Charlotte Moormann, die gleich 
zweimal jeweils im Sommer 1965 und 1966 in der 
»studiogalerie« performten. Mit seinen Fluxus- 
Konzerten griff das Duo etablierte Kultur ideale 
an und stellte die traditionelle Musik infrage, 
indem es technische Geräte und Geräusche ein-
bezog, klassische Instrumente zerstörte und eine 
bis dahin nicht gekannte Freizügigkeit vor-
führte. Auch im Zuge des studentischen  Protests 
wurden Symbole zerstört und Bilder gestürmt. 
Während der Präsidiumsbesetzung der Goethe-
Universität im Mai 1968 rissen die Studenten 
die Talare ihrer Professoren aus den Schränken 
und demonstrierten damit ihre Ablehnung 
gegenüber tradierten Hierarchien. Obwohl 
gerade Fluxus und Happening den jungen Leu-
ten ein neues Lebensgefühl vermittelten, waren 
auch diese Formen, da sie nicht explizit politisch 
waren, vielen Revoltierenden in der  späten 
Phase der Bewegung suspekt. Kunstrichtungen, 
die an der Objektform festhielten, wie Minimal 
Art und Konzeptkunst aus Ost und West, die die 
»studiogalerie« 1967 in zwei Gruppenausstel-
lungen (»Serielle Formationen«, kuratiert von 
Peter Roehr und Paul Menz, und »Konstruktive 
Tendenzen aus der Tschechoslowakei«, kura-
tiert von Hans-Peter Riese) zeigte, wurden von 
den immer stärker politisierten Studenten sogar 
als »konterrevolutionär« abgelehnt. 

Von den hier kurz skizzierten studentischen 
Initiativen erfährt vor allem die »studiogalerie« 
neuerdings große Aufmerksamkeit. Eine Re-
Inszenierung der Ausstellung »Serielle Formati-
onen 1967« in der »studiogalerie« wurde im 
vergangenen Jahr von der Daimler Art Collec-
tion Berlin realisiert. Im Museum Giersch der 
Goethe-Universität widmet sich seit März eine 
Übersichtsschau der Geschichte der »studio-
galerie« von 1964 bis 1968. Von März bis Mai 
zeigte die Ausstellung »Kunst der Revolte //  
Revolte der Kunst« im Studierendenhaus und 
im Ausstellungsraum des Universitätsarchivs 
Dante 9 die Aktivitäten der »studiogalerie« sowie 
der anderen studentischen Initiativen im Kon-
text der kulturellen und politischen Ereignisse 
in Frankfurt. Letztere machte vor allem auch die 
Akteure hinter den Ereignissen sichtbar.

Vorgänge werden zu Kunstwerken erklärt
Ein für Frankfurt und auch den studentischen 
Kontext sehr wichtiger Impulsgeber und Netz-
werker für die überregionale und internationale 
Kunstszene war der Künstler und spätere Pro-
fessor für Ästhetik Bazon Brock, der bei Adorno 
studierte und schon zu Beginn der 1960er Jahre 
mit ungewöhnlichen Aktionen auffiel. Zusam-
men mit dem Galeristen Rochus Kowallek und 
dem Künstler Hermann Göpfert verteilte er 
nicht nur Flugblätter an der Hauptwache mit 
progressiven Slogans wie »Wir erklären Vor-

gänge zu Kunstwerken«. Mit der »Bloom-Zei-
tung«, einer Parodie der Bild-Zeitung, in der alle 
Substantive durch »Bloom« ersetzt waren, dem 
Namen der Hauptfigur aus James Joyces Roman 
Ulysses, nahm er bereits 1963 die Auseinander-
setzung der Studenten mit dem Springer-Kon-
zern vorweg.

Bazon Brock hat das kurzzeitige, aber den-
noch weitreichende Verhältnis zwischen Kunst 
und Revolte sehr treffend beschrieben: »Ins-
gesamt ging es den Künstlern und Intellektuel-
len in den 60er Jahren nicht um Provokation, 
sondern um Evokation, also um ein ›Hervor-
rufen‹ von Kräften, die bis dato  keinen Anlass 
gefunden hatten, sich zu zeigen und in Wirkung 
zu setzen. Zum Beispiel den Mut, sich gegen 
angebliche Sachzwanglogik zu  wehren, gegen 
Willkür von Entscheidern der Bürokratie, gegen 
legalisierte, weil kollektiv begangene  Kriminalität  
(zum Beispiel durch Waffen geschäfte Kriege  
zu unterstützen), gegen Lügen als fürsorgliche  
politische Haltung (Spiegel- 
Affäre). Evokation hieß: 
›Habe den Mut, dich dei-
nes eigenen Verstandes zu 
bedienen …‹, Provozieren 
hieß, jemanden zu Un- 
recht und Dummheit zu 
verführen, indem man 
situativ Wutausbrüche oder 
Exzesse der Radikalisie-
rung stimulierte.« 
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Politik des Bewusstseins
LSD und andere Drogen bei den 68ern

               von Bernd Werse

LSD war bei den »68ern« eine »angesagte« Droge. Doch  
bei Weitem nicht alle machten damit gute Erfahrungen.  
Zudem war vielen die aus der US-Hippie-Szene stammende  
»LSD-Ideologie« suspekt. Damals avancierte Cannabis 
zur massenhaft konsumierten Droge der jungen Rebellen.
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»Da hab’ ich dann auch öfter mal LSD genom-
men, also ... vielleicht insgesamt zwölf Trips über 
Jahre verteilt, also, da waren sicher ein, zwei 
Monate, zuerst, und dann hat man noch längere Zeit 
dazwischen gelegt, dass man sowas genommen hat ... 
weil man dann nachher immer Wochen braucht, um 
das wieder abzuarbeiten, was da so passiert, ne. 
Wenn alles so ... voller Elektrizität ist, und die ganze 
Welt mit dir atmet, und alles nur so prickelt, und du 
Sachen erkennst, an die du vorher gar nicht gedacht 
hättest ... das fand ich schon beeindruckend.« 
(Napoleon, heute 72 Jahre alt)

  Die 68er werden hierzulande häufig auch 
als Startpunkt für eine massenhafte Ausbrei-
tung illegaler Drogen betrachtet. Tatsächlich 
hatten noch Ende der 1960er Jahre in Deutsch-
land nur sehr wenige Jugendliche Erfahrungen 
mit Cannabis oder anderen illegalen Substanzen; 
bis 1972 stieg ihr Anteil dann auf rund ein Vier-
tel (Reuband, 1994). Die meisten dieser Stoffe 
waren erst zu Beginn des 20. Jahrhunderts global 
verboten worden und fanden zuvor rege Ver-
breitung als Arznei- und Stärkungsmittel für 
viele Gelegenheiten. Zudem war der Gebrauch 
von Drogen wie Cannabis, Opium oder Koka in 
vielen Ländern Teil der Kultur (Werse, 2007). 

Relativ neu hingegen war zu dieser Zeit LSD, 
rund 20 Jahre zuvor als stärkstes bekanntes Hal-
luzinogen erstmals synthetisiert (siehe »Die 
Entdeckung des LSD«, Seite 60). Ab Mitte der 
1960er Jahre wurde der Konsum der Droge in 
den USA u.a. durch den Erfolgsautor Ken Kesey 
(»Einer flog über das Kuckucksnest«) propa-
giert. Er veranstaltete mit seiner bunten Truppe 
»Merry Pranksters« sogenannte »Acid Tests« – 
große Partys, auf denen LSD verteilt wurde.  
Ein weiterer Propagandist war der Psychologe 
Timothy Leary, der bereits zuvor in Harvard 
LSD-Experimente durchgeführt hatte. Beide 
teilten einen »bewusstseinspolitischen« Ansatz: 
Die Vorstellung, dass die Droge durch die tiefen 

Erkenntnisse beim Einzelnen positive Verände-
rungen in der Gesellschaft bewirken könne. 
Diese Vorstellung war ein zentrales Moment der 
zu diesem Zeitpunkt aufkeimenden Hippie-
Bewegung. Der vor allem durch Kleidung und 
Musik stark ästhetisierende Hippie-Stil stand 
von Beginn an in einem gewissen Spannungs-
feld zur explizit politischen Protestbewegung. 
Überschneidungen waren indes häufiger als 
Konfliktlinien – auch unter den deutschen  
68ern, bei denen zunächst der explizit politische 
gegenüber dem »bewusstseinspolitischen« Ansatz 
dominierte.

LSD bei den deutschen 68ern
Wie sah es nun hierzulande mit der Bedeutung 
des Drogenkonsums, insbesondere der geradezu 
paradigmatischen Substanz LSD aus? Dazu sind 
im Folgenden (wie schon im Eingangszitat) 
einige Aussagen von Personen wiedergegeben, 
die zwischen 1998 und 2001 im Rahmen des 
DFG-Projekts »Umgang mit illegalen Drogen  
im bürgerlichen Milieu« (Kemmesies, 2004) 
interviewt wurden. Ausgewählt wurden hierfür 
Zitate von älteren Befragten, die um 1968 
herum erste Drogenerfahrungen machten (mit 
den selbst gewählten Codenamen versehen).

Zu beachten ist dabei, dass LSD von den 
wenigsten Konsumenten häufig genommen 
wird. Bei vielen beschränken sich die Erfahrungen 
auf wenige Male, da die Erfahrung eines LSD-
Rauschs oft sehr intensiv ist und »verarbeitet« 
werden muss (siehe Eingangszitat). Wiederholter 
Gebrauch innerhalb weniger Tage ist wegen der 
stark abgeschwächten Wirkung praktisch sinn-
los. Nahezu unmöglich ist es, von LSD abhängig 
zu werden. Zudem werden bei Weitem nicht 
immer positive Erfahrungen mit der Substanz 
gemacht, wie Tim (68 J.) lapidar mit »pff, hab 
mal einen genommen, fand’s furchtbar« bestä-
tigt. Ein anderer Interviewpartner stellt seine 
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eigenen negativen Wahrnehmungen in einen 
Kontext zur LSD-Euphorie anderer Zeitgenossen:

»So mit 18 hab’ ich dann LSD probiert, weil, 
das war so in jedem Mund. Ich habe Leute 
kennengelernt, die LSD genommen haben und 
beschrieben, wie fantastisch das war. Ich hab’ das 
dann selbst ausprobiert und war eher enttäuscht, 
das hat mich eher… ich fand das eher verwirrend.« 
(Hobbit, 67 J.)

Dass die Droge zu dieser Zeit tatsächlich – 
zumindest in gewissen Kreisen – sehr populär 
war, wird auch durch eine Aussage von Tim 
illustriert: 

»Das war auch so die Zeit, 68, wo Drogen 
insgesamt, gesellschaftlich Einzug gehalten haben. 
Verbrämt mit Bewusstseinserweiterung, und bli 
und bla, und so sahen dann halt auch die Partys 
aus, auf Partys gab’s dann öfters auch dann 
Drogen, zum Beispiel LSD war damals sehr 
modern.« (Tim, 68 J.)

Bemerkenswert ist, dass von den hier darge-
stellten vier Befragten nur einer (Napoleon; s. o.) 
über positive Erfahrungen mit LSD berichtet. 
Gleichzeitig wird betont, dass die Substanz 
 seinerzeit »angesagt« war. Offenbar hat der 
»bewusstseinserweiternde« Ruf der Droge aus 
den USA hierzulande in bestimmten Kreisen zu 
hoher Probierbereitschaft geführt. Womöglich 
hat dann das Fehlen von Konsumregeln zu 
 dieser Zeit zu häufigen schlechten Erfahrungen 

geführt (die Wirkung von LSD ist stark vom 
aktuellen Gemütszustand und dem Umfeld 
abhängig). So zeigt eine Studie über die Zeit 
zwischen 1965 und 1975, dass die Anzahl LSD-
bedingter Psychosen bei etwa gleichbleiben-
den Konsumentenzahlen deutlich zurückging 

AUF DEN PUNKT GEBRACHT

•	 	Die	Vorstellung,	dass	die	bewusstseins-
erweiternde Wirkung von LSD auch 
politische Veränderungen bewirken 
würde, erhöhte bei den 68ern die 
Probierbereitschaft für die synthetische 
Verbindung des Schweizer Pharma-
konzerns Sandoz.

•	 	Berichte	von	Zeitzeugen	bestätigen,	
dass die 68er-Revolte in Deutschland 
eine »Drogenwelle« auslöste. Man 
fühlte sich beim Konsum verbotener 
Drogen subversiv – auch das war  
Teil des Protests.

•	 	Fehlende	Konsumregeln	für	LSD	brachten	
viele negative Erfahrungen mit sich. 
Stattdessen etablierte sich der 
eigentlich seit Jahrhunderten bekannte 
Cannabis als neue »Jugenddroge«.

1 Der Bus der »Merry Prankster«, 
einer Gruppe LSD-Befürworter. 
Sie fuhren durch die USA und 
luden Menschen zu »Acid-Tests« 
ein, damit sie die Wirkung der 
damals noch legalen Droge 
erfahren konnten.den Konsumentenzahlen deutlich zurückging 
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(Bunce, 1982). Dies wurde auf das allmähliche 
Ausbilden subkulturellen Wissens über die 
Droge zurückgeführt. Möglicherweise waren 
die jungen deutschen Konsumenten im Jahr 
1968 nicht ausreichend auf den Konsum  
von LSD vorbereitet. Andererseits stieß gerade  
das propagierte Moment der Selbsterkenntnis 
durch LSD selbst bei Drogen-affinen 
Anhängern der Bewegung mit-
unter auf Widerspruch:

»Gegen diese LSD-Ideo-
logie, mit Leary, (…) das 
war für mich sowieso alles 
eher suspekt. So, dieses 
… du musst so diese 
tiefe introspektive Reise 
machen, ich glaub’ das 
alles nicht.« 
(Hobbit, 67 J.)

Kiffen statt Trips werfen?
Weitaus »erfolgreicher« 
zu dieser Zeit war offen-
sichtlich der Konsum von 
 Cannabis. Auch dieser kann zu 
 diesem Zeitpunkt als kulturelle Innovation 
betrachtet werden. Wie beim LSD nahmen 
dabei jugendkulturelle Vorbilder aus den USA 
die zentrale Rolle ein: Über kiffende Jazzmusiker 
der 1920er bis 1940er Jahre etablierte sich der 
Cannabiskonsum zunächst unter deren weißen 
Anhängern (»Hipster«). Aus diesen Kreisen 
wiederum entstand die Keimzelle der Hippies. 
Dass Cannabis sich so deutlich in der US-»Gegen- 
kultur«  etablierte, ist dabei auch als Reaktion 

auf die Illegalisierung und Verteufelungskam-
pagne in den 1930er und 1940er Jahren zu 
betrachten (Werse, 2007). In Deutschland setzte 
dieser  kulturelle Import dann eher schlagartig 
gegen Ende der 1960er ein. Erstaunlich ist dabei 
das Tempo, in der sich die Droge etablierte:

»In Folge von diesem ersten Mal gab’s kaum 
noch Partys, wo sowas nicht konsumiert 

 worden ist. Macht halt locker, macht  
halt leicht … (…) War dann 

auch so Bestandteil dieser 
Bewegung, in die man 

auch reingekommen ist 
ähm, diese sogenannte 
Studentenbewegung, 
oder Studentenrevolte, 
da war das eigentlich 
dann schon auch sehr 
angesagt einfach.«

(Tim, 68 J.)
Ein etwas jüngerer 

Befragter bestätigt dabei, 
dass Cannabis auch in 

Schülerkreisen sehr rasch zur 
»Alltagsdroge« wurde, assoziiert 

mit politischem Anspruch:
»In der Abiturzeit, da haben wir auch in 

 Pausen geraucht. (…) Wie das heutzutage die 
 ganzen Kids auch wieder machen (Lachen). Und 
da war die Schule nicht irgendwie dahinter her, weil 
das war damals ne Aufbruchstimmung, Schüler-
demo, Notstandsgesetze, Schulstreiks und wir waren 
zu der Zeit auch sehr politisch aktiv.« (M., 66 J.)

Die eingangs angedeutete Rolle der 68er als 
Auslöser einer »Drogenwelle« bestätigt sich also 

DIE ENTDECKUNG DES LSD

LSD steht für Lysergsäurediethylamid, ein Derivat der 
Lysergsäure. In der Natur kommt die hochgiftige 
Ausgangssubstanz im Mutterkornpilz vor, der 

Getreide befällt. Bis ins 20. Jahrhundert verursachte der Pilz wegen 
seines hohen Anteils an Alkaloiden schwere Vergiftungserscheinun-
gen,	die	als	»Antoniusfeuer«	bezeichnet	wurden.	Die	Betroffenen	lit-
ten u.a. an Darmkrämpfen, Kreislaufstörungen und Halluzinationen. 

Auf	 der	 Suche	 nach	 medizinisch	 relevanten	 Wirkstoffen	 der	
Lysergsäure erforschte der Schweizer Chemiker Albert Hofmann 

beim Pharmakonzern Sandoz verschiedene 
Derivate. Am 16. November 1938 syn thetisierte 
er zuerst die Variante mit der Bezeichnung 
LSD-25, die in der 68er- Bewegung massen-
weise als Halluzinogen eingesetzt werden 
sollte. Hofmann erlebte aber zunächst eine 
Entäuschung: Im Tierversuch zeigte die Subs-
tanz	 nicht	 die	 erhoffte	 kreislaufanregende	
Wirkung. So verschwand das Projekt erst ein-

mal in der Schublade, bis er sich fünf Jahre später wieder daran 
erinnerte. 

Am 19. April 1943 unternahm Albert Hofmann einen Selbstversuch 
mit 250 Mikrogramm LSD. Das war die Dosis, bei der man aufgrund der 
Erfahrung mit Mutterkornpräparaten gerade noch eine Wirkung erwar-
ten konnte. Der Rausch setzte ein, als Hofmann sich mit seinem Fahrrad 
auf dem Weg nach Hause befand, weshalb die späteren LSD-Anhänger 
den Jahrestag der Entdeckung als »Bicycle Day« feierten. Die halluzi-
nogene Wirkung des LSD erwies sich als deutlich stärker, als Hofmann 
erwartet hatte. Es genügen schon 20 Mikrogramm für einen Trip. 

Die erste Anwendung in einem medizinischen Kontext fand LSD 
1949, als Sandoz es unter dem Handelsnamen »Delysid« auf den Markt  
brachte. Es wurde aber nicht von Patienten, sondern von Ärzten einge- 
nommen, damit sie die Erlebnisse von Menschen mit Wahnvorstellun-
gen und Panik attacken nachfühlen konnten. In den 1950er Jahren 
testete die CIA das Potenzial von LSD an Mitarbeitern, Angehörigen 
des Militärs und der Regierung, Ärzten, psychisch Kranken und Pros-
tituierten – meist ohne deren Wissen oder Einwilligung.

Rechte Seite:
Timothy Leary bei einem 
Vortrag vor Hippies 1967  

im Golden Gate Park,  
San Francisco.

ie CIA das Potenzial von LSD an Mitarbeitern, Angehörigen 
des Militärs und der Regierung, Ärzten, psychisch Kranken und Pros-
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anhand dieser Aussagen von Zeitzeugen. LSD 
mit seinem vermeintlich bewusstseinserwei-
ternden und gesellschaftsverändernden Poten-
zial spielte dabei wohl eher eine Nebenrolle. 
Zwar fühlten sich viele angesichts des Rufes  
der Droge bemüßigt, sie irgendwann auszu-
probieren. Doch die intensiven, schwer hand-
zuhabenden Wirkungen verhinderten ohnehin 
eine Etablierung als Alltagsdroge. Und trotz aus-
geprägtem »Gegengeist« standen viele Betei-
ligte gerade der assoziierten Ideologie eher skep-
tisch bis ablehnend gegenüber.

Die Protestbewegungen der 1960er Jahre 
haben in Deutschland vor allem Cannabis als 
»Jugenddroge« etabliert. Zwar waren die medi-
zinischen wie auch Rauschwirkungen der Hanf-
pflanze bis Anfang des 20. Jahrhunderts hierzu-
lande gut bekannt. Einige Jahrzehnte der 
Illegalität (seit der 2. Internationalen Opium-
konferenz 1925) hatten dann aber gereicht, die 
Substanz weitgehend vergessen zu machen. Neu 
war seit etwa 1968 nicht nur die Konsumenten-
gruppe der Jungen, sondern – damit zusam-
menhängend – die Verwendung als politisches 
Symbol. Man konnte sich subversiv fühlen, 
wenn man Haschisch konsumierte, dessen Verbot 
natürlich als Unrecht wahrgenommen wurde. 
Gleichzeitig und im Unterschied zu LSD ist die 
Wirkung von Cannabis vergleichsweise mild, 
was eine niedrige Hemmschwelle zum Probieren 
und zum regelmäßigen Konsum mit sich brachte.

Drogen der 68er – gestern und heute
Seit den 1990er Jahren wird Cannabis von 
deutlich mehr jungen Menschen konsumiert als 
zu Zeiten der 68er. Gerade bei erfahreneren 
Konsumenten spielt das subversive Moment 
dabei allenfalls noch eine Nebenrolle. Für viele 
Jugendliche diverser Generationen hat sich 
allerdings für die Rahmung des Erstkonsums  
die Assoziation mit Protest, Hippies und 68ern 

beständig erhalten (Werse, 2007). Im Hinblick 
auf die Breitenwirkung war und ist also Cannabis 
die wichtigere »68er-Droge«.

Dennoch spielt LSD im Hinblick auf Außen-
wirkung, Ästhetisierung und »Bewusstseinspolitik« 
eine zentrale Rolle im Kontext der Bewegung. 
Seit einigen Jahren ist das Interesse an der Sub-
stanz sowie anderen Psychedelika wieder gestiegen 
(Hanske & Sarreiter, 2015). Das betrifft unter 
anderem die Idee des »Microdosing« – den Ein-
satz von geringen Mengen LSD zur mentalen 
Leistungssteigerung. Womöglich nicht zufällig 
entstand dieser Gedanke – unweit der »Brut-
stätte« der Hippie-Szene – in der digitalen Elite des 
Silicon Valley, deren Gründerväter nicht selten 
aus der damaligen Protestbewegung kamen.  
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Schon kurz nachdem die Studentenbewegung begonnen hatte, 

formierte sich innerhalb dieser neuen sozialen Bewegung  

eine Frauenopposition – eine Revolte innerhalb der Revolte.  

Frankfurt war neben Berlin einer der wichtigsten Schauplätze  

für den Kampf um Selbstbestimmung.

Vom Weiberrat  
zur Frauenprofessur 
Die Neue Frauenbewegung und der 1968er-Aufbruch 

von Ulla Wischermann
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1 Kampagne Lohn  
für Hausarbeit aus  
Courage, 2, 1977.
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1968 formierte sich in Westberlin 
ein »Aktionsrat zur Befreiung 
der Frauen«, an dessen Tref-

fen regelmäßig über 100 Frauen teilnahmen. In 
den Diskussionen ging es um eine Kritik an der 
Alleinverantwortung von Frauen für Haushalt 
und Kinder sowie um die Forderung, diese 
 privaten Tätigkeiten zu vergesellschaften, eine 
 Forderung, die sich später in der sogenannten 
Kinderladenbewegung realisierte. Die Akteurin-
nen waren bereits in der Studentenbewegung 
engagiert und hatten nach kurzer Zeit die Erfah-
rung gemacht, dass die männlichen Genossen  
in ihrem Bemühen um radikale gesellschafts-
politische Veränderungen die Interessen und 
Forderungen von Frauen nicht wichtig nahmen 
und Frauen im politischen Kampf vor allem  
die Zuarbeit für die männlichen Revolutionäre 
übernehmen sollten. 

Der legendäre Tomatenwurf in Frankfurt
Dass Frauenfragen kein Nebenwiderspruch, 
sondern gesellschaftlich relevant sind, stand im 
Mittelpunkt einer Rede von Helke Sander auf 
der 23. Delegiertenkonferenz des »Sozialisti-
schen Studentenbundes« (SDS) in Frankfurt am 
13. September 1968, in der sie das Private für 
politisch erklärte (abgedruckt im Frauenjahr-
buch 1975). Die Filmstudentin war Mitglied des 
Westberliner »Aktionsrates zur Befreiung der 
Frauen« und wurde wenige Jahre später eine 
renommierte feministische Filmemacherin. Sie 
machte die Trennung zwischen Privatleben und 
gesellschaftlichem Leben für die Isolation und 
die Unterdrückung von Frauen verantwortlich. 
Um Frauen für den politischen Kampf zu gewin-
nen, sei es wichtig, an ihren unmittelbaren 
Erfahrungen anzuknüpfen. Für am leichtesten 
politisierbar hielt sie Frauen mit Kindern, die 
durch starke Unrechtserfahrungen geprägt und 
zum Protest bereit seien. Die Planung, Grün-
dung und Organisierung von Kinderläden stellte 
die praktische Seite dieser neuen Politik des 
 Privaten dar. Die Genossen interessierten sich 
nicht für diese neuen feministischen Ideen und 
wollten ohne Diskussion der Rede zur Tagesord-
nung übergehen, was bekanntlich damit endete, 
dass die hochschwangere SDS-Frau Sigrid Rüger 
den Vorstand mit Tomaten bewarf.

Auch wenn der Beginn sozialer Bewegungen 
nicht datierbar ist, gilt dieses Ereignis in der 
Rückschau als ein wichtiger Auslöser der Neuen 
Frauenbewegung. In vielen Städten der Bundes-
republik kam es zur Gründung weiterer Aktions-
räte und Weiberräte. Nicht nur die Ignoranz der 
Studentenbewegung, auch die Ausschluss- und 
Diskriminierungsmechanismen etablierter Poli-
tik führten zu einer Erweiterung des Politik-
begriffs durch die Neue Frauenbewegung. Das 
Konzept »Das Private ist politisch« wurde zur 

Parole in vielen (westlichen) Ländern und in 
zahllosen Selbsterfahrungsgruppen umgesetzt und 
reflektiert. Damit wurde ein kollektiver Lern-
prozess in Gang gesetzt, der Frauen zu Selbst-
bestimmung und Autonomie befähigen sollte. 
Feministische Presse entstand, expandierte und 
organisierte gemeinsame Fraueninte ressen. 

Körper und Sexualität
Die Enttabuisierung sexualpolitischer Themen 
ist kennzeichnend für die Zeit um 1968. Kom-
munen und Wohngemeinschaften entstanden, 
die in den Medien viel Aufmerksamkeit erregten 
und stark skandalisiert wurden. Hier wurde die 
Politisierung des Privaten beim Wort genommen: 
Durch neue kollektive Lebensformen galt es, 
den Alltag zu revolutionieren – dazu gehörte 
auch das freie Ausleben von Sexualität. Gerahmt 
waren diese Experimente durch gesamtgesell-
schaftliche Entwicklungen, in denen die prüde 
und restriktive Sexualmoral der Nachkriegszeit 
zunehmend kritisch gesehen wurde. Sexshops, 
Aufklärungsfilme und Erotikdarstellungen bil-
deten die »Rezeptur« für die sexuelle Befreiung, 
ja sogar von »sexueller Revolution« war bald  
die Rede. In diese Zeit fiel auch die folgen- 
reiche medizinisch-technische Erfindung der 

Pille, ein Quantensprung in Sachen Verhütung. 
Gleichwohl blieben grundlegende sexualstraf-
recht liche Gesetze noch lange unangetastet:  
die  Strafbarkeit von Homosexualität und von 
Abtreibung. 

Das prominente Thema Sexualität erreichte 
bald auch die Universitäten: Sexualforschung 
fand in Deutschland bis zu Beginn der 1970er 
Jahre nur an der Hamburger Universität statt. 
Dort wurde 1972 die weltweit erste Habilitation 
im Fach Sexualwissenschaft angenommen, ein-
gereicht von Volkmar Sigusch, der im gleichen 
Jahr einen Ruf an das neu in Frankfurt  gegründete 
»Institut für Sexualwissenschaft« annahm. Diese 
Professur behielt er bis zu seiner Emeritierung 

2 Titelblatt der  
ersten Nummer der  
Frauenzeitung, 1973.
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2006 und verschaffte der Sexualwissenschaft 
und der Goethe-Universität in dieser Zeit viel 
internationale Anerkennung. Die Schließung 
des Instituts und die Umwidmung der Stelle  
in Sexualmedizin erregte landesweit Aufsehen 
und Widerstand, auch außerhalb der Uni  - 
ver sität, der Kampf dagegen blieb allerdings 
 erfolglos (»FAZ« vom 24. August 2006: »Aus für 
Sexualwissenschaft«).

Im Zeitgeist der sexuellen Revolution spielte 
der Anspruch von Frauen auf sexuelle Selbstbe-
stimmung jedoch kaum eine Rolle. Wiederum 
war Geschlechterstreit angesagt: Feministinnen 
hielten marxistischen Sexaktivisten entgegen, 
dass sexuelle Selbstbestimmung von der sinn-
lich gelebten Körperlichkeit bis zur freien Ent-
scheidung über Mutterschaft einen Kernpunkt 
des Geschlechterverhältnisses als Machtverhält-
nis trifft. Der (männliche) Zugriff auf den weib-
lichen Körper verdeutlicht sich – bis heute! – 
insbesondere in der Abtreibungsgesetzgebung. 
Der Kampf dagegen ist eng mit der Geschichte 
der Frauenbewegung verwoben: Schon im Jahr 
1908 traten frauenbewegte Frauen erstmals 
öffentlich für die Streichung des § 218 ein. In 
der Weimarer Republik blieb eine aus sozialisti-
schen und kommunistischen Kreisen erneut 
geführte Kampagne gegen die Kriminalisierung 

der Abtreibung erfolglos. Nachdem die Bestra-
fung von Abtreibung im Nationalsozialismus 
drastisch verschärft worden war, stand die 
Reform des § 218 nach 1945 wiederum für 
kurze Zeit und genauso ergebnislos wie zuvor 
auf der Agenda der Nachkriegsgesellschaft. 

Der Kampf gegen die Strafbarkeit der Abtrei-
bung hatte also historische Kontinuität. Die 
damit verbundene Artikulation von Unrechtser-
fahrungen bildete – auch international – in den 
1970er Jahren den Auftakt der Neuen Frauen-
bewegung. Am 6. Juni 1971 erschien in der 
Illustrierten »Stern« unter dem Titel »Wir haben 
abgetrieben« eine Selbstbezichtigung von 374 
z. T. prominenten Frauen. Die in der Parole 
»Mein Bauch gehört mir« zusammengefasste 
Forderung nach Streichung des Abtreibungs-
paragrafen wirkte außerordentlich mobilisie-
rend, und zwar Schichten übergreifend: Schon 
einen Monat später lagen 86 000 Solidaritäts-
erklärungen vor. Vielfältige Protestformen und 
Selbst hilfeaktionen, wie Abtreibungsfahrten 
nach Holland, zeigten einen zivilen Unge-
horsam, der selbstbewusst Gesetzesverstöße in 
Kauf nahm. Die vom Bundesverfassungsgericht 
durchgesetzte Indikationslösung war weit von 
den ursprünglichen Forderungen der Frauen-
bewegung entfernt. Auch die Rechtsreform 
nach der Wiedervereinigung blieb ambivalent 
und mit Rechtsunsicherheiten verbunden, wie 
der jüngste Prozess gegen eine Gießener Gynä-
kologin dokumentiert.

Auch in anderen tabuisierten Bereichen 
gelang es der Neuen Frauenbewegung, Frauen 
zu ermutigen, ihr Schweigen zu brechen. Dabei 
war die Thematisierung und Analyse von 
Gewalt gegen Frauen und Mädchen besonders 
folgenreich. In diesem Bereich sind viele und 
nicht mehr wegzudenkende Selbsthilfeprojekte 
entstanden: Frauennotrufe für Vergewalti-
gungsopfer, Beratungsstellen für sexuell miss-
brauchte Mädchen und vor allem die Häuser 
für geschlagene Frauen, wovon das erste 1976 
in Berlin und 1978 eines in Frankfurt eröffnet 
wurde. 

Der Kampf gegen die Vermarktung des Frau-
enkörpers durch Werbung, Medien, Pornografie 
und Prostitution bezieht sich ebenfalls auf den 
Zusammenhang von Sexualität und Gewalt und 
auf Sexismus als gesellschaftlicher Struktur-
kategorie. Wie sehr Sexualität für Frauen eine 
Auseinandersetzung mit der Enteignung und 
Aneignung des weiblichen Körpers war und ist, 
zeigt sich in vielen Ambivalenzen. Wurde die 
sexuelle Befreiung einerseits als alter und neuer 
Zwang gesehen, bot sie andererseits aber auch 
die Möglichkeit, andere Formen, etwa die 
gleichgeschlechtliche Sexualität, zu akzeptieren 
und auszuprobieren. Ab 1973 bildete sich inner-
halb der Neuen Frauenbewegung eine Lesben-

 3 Frauen-Demonstration  
für das Recht auf Abtreibung.
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bewegung, die auf den großen internationalen 
Lesbenpfingsttreffen Kommunikation und 
Geselligkeit unter Frauen förderte und sich, ab 
1975, in politischen Aktionsbündnissen (z. B. 
das Lesbische Aktionszentrum, Berlin, LAZ) mit 
eigenen Zeitschriften (z. B. Unsere Kleine Zei-
tung, UKZ) zusammenschloss.

Der Kampf um die sexuelle Selbstbestim-
mung von Frauen hat historisch und aktuell 
viele Austragungsorte gehabt. Viele Aspekte 
dieses Kampfes sind, jenseits wechselnder 
 Konjunkturen, heute immer noch relevant. 
Sexismus, sexuelle Belästigung und Gewalt im 
Geschlechterverhältnis haben Kontinuität. Und 
Frauen protestieren vehement dagegen, wie die 
Hashtags #ausnahmslos und #metoo nach-
drücklich belegen. Neu auf die Liste der Ent-
eignung des weiblichen Körpers ist in den ver-
gangenen Jahren zudem der »Schauplatz« 
Gen- und Reproduktionstechnologie gekommen, 
bis hin zur umstrittenen Leihmutterschaft.

Autonomie versus Institutionalisierung
Als Spezifikum der westdeutschen Frauenbe-
wegung gilt ein radikaler Autonomieanspruch, 
der ihr häufig den Vorwurf des Separatismus 
eingebracht hat. Gleichwohl forcierte dieser 
Anspruch den Aufbau einer eigenen Frauen-

bewegungskultur mit eigenen Räumen und 
vielfältigen Projekten. Erst in diesem Rahmen 
konnten gegenkulturelle Lebens- und Arbeits-
entwürfe ausprobiert werden. Am Beispiel 
Frankfurt, neben Berlin das wichtigste Zentrum 
der westdeutschen Frauenbewegung, lässt sich 
diese Vielfalt gut nachvollziehen: 1973 wurde 
das Frauenzentrum in der Eckenheimer Land-
straße gegründet; 1976 entstand der Frauen-
buchladen in Bockenheim; im gleichen Jahr 
wurde das Lesbenzentrum eröffnet; 1978 schuf 
der »Verein Frauen helfen Frauen« ein Haus für 
geschlagene Frauen und ihre Kinder;  ebenfalls 
1978 wurde eine feministische Zeitschrift gegrün-
det – das »Frankfurter Frauenblatt«; 1981 
wurde der Frauennotruf eingerichtet. Kneipen 
für Frauen, Musikgruppen und Kabaretts, 

Gründungsinitiativen wie die Frauen betriebe, 
ein Gesundheitszentrum und die »Frankfurter 
Frauenschule«, gefolgt von Mädchen- und Mig-
rantinnenprojekten und vieles mehr kenn-
zeichnen, z. T. bis heute, die Frankfurter Frauen-
szene.

Diskriminierungs- und Ausschlusserfahrun-
gen trotz formaler Gleichberechtigung – das war 
der Kontext, dem der Autonomiegedanke der 
Neuen Frauenbewegung in der BRD geschuldet 
war. Dem Misstrauen und der Verweigerung 
gegenüber dem Staat und seinen Institutionen 
lag die Auffassung einer alle Lebensbereiche 
durchdringenden Unterdrückung zugrunde.  
Als deren Ursache galten das Patriarchat und 
der Kapitalismus als männerprivilegierendes 
Herrschaftssystem. Die Neue Frauenbewegung 
suchte bewusst basisdemokratische Politikfor-
men und verfolgte Strategien von Selbstverän-
derung und Selbsthilfe. 

Der Wille zur Unabhängigkeit von Institutio-
nen zeigt sich in den bereits erwähnten autonom 
organisierten Frauenprojekten: Auch die legen-
dären Sommeruniversitäten (ab 1979) und viele 
Frauenbildungsprojekte wie die »Frankfurter 
Frauenschule« (ab 1983) zählten dazu. Gleich-
zeitig versuchten Frauen aus dem Mittelbau 
innerhalb der Universität eigene Räume und 
Möglichkeiten jenseits der etablierten Lehr- und 
Forschungsformen einzurichten. Im Winter-
semester 1973/1974 wurde in Frankfurt wäh-
rend eines aktiven Streiks die erste Uni-Frauen-
gruppe gegründet, die schon damals einen 
 Frauenlehrstuhl forderte. Trotz Zustimmung  
des Fachbereichs Soziologie ließ die Besetzung 
 dieses bundesweit ersten Frauenlehrstuhls mehr 
als zehn Jahre auf sich warten, bis schließlich 
nach vielen Kämpfen 1987 Ute Gerhard berufen 
wurde. Zehn Jahre später initiierte sie gemein-

4 SDS-Studentinnen (»Aktions-
rat zur Emanzipation der Frau«) 
bei einer Protest aktion mit 
Transparenten während eines 
Festaktes in der Paulskirche  
in Frankfurt zum 50. Jahrestag 
des Frauenwahlrechts;  
am Rednerpult der Frankfurter 
Oberbürgermeister Willi Brundert.

5 Frauenzeitung  
zur Lesbenbewegung,  
Heft 7, 1975.

6 Berliner Frauenuniversität 
1976: »Frauen und Wissenschaft«
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sam mit drei Kolleginnen aus anderen Fach-
bereichen das interdisziplinäre »Cornelia Goethe 
Centrum für Frauenstudien und die Erfor-
schung der Geschlechterverhältnisse« (CGC), 
das sie bis zu ihrer Emeritierung im Jahr 2004 
leitete. Diese Professur und das CGC haben – im 
Gegensatz zur abgeschafften Sigusch-Professur – 
mit der Nachfolgerin Helma Lutz bis heute Kon-
tinuität und große nationale und inter nationale 
Anerkennung behalten. 

In der Wissenschaftsforschung wird davon 
gesprochen, dass sich die Frauen- und Geschlech-
terforschung von einer Gegen- zu einer Inter-
ventionskultur entwickelt hat. Sie wird in vier 
Phasen eingeteilt: 1. Die eng mit der Frauen-
bewegung verbundene eher außeruniversitäre 
Aufbruchsphase (Sommeruniversitäten, Frauen-
foren), 2. die Ausbreitungs- und Durchsetzungs-
phase in die Universität hinein (Frauenseminare 
in den Unis), die von der Diskussion um Auto-
nomie versus Institution geprägt ist, und 3. die 
Professionalisierungsphase, in der Frauen- und 
Geschlechterforschung zunehmend koordiniert 
und verankert wird und eine erste wissenschaft-
lich aktive Frauenforschungs-Generation Pro-
fessuren antritt. Die 4. Phase, die sogenannte 
Institutionalisierungsphase, beginnt Mitte der 
1990er Jahre und ist landesweit gekennzeichnet 
durch die Gründung von  Zentren für Frauen- 
und Geschlechterstudien. Auch die Kanonisie-
rung als Disziplin ließ nicht lange auf sich 
 warten. Inzwischen können  Gender Studies  
an vielen Universitäten in Deutschland studiert 
werden. 

Von der Autonomie zur Institutionalisierung 
– das gilt auch für andere von der Frauen-
bewegung initiierte Projekte. Der Weg, der 
damit beschritten wurde, barg Gewinne und 
Verluste zugleich und wurde immer wieder 
reflektiert und kritisch hinterfragt. Sich glei-
chermaßen drinnen, draußen und zwischendrin 
zu bewegen, ist bis heute kennzeichnend für  
die Frauenbewegung und den Feminismus. 
Schon dieser knappe und auf wenige Themen 
beschränkte Einblick in die Geschichte der 
Neuen Frauen bewegung zeigt, dass der Kampf 
um Gleich berechtigung und Emanzipation viele 
Protestanlässe aufwies und bis heute aufweist. 
Das ist insofern nicht überraschend, als es einen 
grundlegenden Widerspruch gibt zwischen dem 
Gleichheitsversprechen der Moderne und den 
realen Ungleichheiten zwischen den Geschlech-
tern, der bis heute nicht gelöst ist. Für die Beant-
wortung der Fragen, wie weit wir  gekommen 
sind und was wir weiter verändern können,  
ist es wichtig, an die Fortschritte und Emanzipa-
tionsschübe, die es durch soziale Bewegungen 
wie die Frauenbewegung gegeben hat, zu erin-
nern und sie zu analysieren. Nicht, um Siege zu 
feiern, sondern um herauszufinden, was soziale 
Bewegungen in Bewegung hält. 
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AUF DEN PUNKT GEBRACHT

	•	 Mit	der	Parole	»Das	Private	ist	
politisch« forderten Frauen auf der 
Delegiertenkonferenz des SDS 1968 in 
Frankfurt, ihre Geschlechtsgenossinnen 
für den politischen Kampf zu gewinnen. 
Die Ignoranz der Genossen provozierte 
den »Frankfurter Tomatenwurf«.

•	 Am	Paragrafen	218	entzündete	sich	der	
Streit um das Recht, über den eigenen 
Körper zu bestimmen. Das Thema 
mobilisierte Frauen Schichten über- 
greifend.

•	 Aus	dem	Autonomiegedanken	der	68er	
Bewegung entstand eine eigene Kultur 
mit vielfältigen Angeboten für Frauen. 
Sie bildeten auch die Basis für die 
Einrichtung der ersten Frauenprofessur 
Deutschlands 1987 an der Goethe-
Universität.



Sibylla Flügge, Jura-Studentin

AUFBRUCHSTIMMUNG 
IM »WEIBERRAT«

Den Anfang der Studenten-
revolte in Frankfurt habe ich 
nicht miterlebt, weil ich erst 

zum Wintersemester 1969 aus Han-
nover hergekommen bin. Aber 1968 
war ich schon in der Schülerbewe-
gung aktiv, einem Pendant zum SDS. 
Ich erinnere mich noch an eine 
Delegiertenkonferenz des SDS in 
der Stadthalle von Hannover, zu der 
SDSler aus ganz Westdeutschland 
und Berlin angereist waren. Von 
meinem Platz auf dem Balkon sah 
ich, wie eine Gruppe Frauen herein-
kam und Flugblätter durch die Luft 
schneien ließ. Es handelte sich  
um den »Rechenschaftsbericht des 
Weiberrats der Gruppe Frankfurt«, 
auf dem die Karikatur von der Frau 
mit Beil und Penistrophäen zu sehen 
ist. Auf der Rückseite des Flugblatts 
kritisierten die Frauen das patriarcha-
lische Verhalten ihrer SDS-Genossen 
und	 endeten	 mit	 der	 Aufforderung:	
»Befreit die sozialistischen Eminen-
zen von ihren bürgerlichen Schwän-
zen!« Das war zugegebenermaßen 
aggressiv, aber wir fanden es auch 
lustig. Die Studentinnen gingen dann 
nach vorn und verlasen eine vorbe-
reitete Erklärung. Auf mich wirkten 
sie trotz ihres gewagten Auftritts 
verschüchtert. Die Genossen reagier-
ten darauf ein wenig höhnisch und 
machten nach der kurzen Unterbre-
chung einfach weiter im Programm.

Die 68er-Revolte war ja zu 
Anfang hauptsächlich von Männern 
geprägt.	Es	ging	um	die	Auflehnung	
gegen die Väter und deren vom Nati-
onalsozialismus geprägte Werte, 
gegen den autoritären Erziehungs-
stil, die körperliche Züchtigung als 
erlaubte Gewalt gegen Unbot-
mäßige – das alles gehörte mit zu 
den Auslösern der Bewegung. Die 
Genossen vom SDS lehnten sich 
zwar gegen patriarchalische Struk-
turen und Autoritäten auf, aber es 
war für sie nicht leicht, anders zu 
sein als ihre Väter. Die Gesellschaft 
war damals sehr gewaltgeprägt. 
Von Passanten bekamen wir bei 
Demonstrationen zu hören: »Ihr 

gehört ins KZ! Euch haben sie wohl 
bei der Vergasung vergessen!« Und 
die Bild-Zeitung forderte uns auf 
»Geht doch rüber!« 

Anders als wir Frauen hatten die 
Männer	wenigstens	Leitfiguren	und	
theoretische Texte, um ihr Unbehagen 
an der Gesellschaft und den politi-
schen Verhältnissen ausdrücken zu 
können. Sie lasen und diskutierten 
die Werke von Marx und Adorno. Für 
uns gab es aber noch fast keine Lite-
ratur und keine Forschung, die ana-
lysierte, woran wir als Frauen litten. 

Eines der wenigen Bücher, auf die 
ich mich als Juristin beziehen konnte, 
stammte von Marianne Weber, der 
Frau Max Webers, aus dem Jahr 
1911. Die Psychoanalyse war noch 
auf dem Stand der Freudianer. Wenn 
wir gegen die männlichen Genossen 

rebellierten, hieß es, wir hätten 
Penisneid. Feministische Forschun-
gen zur weiblichen Sexualität und zu 
anderen	frauenspezifischen	Themen	
gab es noch nicht. Gegen diese 
Sprachlosigkeit halfen uns Texte der 
amerikanischen Frauenbewegung, 
die wir übersetzten und mit Hilfe KD 
Wolffs	 in	 dessen	 Verlag	 »Roter	
Stern«	veröffentlichten.

Als ich 1969 zum Jurastudium an 
die Goethe-Universität kam, war  
die erste Errungenschaft der Revolte 
für mich das Wiethölter-Projekt. 
Rudolf Wiethölter war Zivilrechtler. 
Gemeinsam mit dem Staatsrechtler 
Erhard Denninger entwickelte er 
einen Reformstudiengang. Das sah 
so aus, dass wir uns begleitend zu 
den Vorlesungen in kleinen Gruppen 
trafen und lernten, Gesetzestexte 
und Gerichtsentscheidungen aus der 
Perspektive der kritischen Theorie 
zu lesen. Wiethölter hatte Tutoren 
aus dem SDS angestellt, die mit uns 
hauptsächlich sozialwissenschaftli-
che Aspekte der Rechtsprechung in 
den Fokus nahmen. Das war ein kon-
fliktreicher	Ansatz.	Der	Professor	für	
Strafrecht, zum Beispiel, hielt davon 
gar nichts. Wir Studentinnen und 
Studenten haben gegen die traditio-
nellen Lehrveranstaltungen immer 
wieder protestiert. Es gab »Go-ins«, 
bei denen wir zum Beispiel vor der 
Tür des Professors auftauchten und 
ein selbstbestimmtes Studium auch 
im Strafrecht forderten.

Das Strafrecht war damals stark 
von christlichen Moralvorstellungen 
geprägt. So wurde im Sexualstraf-
recht zwischen »sittlichem« und 
»sittenwidrigem« Verhalten unter-
schieden. Viele Formen der Sexua-
lität wurden als Sittenwidrigkeit 
geahndet: Homosexualität, Ehe-
bruch oder »Kuppelei«. Männer 
konnten die »Erfüllung der ehelichen 
Pflicht«	einfordern;	sexuelle	Gewalt	
innerhalb der Ehe galt bis 1998 nicht 
als Vergewaltigung. 1974 erfolgte – 
angeregt durch die Studentenbe-
wegung und die damit verbundene 
»sexuelle Revolution« – eine grund-
legende Reform des Sexualstraf-
rechts	mit	der	der	Begriff	der	»sexu-
ellen Selbstbestimmung« Eingang in 
das Gesetz fand. Die Frauenbewegung 
thematisierte ab Mitte der 1970er 
Jahre die vielfältigen Formen sexu-

ZEITZEU
G

IN

PROF. DR. SIBYLLA FLÜGGE, 
Jahrgang 1950, studierte von 1969 
bis 1974 Jura an der Goethe-Uni - 
ver sität. Nach dem 2. Staatsexamen 
1977 wollte sie feministische 
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wo sie über 20 Jahre auch als 
Frauenbeauftragte tätig war.
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eller und häuslicher Gewalt und 
Übergriffe	und	kämpft	bis	heute	 für	
einen	 effektiven	Schutz	 von	 Frauen	
vor Gewalt im sozialen Nahraum und 
sexuellen	 Übergriffen	 zum	 Beispiel	
auch an Hochschulen.

Der Frankfurter »Weiberrat« 
wurde 1970 gegründet, nachdem 
der SDS sich bereits aufgelöst hatte.  
Die meisten von uns waren Studen-

tinnen, einige standen schon im 
Berufsleben, wenige hatten Kinder; 
insgesamt etwa 90 Frauen. Einmal in 
der Woche trafen wir uns privat  
in kleinen »Schulungsgruppen« und  
im Plenum, das im Gemeinschafts-
raum	des	Bonhoeffer­Hauses	in	der	
Beethovenstraße stattfand, einem 
Studentenwohnheim der evangeli-
schen Studentengemeinde. Anfangs 

trafen wir uns zur »Kapitalschu-
lung«. Aber allmählich fragten wir 
uns, ob wir nicht auch eigene, frau-
enpolitische Themen haben. Als wir 
1971 in einer Umfrage im Weiberrat 
wissen wollten, wie jede von uns 
persönlich als Frau unterdrückt 
wird, gab es nur wenige Antworten. 
Nach außen traten wir vor allem  
bei Demonstrationen der linken 
Gruppen auf. Eigene Themen woll-
ten wir in Strategie diskussionen  
entwickeln, kamen dabei aber nicht 
weit.

Im Sommer 1971 besuchte Alice 
Schwarzer den Frankfurter Weiber-
rat, um uns für eine Protestaktion 
gegen den § 218 zu gewinnen. Sie 
kam gerade aus Paris, wo sie unter 
anderem mit französischen Schau-
spielerinnen eine Selbstbezichti-
gungsaktion zur Abtreibung organi-
siert hatte. In Frankfurt reagierten 
wir zurückhaltend auf ihren Vor-
schlag, eine ähnliche Aktion in 
Deutschland zu machen. Erst nach 
der Stern-Kampagne, bei der 
bekannte deutsche Frauen auf der 
Titelseite bekannten »Ich habe 
abgetrieben«, kristallisierte sich die 
Opposition gegen den § 218 als  
das entscheidende, alle vereinende 
Thema der Frauenbewegung her-
aus. In der »Aktion § 218« schlossen 
sich neu entstehende Frauengrup-
pen aus vielen Städten zusammen. 
Im März 1972 organisierten wir im 
Frankfurter Haus der Jugend einen 
bundesweiten Frauenkongress der 
»Aktion 218«, auf dem wir die politi-
schen Strategien und Forderungen 
der Frauenbewegung festlegten. Das 
war ein solcher Erfolg, dass seither 
von der Neuen Frauenbewegung 
gesprochen wurde.

Es herrschte eine großartige 
Aufbruchsstimmung. In der Genera-
tion unserer Mütter waren Frauen-
probleme wie die Vereinbarkeit von 
Beruf und Familie oder Gewalt in der 
Ehe noch Tabuthemen. Jetzt konn-
ten wir sie ansprechen. Es gab Soli-
darität zwischen den Frauen und  
die	 Hoffnung,	 die	 Probleme	 künftig	
strukturell lösen zu können. Wir 
 gingen für unsere Anliegen auch  
auf die Straße, aber wir waren bei 
Demos nicht auf Konfrontation mit 
der Polizei aus. Für viele Männer 
standen Schlägereien mit Polizisten 
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Der Kampf gegen den 
Abtreibungs paragraphen 218 
wurde zum entscheidenden, 
alle vereinenden Thema der 
Frauenbewegung – hier zum 
Beispiel eine Demon s tration, 

die Mitte der 1970er Jahre  
in der Frankfurter  

Innenstadt stattfand.
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stellvertretend für die Auseinander-
setzung mit ihren autoritären Vätern 
und dem Staat. Aber wir im Weiber-
rat hatten Angst vor Gewalt. Klar 
wollten wir provozieren und Grenzen 
überschreiten, aber wir haben uns 
dazu lustige Aktionen und Straßen-
theater ausgedacht, haben uns ver-
kleidet und sind zum Beispiel mit 
Kochlöffeln	 auf	 Töpfe	 trommelnd	
durch die Straßen gezogen. 

Den Höhepunkt unserer Aktio-
nen bildeten bundesweite Aktions-
wochen im Februar und März 1974, 
vor der Verabschiedung der Fristen-
regelung im Bundestag. Aus Protest 
gegen Ärzte, die Abtreibungen nur 
mittels Ausschabung unter Vollnar-
kose vornahmen, nahmen 14 Berliner 
Ärztinnen und Ärzte eine Abtreibung 
mit der Absaugmethode ohne Nar-
kose vor, die am 11. März 1974 in der 
Sendung Panorama des NDR gezeigt 
werden sollte. Dies wurde von der 
Sendeleitung im letzten Moment 
verboten, so dass der Fernseher für 
die Sendezeit schwarz und stumm 
blieb. In Frankfurt organisierten wir 
am 14. März  1974 ein Tribunal gegen 
den § 218 und am nächsten Tag tra-
ten viele von uns demonstrativ aus 
der Kirche aus. Im April verabschie-
dete der Bundestag überraschend 
die sogenannte Fristenregelung. 
Diese wurde jedoch sogleich vom 
Bundesverfassungsgericht kassiert, 
das am 25. Februar 1975 entschied, 
dass eine Regelung, die der Frau 
erlaubt, selbst über ihre Schwanger-
schaft zu entscheiden, gegen die 
Verfassung verstoße. Das Urteil 
führte uns schmerzhaft vor Augen, 
was es bedeutet, wenn nahezu aus-
schließlich Männer entscheiden, 
was Recht und Unrecht ist. Wir 
reagierten im Frauenzentrum mit der 
Aktion »Wir fahren nach Holland«. 
Frauen, die im Frauenzentrum aktiv 
waren, organisierten über Jahre jede 
Woche eine Busfahrt zu Abtreibungs-
kliniken nach Holland.

Rückblickend würde ich sagen: 
Die Frauenbewegung war nachhalti-
ger als die Studentenrevolte, denn 
sie hatte viel konkretere Anliegen, 
die nach wie vor Frauen bewegen. 
Wenn man zum Beispiel damals 
ungewollt schwanger wurde, be- 
deutete das oft Unfreiheit, ver lorene 
Träume,	 finanzielle	 Abhängigkeit	

oder Armut. Heute können wir uns 
für oder gegen ein Kind entscheiden 
und auch Frauen, die keine Kinder 
gebären, werden wertgeschätzt. Es 
gibt vielfältige Möglichkeiten, Beruf 
und Familie zu vereinbaren, und 
Frauen können politische und ge- 
sellschaftliche Macht ausüben. Was 
für Frauen heute schwieriger ist, 
sind die vielen Wahlmöglichkeiten. 
Insbesondere durch die Reprodukti-
onsmedizin werden viele neue Fragen 
aufgeworfen, die sich Frauen stel-
len, wenn sie ein Kind wollen oder 
schwanger sind.

 
Die Erinnerungen zeichnete  
Anne Hardy auf.
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»Befreit die sozialistischen 
Eminenzen von ihren 
bürgerlichen Schwänzen!«: 
Mit diesem Flugblatt rückten 
die Frauen vom Frankfurter 
Weiberrat ihren dominanten 
männlichen Kommilitonen 
karikaturistisch zu Leibe.



Mit  
»Sit-in« und 
»teach-in«  
zur Welt- 
revolution
Erinnerungen an den Sprachgebrauch der »68er«

von Horst Dieter Schlosser
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S it-in« und »Teach-in«? – Wer 1968 noch 
kein Zeitgenosse war, wird beides nur für 
zwei der im 20. Jahrhundert immer belieb-

ter werdenden, aber oft unverstandenen Fremd-
wörter aus dem Englischen halten. Heute sind 
beide weitgehend vergessen, so brandaktuell sie 
auch einmal waren. Mit ihnen wurde nicht 
weniger gemeint als eine Sitzblockade vor Hör-
sälen und die Verhinderung einer regulären 
Lehrveranstaltung, indem man sie in ein Agita-
tionsforum »umfunktionierte«. Die traditionellen 
Vorlesungen wurden ohnehin als »säkularisierte 
Predigten« verhöhnt. Als ersten Frankfurter 
Hochschullehrer traf es ausgerechnet den Staats-
rechtler Carlo Schmid, immerhin einen der Väter 
des Grundgesetzes, der seine Vorlesung abbrechen 
musste.

Amerikanische Importe
Tatsächlich stammten diese Aktionsformen von 
den US-amerikanischen Universitäten, wo sich 
eine mächtige Protestbewegung gegen den 
 Vietnamkrieg und gegen das politische »Estab-
lishment« gebildet hatte. Die despektierliche 
Bezeichnung der politisch und wirtschaftlich 
Herrschenden als »Establishment« übernahmen 
die deutschen Studenten in ihr Protestvokabu-
lar – bis hin zum scherzhaften »Wer zweimal 

mit derselben pennt, gehört schon zum Estab-
lishment«. Auch die Mixtur von politischer 
 Protesthaltung und Demonstration sexueller 
Freiheit, wie sie in dem amerikanischen Slogan 
»Make love not war« zum Ausdruck kam, 
wurde bei den 68ern gern zitiert. Die USA wur-
den für die Studenten in Deutschland zum 
Feind schlechthin, wobei in Parolen sogar eine 
enge Verbindung mit der deutschen Vergangen-
heit hergestellt wurde, etwa auf Frankfurter 
Transparenten in der Verschmelzung der Kürzel 
»USA«, »SA« und »SS« zu »USSA«. 

Mit den Protestierenden in den USA war 
man sich in jedem Fall einig, wenn es um die 
Unterdrückung von Freiheitsbewegungen ging, 
insbesondere beim militärischen Vorgehen gegen 
den Vietcong. Dessen Führer wurde zum Revo-
lutionsidol, das auf deutschen Demonstrationen 
tausendfach mit dem Ruf »Ho-Ho-Ho Tschi 
Minh« gefeiert wurde. Dass man sich damit in 
einem »antiimperialistischen Kampf« befinde, 
war freilich eine eher deutsche, zumindest keine 
spezifisch amerikanische Deutung; sie verwies 
auf eine bestimmte ideologische Grundlage, die 

der »Sozialistische Deutsche Studentenbund« 
(SDS) mit seiner strengen Orientierung am 
Marxismus geschaffen hatte. Bereits 1960, auf 
dem ansonsten noch »zahmen« 6. Deutschen 
Studententag in Berlin, bot der SDS im Otto-
Suhr-Institut (OSI) der Freien Universität Berlin 
Einführungskurse in die Marx’sche Theorie an. 

Gegen den »Muff von 1 000 Jahren«
Die Berliner Proteste gegen den Schah-Besuch 
1967, bei denen der Student Benno Ohnesorg 
von einem Polizisten erschossen worden war, 
galten im Sinne des SDS als erste Stufe des 
»antiimperialistischen Kampfes«. Die Empörung 
entlud sich in bundesweiten Demonstrationen, 
die von dem Vorwurf geprägt waren, dass es sich 
bei der Tötung Ohnesorgs um einen »politi-
schen Mord« gehandelt habe. 

Auf dieses Ereignis spielte vier Monate später 
auch die spektakuläre Aktion zweier Hambur-
ger Jurastudenten an. Am 9. November 1967 
trugen sie den zum Rektoratswechsel in das 
Auditorium Maximum der Hamburger Univer-
sität einziehenden akademischen Würdenträgern 
ein Transparent voran, dessen Tuch ursprüng-
lich eine Trauerfahne zur Beerdigung Ohnesorgs 
gewesen war. Im darauf geklebten Slogan 
»Unter den Talaren Muff von 1 000 Jahren« 
kamen zwei wiederum spezifisch deutsche Pro-
testmotive zum Ausdruck: zum einen die von 
Talarträgern repräsentierte »Ordinarienuniver-
sität«, die zu keiner Hochschulreform, wie sie 
schon längere Zeit dringend angemahnt war, 
willens war; zum anderen die verdrängte Aus-
einandersetzung mit der unheilvollen Verstri-
ckung vieler Disziplinen in die Barbarei des 
»Tausendjährigen Reiches«. 

Einen Rückfall des gesamten Staates in NS-
Verhältnisse befürchteten Anfang 1968 viele 
angesichts der Pläne der ersten Großen Koalition, 
Notstandsgesetze in Kraft zu setzen. Die »Anti-
notstandskampagne« mit Parolen wie »Demo-
kratie im Notstand« schlug sich in zahlreichen 
Protestveranstaltungen der »Außerparlamenta-
rischen Opposition« (APO) nieder. Treibende 
Kraft war auch hierbei der SDS. Auf einer dieser 
Veranstaltungen in Frankfurt, kurz vor Verab-
schiedung der Gesetze, hofften die rebellieren-
den Studenten – vergeblich –, dass es zu einer 
Einheitsfront für eine umfassende revolutionäre 
Umwälzung komme. Ausdrücklich forderte 
aber nur der Schriftsteller Hans Magnus Enzens-
berger, »endlich, auch in Deutschland, franzö-
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sische Zustände«, d. h. letztlich eine bürgerkriegs-
ähnliche Situation zu schaffen, wie sie gleichzeitig 
im sogenannten »Pariser Mai« herrschte. Dort 
gingen Studenten und Arbeiter gemeinsam 
gegen die Regierung de Gaulle auf die Barrika-
den. Zu einem solchen Schulterschluss kam es 

in Frankfurt jedoch nicht. Mit 
entsprechenden Forderungen 
solidarisierten sich am wenigs-
ten die real existierenden 
Angehörigen der beschwore-
nen, de facto aber imaginären 
»Arbeiterklasse«. Erst recht 
passte der Begriff nicht zu 
Jungakademikern aus meist 
gutbürgerlichen Familien, die 
vor Werkstoren zugunsten des 
»Klassenkampfes« zu agitie-
ren versuchten, wobei ihnen 
überdies die Theorielastigkeit 
ihrer Sprache im Wege stand. 
Die Arbeiter  wurden umso 
leichter von der Hetze der 
Springer-Presse gegen »die« 
Studenten angesprochen, wel-
che wiederum ihre Attacken 
in Wort und Tat insbeson- 
dere gegen BILD richteten. 
Zentrale Parole war »Enteig-
net Springer!« 

Havannas und Mao im Original?
Den Status von Revolutions-
idolen erlangten neben Ho Chi 
Minh Fidel Castro und Ernesto 
Che Guevara. Die Faszination, 
die beide Revolutionäre auf 
die deutsche Studentenrevolte 
ausübten, äußerte sich auch in 

Äußerlichkeiten. So stellte etwa ein besonders 
aktiver Frankfurter Germanistikstudent seine 
Rauchgewohnheiten auf dicke Zigarren um 
(echte Havannas wären unerschwinglich gewe-
sen), um damit seine Sympathie für Fidel Castro 

kundzutun. Und Che Guevaras Porträt hing  
als Plakat in zahl reichen Studentenbuden. Die 
Taktik des lateinamerikanischen Guerillakriegs 
wurde schließlich auch in Deutschland als 
»Stadtguerilla« nachgeahmt. Sie wurde dann 
jedoch zur Keimzelle des »bewaffneten Kampfes«, 
der in zahlreichen Morden der RAF seinen trau-
rigen Höhepunkt erreichen sollte. Aus Kampf-
metaphern wurden tödliche Waffen. 

Zum leuchtenden Stern von Revolutions-
hoffnungen stieg, nicht nur in Deutschland, 
auch der chinesische Staatschef Mao Tse-tung 
auf. Seine Lehren, die als handliche »Mao-
Bibel« (offizieller Titel: »Worte des Vorsitzenden 
Mao Tse-tung«) weltweit verbreitet wurden, 
erhielten in weiten Kreisen der 68er eine 
gerade zu kanonische Geltung. Die »Mao-Bibel« 
bot einen reichen Fundus, aus dem immer wie-
der, auch in deutschen Wandparolen, zitiert 
wurde, etwa »Alle Reaktionäre sind Papier-
tiger«. Durch eine den Chinesen nachgeahmte 
»Kulturrevolution« sollte die Gesellschaft revo-
lutioniert werden, wobei den meisten Aktivis-
ten damals nicht bekannt gewesen sein dürfte, 
mit welchen Verbrechen die chinesische Kultur-
revolution einhergegangen war. Die Faszination 
aber ging so weit, dass in Frankfurt zur Über-
raschung des damaligen Sinologen die Teilneh-
merzahlen beim Chinesisch-Unterricht auffällig 
stiegen, jedoch nach ersten Erfahrungen mit der 
Komplexität der Materie schnell wieder fielen. 
Mao im Original zu lesen, war dann doch zu 
mühsam.

Impulse für eine revolutionäre Entwick-
lung, die sich vom Marxismus-Leninismus der 
Ostblockstaaten unterscheiden sollte, erhoffte 
man sich vom Reformkommunismus in der 
ČSSR, wie er sich im »Prager Frühling« unter 
der Devise eines »Sozialismus mit mensch-
lichem Antlitz« angekündigt hatte. Mit dem 
Einmarsch sowjetischer und anderer Ostblock-
truppen in die ČSSR am 21. August 1968 
wurde diese Hoffnung allerdings schnell  wieder 
zunichte.

AUF DEN PUNKT GEBRACHT

•	 	Eine	eigene	»Sprache	der	68er«	hat	es	
nie gegeben. Dennoch lassen sich im 
Sprachgebrauch der Studentenbewe-
gung gewisse Eigenarten beobachten.

•	 	Die	deutschen	Rebellen	orientierten	
sich am Wortschatz des Marxismus 
und sprachen z. B. von »antiimperialis-
tischem Kampf«, »Spätkapitalismus« 
und »Arbeiterklasse«. Mit Parolen wie 
»Demokratie im Notstand« traten sie 
einer Rückkehr des Faschismus 
entgegen.

•	 	Durch	die	Studentenproteste	in	den	
USA kamen Anglizismen nach Deutsch- 
land, die besondere Aktionsformen 
bezeichneten wie Sit-in, Teach-in, Go-in. 
Mit der Mao-Bibel unterm Arm trat man 
für eine »Kulturrevolution« chinesischer 
Prägung ein. Und in Anlehnung an die 
Freiheitskämpfe in Lateinamerika wurde 
eine »Stadtguerilla« gefordert und zum 
»bewaffneten	Kampf«	aufgefordert.	

•	 	Die	Theorielastigkeit	der	studentischen	
Sprache mag einer der Gründe gewesen 
sein, warum sich die Arbeiterschaft 
nicht wie gewünscht agitieren ließ.  

Alle Reaktionä re
sind Papiertig er
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Dominanz marxistischer Schlüsselbegriffe
Die marxistische Orientierung des SDS be-
stimmte trotz wachsender interner Spannungen 
die immer wieder bemühten sprachlichen 
Kennmarken der 68er-Bewegung. Zum Zauber-
wort, mit dem alle Umwälzungen als legitim 
erklärt werden konnten, wurden die »gesell-
schaftlichen Interessen«. Ihnen hatte sich alles 
unterzuordnen, auch die Kunst, der keinerlei 
Eigenwert mehr zugestanden werden sollte. Im 
legendären »Kursbuch 15« wurde gar der »Tod 
der Literatur« ausgerufen, denn sie habe den 
Weg in die NS-Diktatur nicht verhindert. Jede 
Hoffnung auf Reformen wurde als reaktionärer 
»Reformismus« diskriminiert.

Der bestehende Staat und seine Politik galten 
als Inkarnation des »Faschismus«. Dieser aber 
war nach marxistischer Lehre das Kennzeichen 
des »Spätkapitalismus«, dessen Ende man zu 
beschleunigen hatte. Unbeirrt hielt der SDS an der 
Theorie des »Klassenkampfes« und an der zent-
ralen Bedeutung der »Arbeiterklasse« fest. Dabei 
musste manche Realität begrifflich zurecht-
gebogen werden. So war die Lahm legung der tra-
ditionellen Universität nicht einfach nur ein Boy-
kott, sondern sollte über einen »aktiven Streik« 
erfolgen. Damit berief man sich auf das traditio-
nelle Kampfmittel der Arbeiterschaft, das durch 
einen sprachlichen Trick einer ganz anderen, 
nicht-proletarischen Bevölkerungsgruppe zuge-
standen wurde. Studium wurde zu einer »Pro-
duktivkraft« erklärt, die sich durch einen »Streik« 
zu wehren hatte. Der aber sollte zugunsten einer 
neuen, »Kritischen Universität« »aktiv« gestaltet 
sein. »Sit-ins«, »Teach-ins« und Institutsbeset-
zungen sollten die Studenten für einen umfas-
senderen revolutionären Umbruch in permanen-
ter Bewegung halten. Äußerlicher Höhepunkt 
dieser Art von Marx-Adaption in Frankfurt 
wurde am 27. Mai 1968 nach einer Rektorats-
besetzung die Umbenennung der Universität in 
»Karl-Marx-Universität«, wie die Überklebung 
des Traditions namens über dem Eingang zum 
Hauptgebäude in Bockenheim kundtat.

Beschlossen wurden die Aktionen in »Voll-
versammlungen« und in »Basisgruppen«, die 
an vielen Instituten ins Leben gerufen wurden, 
die aber auch der Vertiefung der Marx-Kennt-
nisse dienten. Dabei wurden als erster Schritt 
zur totalen Umwälzung auch Projekte wie die 
»Drittelparität« in Gremien, bestehend aus Pro-
fessoren, »Mittelbau« (Assistenten und andere 
Nicht-Habilitierte) und Studenten, entwickelt. 
Für studentische Gremienmitglieder aber sollte 
das »imperative Mandat« gelten, das sie ver-
pflichtete, die Positionen einer Basisgruppe oder 
Vollversammlung kompromisslos zu vertreten. 
Gleichwohl waren die Veranstaltungen von schier 
endlosen Diskussionen geprägt. Auch in linken 
Wohngemeinschaften sollte alles »ausdiskutiert« 
werden. Jede Position musste »hinterfragt« wer-
den – ein Begriff, der eigentlich aus der Bibel-
exegese des 19. Jahrhunderts stammt. 

Das Ende der »Symbiose« von Theorie und 
Aktionismus
Doch gab es bei der Interpretation dessen, was 
die »richtige« Auslegung von Marx sei, auch im 
SDS selbst, durchaus verschiedene Akzentuie-
rungen, die immer wieder, auch 1968, zu inter-
nen Richtungskämpfen führten. Das Spektrum 
der Positionen reichte von anarchistischen Ten-
denzen, teilweise mit Happening-Charakter, bis 
zur sturen Orthodoxie. Von besonderer Spreng-
kraft war der Aufstand der »Weiberräte« gegen 
das »Patriarchat« der SDS-Genossen. An der 
Verselbstständigung der Positionen zerbrach der 
SDS schließlich.

Quer zum angestrebten Kollektivgeist stand 
auch der seinerzeitige Aufschwung der Psycho-
analyse, die das Individuum in den Blick nahm. 
Das Vokabular dieser Disziplin, etwa »ausagie-
ren«, »internalisieren«, »rationalisieren«, ver-
breitete sich nicht zuletzt über die wachsende 
Zahl gerade studentischer Klienten bis in die 
Alltagssprache. Individuelle Probleme waren im 
Geist von »Kollektiven« offenbar doch nicht 
lösbar. 

Alle Reaktionä re
sind Papiertig er
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Schließlich brach auch eine wesentliche theo-
retische Stütze der Bewegung, die »Kritische 
Theorie« der »Frankfurter Schule«, weg. Deren 
von vornherein prekäre »Symbiose« mit dem 
Aktionismus von rebellierenden Studenten 
machte Frankfurt nach Berlin zwar zum zweiten 
Zentrum der 68er-Bewegung. Theoreme wie Ter-
minologie des neomarxistischen Konzepts der 
Soziologie beeinflussten mehr oder weniger alle 
68er. Doch nur relativ wenige Wortführer der stu-
dentischen Bewegung erreichten das argumenta-
tive Niveau der Kritischen Theorie. Manche 
suchten in der Theorie nur handlungsanleitende 
Argumente und gaben sich mit Schlagwörtern 

zufrieden. Immerhin galt 
die 1968 (bis heute) viel 
zitierte Sentenz Adornos von 
1944, »Es gibt kein richtiges 
Leben im falschen« als ein 
Schlüssel zu angestrebten 
Veränderungen. Gemeint 
war ja nicht mehr und nicht 
weniger, als dass die Her-
stellung  idealer gesellschaft-
licher Strukturen Vorrang 
vor jedem  Versuch nur indi-
vidueller Lebens entwürfe 
haben müsse.

Mit der studentischen 
Besetzung des Frankfurter 
Instituts für Sozialwissen-
schaften, Hort der Kri-
tischen Theorie, im Januar 
1969 endete die lange Zeit 
geltende gegenseitige Sym-
pathie. Dem sonst so hoch-
verehrten Leiter des Insti-
tuts, Theodor W. Adorno, 
schleuderten die Besetzer 
respekt loseste Sätze wie 
»Halt die Klappe!« entge-
gen. Adorno ließ das Institut 
durch die Polizei räumen 
und stellte Straf antrag.

Alles in allem erwies sich der Sprachge-
brauch der 68er – auch unabhängig von  
den sehr unterschiedlichen Kommunikations-
formen – als eine bunte Mischung von sehr ver-
schiedenen Stilebenen. Deren Bandbreite 
reichte von theoriegeleiteten, »akademischen« 
Äußerungen über ideologische Zitatwörter, Iro-
nismen und bissige Sarkasmen bis zu platten 
Injurien. 

Reformismus, 
Faschismus,  
Spätkapitalismus
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Die Ausstellung »Freiraum der 
Kunst«, die bis 8. Juli 2018 im 
Museum Giersch der Goethe- 
Universität zu sehen ist, zeichnet 

die Geschichte der »studiogalerie« nach. 
Dieses vom Allgemeinen Studentenaus-
schuss (AStA) betriebene Forum präsen-
tierte im Studentenhaus auf dem Campus 
Bockenheim von 1964 bis 1968 Ausstellun-
gen und Veranstaltungen der nationalen 
und internationalen Avantgarde. Malerei 
und Objekte der Licht-Kunst und Kineti-

schen Kunst, der Konkreten Kunst, des 
Neuen Realismus, der Op-Art, der Hard- 
Edge- und Farbmalerei, aber auch Fluxus-
Konzerte und Happenings sollten als 
studentischer Beitrag zur Demokratisie-
rung von Kunst und Gesellschaft verstan-
den werden. Legendär wurde die Ausstel-
lung »Serielle Formationen« von 1967.  
Im Zuge der Radikalisierung der Frankfurter 
Studentenschaft kamen die Aktivitäten 
jedoch 1968 zum Erliegen (s. auch Beitrag 
auf Seite 53).

studiogalerie   >>

Jan Kubíček 
Konkrete Kombination I, 1967
Acryl auf Leinwand, 135 x 135 cm

Das quadratische Gemälde war 
eines von drei Werken, die Jan 
Kubíček	(1927	–	2013)	1967	in	der	
»studiogalerie« ausstellte, alle 
drei zeichnen sich durch einen 
spielerischen Umgang mit 
geometrischen Strukturen aus. 
Kubíčeks	Werke	entsprachen	
nicht der staatskonformen 
Kunst in der Tschechoslowakei. 
Vielmehr setzte er den Traditions- 
strang konstruktivistischer Kunst 
fort, der nach dem Einmarsch 
der Nationalsozialisten 1939 
verboten worden war. 
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>>

Victor Vasarely 
CTA 102, 1966
Farbserigraphie auf Karton, 
70,9 x 70,9 cm

Victor Vasarely (1906 –1997)  
ist ein Mitbegründer der 
Op-Art, einer Kunstrichtung, 
die das menschliche Auge  
mit	kinetischen	Effekten	und	
optischen Phänomenen 
irritiert. Der Künstler, der 
mehrfach an der »dokumenta« 
teilgenommen hat, ließ in 
seinen Bildern geometrische 
Formen miteinander korrespon-
dieren und brachte mithilfe  
von Simultankontrasten das 
Bildmotiv in Schwingung. 
Bestimmte Bildpartien scheinen 
sich nach vorn zu wölben oder 
in die Bildtiefe zurückzufallen. 
Die Vielfalt der möglichen 
optischen Phänomene und 
deren suggestive Wirkung 
lässt sich durch die serielle 
Aneinanderreihung der quadra- 
tisch angelegten Werke 
erfahren.

Thomas Lenk 
Relief 18, 1965
Lack auf Holz, 103 x 105,5 cm

Seit den 1960er Jahren 
verarbeitete der Bildhauer 
Thomas Lenk (1933 – 2014) 
unterschiedliche Materialien 
– Holz, Plexiglas, Metall – zu 
Schichtplastiken, die sein 
gesamtes künstlerisches 
Schaffen	kennzeichnen.	 
Mitte der 1960er Jahre schuf 
der Künstler eine Werkgruppe, 
die sich mit dem Thema »Relief« 

befasste. Durch die additive 
Fortschreibung jeweils 
identischer Rundscheiben 
entwickelte er eine Relief-
struktur, mit der sich das 
dreieckige Wandobjekt aus 
der Fläche in den Raum bewegt. 
Die einfarbige Fassung des 
Holzes	findet	eine	abschlie-
ßende Akzentuierung in einer 
schwarzen Kreisscheibe.
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<<

Rupprecht Geiger
382/63 (Rotes Rund), 1963
Öl auf Leinwand, 146 x 131 cm 

Als Mitglied der Gruppe 
»ZEN49« erlangte Rupprecht 
Geiger (1908 – 2009) mit seinen 
abstrakten	Motivfindungen	
bereits Ende der 1940er Jahre 
überregionale Bekanntheit. 
Sein Hauptinteresse galt der 
Farbe, insbesondere der Farbe 
Rot, deren Intensität er ab 
Mitte der 1960er Jahre durch 
Leuchtpigmente noch 

verstärkte. Für ihn war Farbe  
neben Luft, Wasser, Feuer  
und Erde ein weiteres Element 
mit geradezu kosmischen 
Dimensionen: »Farbe macht 
Licht, Raum, Bewegung  
und Zeit.«
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Erziehung – für »die 68er« war sie bald  
der Schlüssel zu einer neuen Gesellschaft. 
So fanden viele Vertreter dieser Generation 
eine Heimat im neuen Fachbereich 
 Erziehungswissenschaften, als Studierende, 
aber auch als Dozenten. 

F rank-Olaf Radtke macht es kurz: »Die 
1968er haben mit großen politischen Ambi-
tionen begonnen, sind freilich als Pädago-

gen geendet. Aus der Politisierung aller Lebens-
bereiche wurde deren Pädagogisierung.« Der 
emeritierte Professor für Allgemeine Pädagogik 
sieht seinen eigenen Werdegang als Beleg für 
seine These. »Ich bin ein gutes Beispiel dafür: 
Ich habe eigentlich Soziologie studiert, wurde 
dann aber Professor für Pädagogik«, erklärt er 
mit leicht ironischem Unterton. Radtke selbst 
hat die Revolte in Frankfurt und Berlin erlebt, 
wo er als Student bei Vorlesungsstreiks, Happe-
nings und Demonstrationen mit dabei war. 

Eigentlich liegt es nahe, dass die Studenten-
revolte und die Entstehung des Fachbereichs 

Von der  
Akademisierung  

der Erziehung

Der Fachbereich Erziehungswissenschaften  
an der Goethe-Universität entstand zur Zeit  

der Studentenbewegung 

von Anke Sauter
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Erziehungswissenschaften unmittelbar mitein-
ander zu tun haben. Denn in den Augen der 
deutschen »68er« wurde, zumal in Frankfurt, 
die Pädagogik, die Nähe zur ›Kritischen Theorie‹ 
suchend, zur Schlüsseldisziplin für den Aufbau 
einer neuen, besseren Gesellschaft, in der die 
Gräueltaten des Nationalsozialismus nicht mehr 
möglich wären: Theodor W. Adorno und Max 
Horkheimer verwiesen in verschiedenen Wer-
ken auf die bedeutende Rolle der Erziehung für 
die Gesellschaft – die schon im Titel von Adornos 
Radiobeiträgen »Erziehung nach Auschwitz« 
von 1966 zum Ausdruck kommt. Das NS-Regime 
habe sich darauf stützen können, dass die Deut-
schen schon als Kinder zu autoritätsgläubigen 
Menschen erzogen worden seien. Im Rückgriff 
auf Adornos Konzept der autoritären Persön-
lichkeit forderte Rudi Dutschke eine »antiauto-
ritäre Erziehung«.

»Bildungskatastrophe« als Ausgangssituation
Dass in der zweiten Hälfte der 1960er Jahre 
quer durch die Bundesrepublik Fakultäten und 
Fachbereiche für Erziehungswissenschaft gegrün-
det wurden, hatte allerdings weniger mit der 
Revolte zu tun als mit der allgemeinen Alarm-
stimmung in Sachen Bildung; die Studentenbe-
wegung gab der Reform aber einen besonde-
ren, egalitären und emanzipatorischen Dreh. 
Das Schlagwort von der »Bildungskatastrophe« 
machte die Runde, über Parteigrenzen hinweg 
waren sich Politiker einig, dass sich im Bereich 
von Erziehung und Bildung etwas tun müsse. 
Geprägt hatte den Begriff der Pädagoge Georg 
Picht in einer Beitragsserie für das Magazin 
»Christ und Welt«, die 1964 erschienen war. 
Seine Kritik: Deutschland gebe im internationa-
len Vergleich viel zu wenig Geld für Bildung aus, 
die Abiturientenquote sei deutlich zu gering, und 
das Bildungsgefälle zwischen Stadt und Land 
müsse nivelliert werden. Picht forderte grundle-
gende Reformen des gegliederten Schulsystems 
und führte schon damals als Begründung Nach-
teile im internationalen Wettbewerb an. Nur ein 
kleiner Bruchteil eines Jahrgangs besuchte ein 
Gymnasium, Mädchen und ganze Bevölkerungs-
schichten waren deutlich unterrepräsentiert. 

Genau auf diese Ungleichverteilung zielte 
Ralf Dahrendorf 1965 in seinem Aufruf »Bil-
dung ist Bürgerrecht«. Der Soziologe sah die 
bundesdeutsche Demokratie gefährdet, wenn zu 
vielen Menschen zu wenig Bildung vermittelt 
werde. Dahrendorf und Picht lösten – mit unter-
schiedlicher Akzentuierung – eine breite gesell-
schaftliche Debatte aus. Beide hatten humanis-
tische Beweggründe für ihre Forderungen, Picht 
führte zudem das Argument an, mehr Bildung 
sei auch im Interesse der Wirtschaft. Selten gab 
es so viel Aufbruchsstimmung im Schulwesen – 
insbesondere in Hessen. 

Die Ziele der Bildungsreform der 1960er 
Jahre könne man mit drei E’s zusammenfassen, 
sagt Prof. Radtke: »Expansion, Effektivität und 
Emanzipation«. Schon die demografische Ent-
wicklung zwang zum Ausbau des Schul- und 
Hochschulwesens, die Wirtschaft benötigte außer-
dem dringend mehr qualifizierte Arbeitskräfte, 
und die Menschen sollten dank Bildung ein 
selbstbestimmteres Leben führen können. 
»Wirtschaftliche Interessen und emanzipatorische 
Überlegungen gingen Hand in Hand – und da 
genug Geld vorhanden war, konnte man die 
unterschiedlichen Ziele im Kompromiss auch 
umsetzen«, erklärt Radtke. Das ist bei Bildungs-
reformen bis heute oft so – man denke nur an 
die Motive für den aktuellen Ausbau der Kinder-
betreuung. 

Aus einer Abteilung wird ein Fachbereich
Am Anfang steht die Lehrerbildung. Um das Bil-
dungssystem auf ein neues Fundament zu stel-
len, sollten mehr und besser qualifizierte Lehrer 
ausgebildet werden. Nach dem Zweiten Welt-
krieg fand die Ausbildung der Volksschul- und 
der Realschullehrer in Hessen ganz praxisbe-
zogen im Modus der Meisterlehre an Pädagogi-
schen Instituten in Weilburg und Jugenheim 
statt. Diese Institute waren nicht darauf ausge-
legt gewesen, den hohen Bedarf an Lehrkräften 
für den quantitativen Ausbau des Schulwesens 
und dessen Reform zu decken. »Schon 1958 

hatte es den politischen Beschluss gegeben, dass 
alle Lehrer an einer Uni studiert haben sollten«, 
erinnert sich Egon Becker, bis 2000 Professor 
am Fachbereich Erziehungswissenschaften. 1960 
wurden die Ausbildungsstätten von Jugenheim 
nach Frankfurt, von Weilburg nach Gießen 

1 »Mehr Lehrer für weniger 
Kinder« – diese Forderung 
brachte Eltern und Lehrer im 
Mai 1970 auf die Straße.  
An den Universitäten sollten 
mehr Lehrer ausgebildet und 
wissenschaftlich auf ihren 
Beruf vorbereitet werden, 
auch, um kleinere Grundschul-
klassen zu ermöglichen.
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2 Unterricht vor  
und nach 1968: Disziplin, 

Ordnung und Geschlechter-
trennung waren vor 1968  

noch gang und gäbe an 
deutschen Schulen (oben 

rechts eine Volksschulklasse 
in den 1950er Jahren).  

Nicht nur an Montessori-
Schulen (Bild links) lösten  
sich die strengen Formen 

zugunsten alternativer 
Konzepte auf. Besonders 
fortschrittlich: Kinder mit  

und ohne Behinderung  
lernten gemeinsam in  

einer Volksschulklasse.

 verlagert an neu gegründete Hochschulen für 
Erziehung (HfE). Infolge des Hessischen Hoch-
schulgesetzes von 1966 wurde die bisher der 
Universität nur angegliederte HfE als »Abtei-
lung für Erziehungswissenschaft« (AfE) inte-
griert. »Die AfE sollte ausdrücklich keinen eige-
nen Fakultätsstatus bekommen und war auch 
keiner Fakultät zugeordnet. So gab es auch kei-
nen Dekan, sondern nur einen Vorsitzenden des 
Rates der Abteilung für Erziehungswissenschaf-
ten, das war zunächst Friedrich Roth, Professor 
für Didaktik der Sozialkunde«, beschreibt Becker, 
heute 81, den Status des Faches innerhalb der 
Universität. Für die AfE habe es damals weder 
ein Promotionsrecht noch eine Stimme im Senat 
gegeben. 

Mit Gründung der »Abteilung für Erzie-
hungswissenschaft« veränderte sich die Lehrer-
bildung erheblich – man setzte auf wissenschaft-
liche Innovation. Bis in die 1960er Jahre wurden 
nur angehende Gymnasiallehrerinnen und 
-lehrer an der Universität ausgebildet. Die not-
wendigen Kenntnisse in Pädagogik wurden in 
wenigen Semesterwochenstunden vom Institut 
für Pädagogik vermittelt, das an der Philosophi-
schen Fakultät angedockt war. An der AfE wur-
den neben Erziehungswissenschaft, Soziologie 
der Erziehung und Politischer Bildung auch 
Didaktiken der unterschiedlichen Schulfächer 
angeboten. Nun sollten Lehrerinnen und Lehrer 
aller Schularten eine wissenschaftlich fundierte 
Ausbildung als Voraussetzung ihrer Professiona-
lisierung erhalten.

War die AfE zunächst in einer alten Fabrik 
hinter dem Bockenheimer Depot und in zahlrei-
chen anderen Gebäuden untergebracht, sollte 
der anschwellende Raumbedarf bald durch 
einen Hochhausneubau gedeckt werden. Der 
inzwischen legendäre »AfE-Turm« wurde aller-
dings erst 1972 fertiggestellt, da gab es die AfE 

schon gar nicht mehr: 1971 waren die klassi-
schen Fakultäten in meist kleinere Einheiten, 
die Fachbereiche, umgewandelt worden; in die-
sem Zusammenhang wurde ein eigener Fachbe-
reich Erziehungswissenschaften geschaffen. Die 
aus der AfE kommende Erziehungswissenschaft 
und das kleine Pädagogische Institut der Philo-
sophischen Fakultät bildeten gemeinsam diesen 
neuen Fachbereich, der – wie auch heute – aus 
den Instituten für Allgemeine Erziehungswis-
senschaft, für Grundschulpädagogik, für Schul-
pädagogik der Sekundarstufe, aber auch für 
Sonderpädagogik, für Sozialpädagogik und 
Erwachsenenbildung, bestand. Die AfE-Fach-
didaktiken indes wurden in die verschiedenen 
Fachbereiche eingegliedert – was teils zu hefti-
gen Diskussionen führte, wie Egon Becker sagt: 
»Manche Fächer hatten einfach Angst, sie wür-
den von Lehramtsstudenten überspült oder für 
die Lehrerausbildung instrumentalisiert«. Dabei 
sollte die Anbindung an die Fach- und Sozial-
wissenschaft die größte Neuerung in der Ausbil-
dung von Volks- und Realschullehrern sein – 
eine Lösung, die freilich bis heute nicht un- 
umstritten ist.

Die Studierendenzahlen waren schon mit 
Gründung der AfE rasant in die Höhe gegan-
gen. »Das hing mit der Bildungsreform zusam-
men: Es war ein zukunftsträchtiges Studium«, 
erklärt Prof. Becker. Weil die Seminare und 
Vorlesungen so überfüllt waren, dass man 
 keinen Platz mehr fand, war es an der AfE zu 
den ersten Protesten und Streiks gekommen  
– Vorläufer der Unruhen, die 1968 ihren 
 Höhepunkt hatten. Heftige Proteste gab es 
auch nach dem »Schütte-Erlass«: Kultus-
minister Ernst Schütte zielte damit 1969 auf 
eine Verkürzung des Lehramtsstudiums ab, 
was durch die studentischen Proteste verhin-
dert wurde. 
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Erst allmählich gab es mehr Personal. Um 
die angespannte Personalsituation zu lindern, 
waren zahlreiche Lehrkräfte an die AfE beordert 
worden – was nach Gründung des Fachbereichs 
für Unmut sorgte, da die Regierungspräsidien, 
die für die Lehrerzuweisung an die Schulen ver-
antwortlich waren, dafür keinerlei Ausgleich 
erhielten, wie aus einem Schreiben des Kultus-
ministeriums vom Dezember 1971 hervorgeht. 
(UAF, Abt. 50, Nr. 1431, Bl. 24) Die finanzielle 
Ausstattung des Fachbereichs war wohl insge-
samt nicht rosig. So erwog die Betriebseinheit 
Sozialpädagogik und Erwachsenenbildung im 
Herbst, für notwendige Tutorenstellen eine 
öffentliche Sammlung in der Innenstadt zu ver-
anstalten. (UAF, Abt. 50, Nr. 1431, Bl. 49)

Unter den an die AfE berufenen Wissen-
schaftlern, die in den neuen Fachbereich Erzie-
hungswissenschaften kamen, waren etliche, die 
eine interessante Biografie vorzuweisen hatten. 
Zu den Professoren der ersten Jahre gehörten 
Hans-Joachim Heydorn, Mitglied der Beken-
nenden Kirche und im Zweiten Weltkrieg als 
Deserteur zum Tode verurteilt, Ernest Jouhy, 
der im französischen Widerstand kämpfte, oder 
der Auschwitz-Überlebende Berthold Simon-
sohn, der das neue Institut für Sonder- und 
Heilpädagogik gründete, verheiratet mit Trude 
Simonsohn, der späteren Ehrenbürgerin der 
Stadt Frankfurt, die bis heute als überlebende 
Zeitzeugin pädagogisch tätig ist. Das Institut für 
Sonderpädagogik leitete später eine der ersten 
Professorinnen am Fachbereich, Helga Deppe. 
Zudem kamen Hochschullehrer von der Mar-
burger Universität, sie hatten bei Wolfgang 
Klafki Erziehungswissenschaften studiert. Auf 
Wunsch der Politik wurden die Institute für 
Theorie bzw. Didaktik der Leibesübungen in  
den neuen Fachbereich eingegliedert. »Die Uni-
Spitze wollte damit für politische Ausgewogen-
heit sorgen«, meint Becker über diese später 
revidierte Strukturentscheidung.

Dipl.-Päd. – ein neuer Abschluss entsteht
Über die Schule hinaus entstanden damals zahl-
reiche andere pädagogische Aufgabenfelder und 
warteten auf qualifiziertes Personal. Bis zur Ein-
führung des Diplomabschlusses in der Pädago-
gik Mitte der 1970er Jahre gab es für Studie-
rende der Erziehungswissenschaften, die nicht 
Lehrer werden wollten, nur die Promotion als 
alternativen Abschluss zum Staatsexamen. 
»Viele Studenten kamen wegen der Soziologie 
nach Frankfurt, wechselten dann aber zu den 
Erziehungswissenschaften. Viele wurden Leh-
rer, aber gerade auch die Bereiche Erwachse-
nenbildung und Sozialpädagogik hatten viel 
Zulauf«, berichtet Prof. Becker. Der Anspruch 
der Universität sei gewesen, die Führungsebene 
neuer Berufsfelder zu besetzen, wo Absolventen 

3 Der AfE-Turm sollte – wie der Name sagt – ursprünglich 
die »Abteilung für Erziehungswissenschaft« beherbergen. 
Bei seiner Fertigstellung war diese Abteilung bereits 
Geschichte, inzwischen gab es den anders zugeschnitte-
nen Fachbereich Erziehungswissenschaften. Der »Elfen- 
beinturm« beherbergte bis 2013 Büros und Seminarräume 
der Fachbereiche Gesellschaftswissenschaften, 
Erziehungswissenschaften und Psycho logie. Generationen 
von Studierenden verbindet mit ihm eine Art Hassliebe.
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der FH-Studiengänge eher als Berater arbeite-
ten. »Es fehlen in der Praxis in allen Bereichen 
der angewandten Erziehungswissenschaft wis-
senschaftlich ausgebildete Experten«, heißt es 
in einem Papier des länderübergreifenden Fach-
ausschusses für die Diplomprüfungsordnung 
der Pädagogik vom Dezember 1968. Der Dip-
lomstudiengang wurde unter den Aspekten 
Berufsbezogenheit, Differenzierung nach Schwer- 
punkten sowie einer sozialwissenschaftlichen 
Orientierung angelegt. Soziologie und Psycholo-
gie werden als wichtigste Nachbardisziplinen 
definiert, da sie bereits zur Analyse der Erzie-
hungswirklichkeit beigetragen hätten. Philoso-
phische Reflexionen sollten bewusst in das Fach-

gebiet selbst integriert werden. Der Ausschuss 
legte zudem einen Katalog späterer Tätigkeits-
felder vor. (UAF, Abt. 50, Nr. 1089, Bl. 49-56)

»Hinter dem Titel Diplom-Pädagoge verbirgt 
sich ein Paradoxon: Die Absolventen einer uni-
versitären Disziplin, die sich auf die theoretische 
Reflexion des Erziehungssystems bezieht, soll-
ten für die Praxis ausgebildet werden«, erklärt 
Radtke. Doch die Diplomstudiengänge in Sozio-
logie, Psychologie und Pädagogik waren stetig 
stärker nachgefragt. Zum Teil musste sich diese 
Generation später ihr berufliches Feld selbst 
schaffen. Meinungsforschungsinstitute, Werbe-
agenturen, Akademien, Verlage, Medien, Ver-
waltungen: All diese Bereiche wurden zuneh-
mend von diplomierten Soziologen, Psychologen 
und Pädagogen besiedelt. Und neue Tätigkeits-
felder kamen hinzu von der Erziehungs- bis  
zur Suchtberatungsstelle, von der Schwange-
renkonfliktberatung bis zur Eheberatung – aller-
dings oft weit unter Tarif bezahlt.

Mehr Wissenschaftlichkeit in der Lehrerbildung?
Das Versprechen »mehr Wissenschaftlichkeit in 
der Lehrerbildung« sei erst allmählich eingelöst 
worden, sagt Radtke. Durch die eigene Herkunft 
aus den pädagogischen Seminaren beeinflusst, 
hat das Personal der ersten Stunde zum Teil auf 
einer praktisch-normativen Pädagogik bestan-
den, die wiederum sehr unterschiedlich ausge-
legt werden konnte. Aus dem Lehrerbildungs-
institut in Jugenheim und Weilburg kamen über 
die AfE auch Professoren, die aufgrund ihrer 
erziehungspraktischen Erfahrungen als Lehrkräfte 
oder Schulrektoren ohne Promotion berufen 
worden waren. Bis in die 1990er Jahre hinein 
habe es Diskussionen über die Wissenschaftlich-
keit des Faches gegeben, erst dann rückte eine 
andere Generation universitär ausgebildeter 
Erziehungswissenschaftler nach. 

Egon Becker, promovierter Physiker und 
dann erst zu den Erziehungswissenschaften 
gekommen, vermisste damals eine Debatte dar-
über, was die Identität des Faches ausmache. 
»Ein gemeinsamer Nenner bestand darin, dass 
man das dreigliedrige Schulsystem ablehnte«, 
erinnert er sich. Ob aber eine kooperierende 
oder integrative Gesamtschule besser sei, darü-
ber wiederum wurde leidenschaftlich gestritten. 
Politik überlagerte die notwendige methodolo-
gische Selbstvergewisserung, der »Schulkampf« 
überschattete alles. 

Bereits die amerikanischen Alliierten hatten 
nach dem Zweiten Weltkrieg die in Deutsch-
land übliche frühe Trennung der Schüler nach 
vermeintlich kognitiven Fähigkeiten beanstan-
det, doch die wiedererstandenen Kultusbehör-
den hielten am System fest. In den 1960er Jah-
ren schien die Zeit für einen Paradigmenwechsel 
reif, schließlich sollten Kinder aus allen gesell-
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schaftlichen Schichten in den Genuss höherer 
Bildung kommen können; eine möglichst lange 
gemeinsame Schulzeit schien die beste Voraus-
setzung dafür zu sein. Als 1969 Ludwig von 
Friedeburg, Soziologe am Institut für Sozialfor-
schung, SPD-Kultusminister wurde, schienen 
die Weichen in Richtung Gesamtschule gestellt 
zu sein. Seine rasch umgesetzten Reformpläne 
stießen jedoch bei Eltern und Lehrern auf erbit-
terten Widerstand. Nach herben Verlusten bei 
der Landtagswahl 1974 musste von Friedeburg 
gehen, sein Nachfolger Hans Krollmann (SPD) 
bremste das Reformtempo deutlich. Endgültig 
begraben wurde das Projekt, in ganz Hessen flä-
chendeckend Gesamtschulen als einzige Schul-
form einzurichten, aber erst 1987, als die CDU 
die Landtagswahl mit dem Wahlversprechen 
der »freien Schulwahl« gewann. »Das ist bis 
heute der Grundkonflikt im Schulwesen: Wie 
erreicht man in einem demokratischen Rechts-
staat, dass alle die gleichen Chancen der Teil-
nahme und Teilhabe bekommen?«, sagt Frank-
Olaf Radtke.

Große Freiräume für Spezialprojekte
Für die verschiedenen Spezialgebiete habe es 
einen großen Freiraum gegeben, sagt Egon 
Becker. Er selbst war mit seinem Fach »Wissen-
schafts- und Hochschulforschung« zunächst am 
eher praktisch ausgerichteten Didaktischen 
Zentrum angedockt, hat sich aber sehr um die 
Wissenschaftlichkeit in der Pädagogik bemüht. 
Gemeinsam mit dem aus Indien stammenden 
Patrick Dias hat er in den 1980er Jahren den 
Aufbaustudiengang »Erziehung und Internatio-
nale Entwicklungen« vorangetrieben, der aus 
der von Ernest Jouhy und Günther Böhme 
begründeten »Pädagogik in der Dritten Welt« 
hervorgegangen war. Doch aus Mangel an 
Unterstützung sei das Projekt 1998 eingestellt 
worden. »Wir hatten eine riesige Spielwiese, 
aber das Geld für Projekte mussten wir uns 
selbst besorgen«, so Becker. 

Viele Gedanken und Ideale der 1968er-
Bewegung deckten sich schon seinerzeit mit den 
vorherrschenden Strömungen im Fachbereich. 
Neben starken marxistisch-leninistischen Ten-
denzen wie in der »Roten Zelle Pädagogik« gab 
es auch einen liberalen Ansatz: »Die Erzie-
hungswissenschaft als aufklärerische Sozialwis-
senschaft, wie sie Klaus Mollenhauer betrieben 
hat«, das war Micha Brumliks Verständnis. 
Brumlik hat in den 1960er Jahren an der 
Goethe- Universität Erziehungswissenschaften 
studiert und war später Professor für Allgemeine 
Erziehungswissenschaft und Leiter des Fritz 
Bauer Instituts. »Wie können wir Schüler zu 
verantwortungsbewussten Citoyens erziehen?«, 
diese Frage stand für ihn im Zentrum der 
 Pädagogik. 

»Die Erziehungswissenschaften müssen immer 
die Spannung aushalten, dass sie aus einem 
praktisch-normativen Zweig, der Pädagogik, be- 
 stehen, und einer deskriptiv-analytischen Seite, 
der Erziehungswissenschaft, die Anschluss an 
die Sozialwissenschaften gefunden hat«, sagt 
Prof. Radtke. Diese beiden Bereiche stünden 
jedoch nicht in Konkurrenz zueinander, son-
dern würden sich, wie in allen professionsbe-
zogenen Disziplinen, sei es das Recht oder die 
Medizin, bestenfalls gegenseitig anregen. Erst 
allmählich sei die Dominanz der geisteswissen-
schaftlichen Richtung der Pädagogik mit moder-
nen Theoriemitteln und Methoden überwun-
den worden; nach dem – wie manche vermuten, 
von der OECD inszenierten – »PISA-Schock« 
kam es jüngst zu einer politisch forcierten Stär-
kung der empirischen Bildungsforschung, wor-
aus neue Konflikte und Kontroversen in der 
Disziplin entstanden sind. 

Die Probleme der Erziehung bleiben jedoch 
vielschichtig, und so bleiben es wohl auch die 
Erziehungswissenschaften. 

 
Die Autorin
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immer Tumult im Klassenzimmer herrschte.  
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Dr. Anke Sauter: Herr Wolff, in der 
Ausgabe von Forschung Frankfurt zum 
Jubiläumsjahr werden Sie mit dem Satz 
zitiert: »Die Offenheit der Debatten, die 
die 68er erkämpft haben, lässt sich nicht 
mehr zurücknehmen.« Vor Kurzem wurde 
an der Goethe-Universität heftig über 
Meinungsfreiheit gestritten. Die Frage 
war: Darf man den Polizeigewerkschafter 
Rainer Wendt zur Diskussion an die Uni 
einladen. Hat Ihre Aussage nach wie vor 
Bestand?

KD Wolff: In meiner Aussage steckt ja 
schon auch drin, dass ich mir das wün-
sche. Ich kann ja keine Behauptung dar-
über aufstellen, wie das mit der Öffent-
lichkeit weitergeht. Wenn man Freiraum 
nicht benutzt, dann schrumpft er, das ist 
klar. 

Thomas Dumke: Die Offenheit der Diskurse 
wird immer mehr auch von rechtspopuli-
stischen Gruppen genutzt. Neonazis geben 
sich intellektuell und versuchen, die eigene 
Hetze auch mit der Chiffre der Meinungs-
freiheit salonfähig zu machen. Ist das ein 
Kollateralschaden der Diskursoffenheit, 

oder ist das für Sie eher ein Rückschritt 
in eine faschistoide Kleinbürgerlichkeit? 

Wolff: Diese Debatten zeigen doch, dass 
die Offenheit nicht von vorneherein 
inhaltlich bestimmt ist. Aber ich glaube, 
dass man nicht jede Diskussion gleich 
abschneiden sollte, indem man sagt: 
»Das sind Neonazis.« Klar sind in der 
AfD auch Neonazis. Aber die Leute, die 
aus Protest solche Gruppen wählen, 
müssen keine Neonazis sein. Das merkt 
man auch dann, wenn es in der Partei 
Krach gibt und sofort die Umfragewerte 
sinken. Die haben keine faschistische 
Gefolgschaft.

»Wir haben immer unsere 
Gegner eingeladen.«

KD Wolff

Dumke: Wenn die Offenheit von Debatten 
nicht von vorneherein inhaltlich bestimmt 
ist: Welcher normativer Kriterien bedarf 
es, um so eine Offenheit nicht ins Gegen- 
teil umschlagen zu lassen?

Wolff: Das kann ich nicht sagen. Jeden-
falls ist es schon interessant, dass wir  
zu Diskussionen, über den Vietnam-
krieg zum Beispiel, immer unsere Geg-
ner eingeladen haben. Wir hatten keine 
Angst davor, dass irgendwelche CDU-
Abgeordnete, die sogar den Einsatz von 
deutschen Soldaten im Vietnamkrieg 
forderten, bei uns sprechen. Die aber 
hatten Angst, mit uns über die Ge- 
schichte des antikolonialen Befreiungs-
kampfes zu sprechen. Es ist schon 
 interessant, dass heute eher Linke in 
der Defensive sind.

Sauter: Die CDU war damals sicher 
konservativer als heute, aber eine 
bürgerliche Partei. Hätten Sie auch 
Vertreter einer Partei eingeladen, die 
rechts von der CDU gestanden hätte?

Wolff: Ich glaube nicht, nein. Ende 1966 
hatte die NPD ein paar Landtags mandate 
gewonnen. Da kam Adolf von Thadden, 
der damalige Vorsitzende der NPD, zu 
einer großen Veranstaltung nach Frei-
burg. Da waren 90 Prozent der Leute, 
die dort waren, Gegner von Herrn Thad-

»Das wundert mich  
noch heute: dass wir keine 

Angst hatten.«
Bewegte Studenten gestern und heute:  

KD Wolff im Gespräch mit Thomas Dumke und Jonas Pußel 
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den, die haben mit ihren Trillerpfeifen 
die Veranstaltung gesprengt.

Dr. Dirk Frank: Aber immerhin, er war da. 
Herr Dumke, die Frankfurter Uni hat ja 
eine dezidiert linke Tradition. Sehen Sie 
denn real die Gefahr, dass die AfD auf 
den Campus drängt? Ist es nicht so, dass 
der Campus von linken und liberalen 
Kräften so stark geprägt ist, dass die AfD 
keine Chance hat, sich zu etablieren?

Dumke: Der AStA und die politischen 
Gremien sind sicher eher links geprägt. 
Es gibt aber diese Gruppe der Jungen 
Alternative Frankfurt, die sich als eine 
Jugendorganisation der AfD versteht 
und mit Aktionen auf den Campus 
drängt. Mitglieder setzen sich in Veran-
staltungen, die in der Tradition von kri-
tischen Theorien stehen, stören gender-
reflexive Seminare. 2017 hat die »Junge 
Alternative« Zettel an der Uni auf-
gehängt mit dem Aufruf »Wenn ihr  
von kritischen Dozierenden links-grün 
indoktriniert werdet, dann meldet die 
bitte an unsere Organisation«. Das hat 
schon eine neue Qualität. 

Sauter: Herr Wolff sagte eben, er habe 
den Eindruck, die Linke sei in der Defen-
sive. Mir kommt es auch manchmal so 
vor, als traue man den Studierenden 
nicht zu, dass sie sich selber eine 
Meinung bilden. Wie sehen Sie das,  
Herr Pußel? 

Pußel: Es kann gut sein, dass man  
den Studierenden zu wenig zutraut. In 
meiner »hochschulpolitischen Karriere« 
habe ich auch oft miterlebt, dass  
man den Studierenden abspricht, sich 
 fundierte Meinungen zu bestimmten 

Themen komplexen bilden zu können. 
Ich denke, dass es immer einen sehr lau-
ten Teil an der Uni geben wird, der die-
sem Vorurteil entgegenwirken wird. 

Sauter: Das ist klar, dass es diesen  
»sehr lauten Teil« gibt. Aber kann es sein,  
dass diese Gruppe der politisch Aktiven 
Bedenken hat, was den Rest der Studie-
renden angeht? Dass die irgendwie, wenn 
der falsche Redner an die Uni kommt, 
Gefahr laufen könnten, infiltriert zu werden 
oder eben so einem Aufruf zu folgen?

Dumke: Hinsichtlich der Flugblätter hat 
sich ja auch die Uni aktiv gezeigt, die 
Zettel wurden entfernt, das wurde dann 
auch in Vorlesungen thematisiert. Aber 
es gibt, gerade in der Pädagogik, struktu-

relle Entscheidungen wie die Qualifi­
zierung der Einführungsvorlesung zur  
NS-Pädagogik von Benjamin Ortmeyer 
zum Spezialthema, die dazu führen, 
dass Auseinandersetzungen mit Rechts-
radikalismus oder mit der Geschichte 

der eignen Disziplin nicht mehr selbst-
verständlich stattfinden können. 

Frank: Herr Wolff, Sie waren 1968 ja  
ganz vorne mit dabei bei der deutschen 
Studentenbewegung. Ab wann hatten 
Sie selbst das Gefühl, dass das eine ganz 
große Protestbewegung ist?

Wolff: Die Bewegung, die nach zehn Jah-
ren dann »68er-Bewegung« genannt 
wird, hat eigentlich schon 1966 /67 ange-
fangen. Ich war ja in Freiburg damals. Im 
Freiburger SDS waren wir bis dahin 20 
Leutchen. Wir haben Flugblätter gemacht 
und Veranstaltungen organisiert, wir 
haben Bahman Nirumand eingeladen, 
über den Schah zu sprechen. Nach der 
Ermordung Benno Ohnesorgs merkten 
die Leute, dass unsere Themen ja mit der 
Situation in Berlin zusammenhängen, wo 
die Polizei auf einen Anti-Schah-Demons-
tranten schießt. Ja, und dann entsteht auf 
einmal eine wirkliche Massenbe wegung. 
Auf einmal geht abends ein Fackelzug 
durch die Stadt mit mehr als 2 000 Leu-
ten, von denen wir fast keinen kannten. 
Und dieser Sprung, der da passiert ist, 
bewirkte, dass wir uns zwar einerseits 
bedroht fühlten, andererseits aber war 
diese unerwartete Mobilisierung der Mas-
sen ein wunderbares Gefühl: Dass jetzt 
alles besser wird, dass es eine neue Welt 
wird, dass sich alles ändert.

Frank: Es war also direkt spürbar:  
Hier ist ein Aufbruch, hier findet etwas 
statt, also wir sind quasi eine Bewegung  
von jungen Leuten, von Studenten,  
die eine Bedeutung bekommen haben.

Wolff: Es waren nicht nur Studenten. Sehr 
bald haben sich alle möglichen Jugend-
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lichen an den Demonstrationen beteiligt. 
In Frankfurt zum Beispiel an der großen 
Demonstration zur Blockierung der Bild-
Zeitung waren 10 000 Demonstranten, 
die sich um die Druckerei rum auf den 
Boden setzten. Davon waren ein gutes 
Drittel Studenten. Die anderen waren 
Schüler, Lehrlinge, junge Gewerkschaf-
ter, katholische Jugend. Und man merkte, 
das war wirklich ein Aufbruch, der unsere 
ganze Generation anging.

Dumke: Dieser »Sprung«, von dem Sie eben 
sprachen, der alle möglichen Schichten 
und Klassen erfasst hat – braucht es 
dafür einen Gewaltakt wie die Ermordung 
Benno Ohnesorgs als Auslöser? 

Wolff: Ich weiß nicht. Sicher hat der 
Gewaltakt eine Rolle gespielt. Aber wenn 
da nicht die Bereitschaft gewesen wäre, 
sich diesem Aufbruch anzuschließen, 
wäre es nicht dazu gekommen. Das 
wundert mich noch heute: dass wir 
keine Angst hatten. Ich erinnere mich 
an Diskussionen mit Leuten wie Wolf-
gang Abendroth oder Helmut Ridder, 
dem Juristen gegen die Notstandsge-
setze. Die haben uns dringend gebeten, 
unsere Demonstrationsaufrufe nach dem 
Attentat auf Rudi Dutschke zu den Oster-
demonstrationen 1968 zurückzunehmen. 
Sie haben uns vor den Gewaltmitteln 
des Staates gewarnt. Aber wir fanden 
das absurd. Das war die Voraussetzung 
dafür, dass wir überhaupt etwas machen 
konnten. Wir hatten vielleicht zu wenig 
Angst.

Sauter: Sie waren eben sehr jung.

Wolff: Ja. Und da fiel eben der Bruch im 
Gefühl der Generationen, der fiel über-
ein mit dem, was wir weltpolitisch 
machen wollten. Ja, das war was, darauf 
hatte in uns alles gewartet.

Sauter: Dass das eine weltweite Bewe-
gung war, das hat sicher auch eine Rolle 
gespielt, oder?

Wolff: Ja. Vor allem die Beziehungen, die 
wir zu Studentenverbänden in Frank-
reich, England und Amerika hatten, die 
haben eine große Rolle gespielt. Wir 
haben uns gegenseitig besucht. Bei der 
Eröffnung des Westberliner Vietnam-
kongresses im Februar 1968 waren Gast-
delegierte von Studenten- und Jugend-
bewegungen aus der ganzen Welt und 

haben Grußworte gesprochen. Auf ein-
mal waren wir in einer Bewegung, wo 
sich wirklich Tausende von Leuten aus 
internationalen Bewegungen zusammen-
fanden.

Sauter: Sind Sie denn insgesamt mit  
dem zufrieden, was Sie damals erreicht 
haben, Herr Wolff? Ist das eher die 
Gesellschaft, in der Sie leben wollen?

Wolff: Na, jedenfalls glaube ich, dass 
man in dieser Gesellschaft leben kann. 

Das ist ja schon viel. Und wenn man 
unser Lebensgefühl Ende der 50er 
Jahre anguckt und vergleicht, da hat-
ten wir buchstäblich das Gefühl, dass 
wir keine Luft kriegten. Das war eine 
derartige Bedrückung. Jetzt lach ich 
vielleicht drüber –, aber ich wollte tat-
sächlich auswandern, nach Brasilien. 
Ich hatte keine Ahnung, was in Brasi-
lien los war, ich wollte einfach weg. 

Und dann fing die Revolte an und auf 
einmal merkte ich: »Ich kann hierblei-
ben. Ich kann hier leben. Ich kann das 
hier versuchen.«
 
Dumke: Ich glaube, das ist der entschei-
dende Unterschied. Bei der Generation 
der 68er war der Bruch offensichtlicher: 
Die schweigenden Mütter und Väter,  
die mittelbar und unmittelbar für  
die NS-Verbrechen mitverantwortlich 
waren, einerseits, die jungen Leute mit 
ihren vielen Fragen andererseits. Die 
Gesellschaft heute ist in vielen Berei-
chen komplexer, globalisierter, wider­ 
sprüch licher. Es ist ein deutliches Mehr 
an Lebensentwürfen lebbar. Zugleich 
haben wir eine zunehmende Markt-
radikalisierung und Neoliberalisierung 

der Gesellschaft, die ja auch immer wie-
der Anlass zu größeren Aktionen sind 
und Protest hervorrufen. Blockupy zum 
Beispiel oder die Hamburger G20­Pro-
teste. Da werden Massen an Leuten 
mobilisiert, aber vielleicht eher themen-
bezogen.

Wolff: Überhaupt sind ja viel mehr Leute 
auf den Straßen als früher. Was für eine 
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»Ich wollte tatsächlich  
auswandern.«

KD Wolff
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Aufregung entstand um Demonstratio-
nen damals! Dabei waren die zum Teil 
ganz klein. Als wir im Herbst 1967 den 
Universitätssenat belagerten, um durch-
zusetzen, dass Studenten endlich auch 
in den Senat gewählt werden, waren wir 
vielleicht 150 Leutchen. Am nächsten 
Tag erschien darüber eine halbe Seite  
in der »Rundschau«. Das wäre heute 
undenkbar.

Frank: Ist für Sie als heutige Studenten 
die 68er-Bewegung eine »Bürde«?  
Kann man heute als junger Mensch eher 
weniger erreichen? Sind alle Schlachten 
schon geschlagen, wird man vielleicht 
sogar ein bisschen neidisch, was damals 
möglich war? 

Pußel: Ich glaube, dass sich die Demonst-
rationskultur und der Wille, etwas zu 
verändern, auf andere Dinge verscho-
ben haben. Heutzutage werden »heiße 

 Themen« vor allem über die sozialen 
Medien verhandelt, dort ist es einfacher, 
sich einer Bewegung anzuschließen. Die 
#Metoo-Debatte ist ja gerade in den sozi-
alen Medien groß geworden. Ich glaube 
aber auch, dass, wenn die Leute eine 
gesellschaftliche Veränderung wollen 
und die Bedingungen gegeben sind, 
dann wird sich das trotzdem noch, wie 
1968 auch, in einer Bewegung auf den 
Straßen zeigen. Beim arabischen Früh-
ling zum Beispiel haben die Leute auch 
angefangen, sich über die sozialen Netz-
werke zu organisieren, dann aber gab es 
die Massenproteste auf den Straßen, die 
wirklich zu gesellschaftlichen Verände-
rungen geführt haben. Hier in Deutsch-
land sind wir an einem anderen Punkt. 
Klar ist es ein wenig schade, dass  
zu bestimmten Themen nicht genug 
demonstriert wird. Aber es gibt sie  
ja noch, die Großdemonstrationen zum 
Beispiel gegen die Polizeigewalt bei 
Blockupy. Als es mit PEGIDA losging, 
gab’s eine riesige Gegendemonstration 
hier an der Hauptwache. 

Frank: Bei den Wahlen fürs Studenten-
parlament, für den Senat, da gibt’s seit 

Jahren eine sehr niedrige Wahlbeteili-
gung, in Frankfurt liegt sie bei etwa zwölf 
Prozent. Haben Sie dafür eine Erklärung? 

Dumke: Meine Erklärung dafür ist: Uni 
ist eine multifunktionelle Organisation, 
wo ein ganz enormer Teil an Studieren-
den einfach hingeht, um eine Ausbil-
dung zu absolvieren und später eine 
Arbeitsstelle zu bekommen, um seinen 
Lebensunterhalt verdienen zu können. 
Deswegen ist es ein bisschen fehlplatziert, 
von allen zu erwarten, sich politisch zu 
engagieren. Ähnlich wäre es, von allen 
Beschäftigten zu erwarten, sie sollten 
sich in Betriebsräten engagieren. 

Pußel: Es ist immer schade, dass gerade 
unser Fachbereich Erziehungswissen-
schaften eine der niedrigsten Wahlbetei-
ligungen hat, obwohl wir eigentlich auch 
ein sehr großer Fachbereich sind und 
unsere Themen natürlich sehr politisch 
sind. Ich glaube auch, dass im Zuge der 
Bologna-Reformen der Druck an den 
Universitäten nochmal größer geworden 
ist, dass Universität als  »Bildungsfabrik« 
gesehen wird, um schnellstmöglich seine 
Punkte zusammenzukriegen. Und die 

»Universität wird als  
›Bildungsfabrik‹ gesehen.«

Jonas Pußel
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Größe der  Goethe-Universität mit 50 000 
Studierenden trägt sicher auch dazu bei, 
dass die Leute sich nicht unbedingt um 
politische Probleme kümmern wollen. 
Viele müssen ja auch neben dem Stu-
dium arbeiten. 

Sauter: Zur Wahl zu gehen, das kostet ja 
nicht viel Zeit. Sie haben als Fachschaft 
ja auch einiges vorzuweisen, dass zum 
Beispiel die Studienordnung geändert 
wurde. Lässt sich das in der heutigen 
Zeit nicht viel einfacher so kommunizie-
ren, dass es alle Kommilitonen erreicht?

Pußel: Wer möchte, kann sich über die 
sozialen Medien informieren, aber alle 
erreicht man damit nicht. Einen fach-
bereichsweiten Newsletter zum Beispiel 
können wir als Fachschaft nicht versen-
den – nur an diejenigen, die sich dafür 
anmelden. Aber ich glaube, dass die 
geringe Wahlbeteiligung vor allem damit 
zusammenhängt, dass die Leute die 
Reichweite dieser Entscheidungen, die 
an der Uni getroffen werden, nicht ver-
stehen. Wie sollten sie auch? Es erklärt 
einem niemand wirklich, wer die Spiel-
regeln bestimmt, unter denen man sich 
dort aufhält und studieren muss. 

»Niemand erklärt  
die Spielregeln.«

Jonas Pußel

Wolff: Die Beteiligung war auch früher 
schon nicht so toll. Vielleicht lag sie 
nicht gerade bei zwölf Prozent, aber ich 
erinnere mich, dass wir uns bei Studen-
tenrats- und Fachschaftswahlen auch 
mächtig anstrengen mussten, um Leute 
dazu zu kriegen, zu den Wahlen zu kom-
men. Man konnte die Wahlergebnisse ja 
nicht einfach fälschen.

Sauter: Nicht immer.

Frank: Wie haben die Studenten  
damals eigentlich ihren Lebensunterhalt 
bestritten? Musste man nebenbei 
arbeiten geben? 

Wolff: Der Anteil der Studenten, die von 
ihren Familien finanziert wurden, war 
viel höher als heute, das ist sicher. Aber 
sonst, Honnef zu kriegen, war ungefähr 
genau so leicht oder schwer, wie es 
heute möglich ist, BAföG zu beziehen. 

[Das »Honnefer Modell« war ein Vor-
läufer des heutigen Bundesausbildungs-
förderungsgesetzes (BAföG) zur finan­
ziellen Unterstützung von Studenten 
während ihres Studiums, die Red.]

»Kaum jemand hat Adorno 
wirklich gelesen.«

Thomas Dumke

Dumke: Das ist doch ein gutes Zeichen: 
Bei allen Klassenimplikationen, die 
diese Form von höherer Bildung immer 
noch hat, haben im Vergleich zu dieser 
Generation heute vielleicht immerhin 
mehr Menschen aus weniger elitären 
Kreisen die Möglichkeit, an der Uni  
zu studieren. Auch wenn das immer 
noch ein wahnsinniger gesellschaft-
licher Reproduktionsmechanismus ist, 
der da abläuft. 

Frank: Wenn über 68 gesprochen wird, 
wird natürlich immer auch der »Chef-
theoretiker« Adorno wieder genannt. 
Adornos Texte wurden gelesen, die 
anderer Theoretiker auch, Theorie hatte 
eine eigene »Sexyness«. Gibt es auch  
für heutige Studierende noch Denker, die 
eine vergleichbare Bedeutung haben? 

Dumke: Eher nicht. Und mit dem 
»Adorno-Mythos«, wenn man das so 
nennen darf, verhält es sich heute so 
ähnlich wie mit Marx: Da werden immer 
wieder Passagen oder Bonmots zitiert, 
ohne dass es groß irgendjemand tatsäch-
lich gelesen hätte, außer den wenigen, 
die sich explizit in einem Seminar oder 
privat damit beschäftigt haben. Das hat 
aber auch damit zu tun, dass an der Uni 
Frankfurt, die historisch eng mit diesem 
Feld der Kritischen Theorie verknüpft 
ist, dieser Zweig an Theoriebildung syste-
matisch klein gehalten wird.

Sauter: Die Atmosphäre in den Veranstal-
tungen war in den 60er Jahren sicher 
anders als heute, formalistischer. Auch 
der Umgang der Studierenden unterein-
ander. Haben Sie Ihre Kommilitonen noch 
gesiezt? 

Wolff: Ganz bestimmt.

Sauter: Vor allem hatte man zu den Pro- 
fessoren eine erheblich größere Distanz, 
da war mehr Autorität im Spiel. Wie ist 

das heute: Haben Sie das Gefühl, den 
Lehrenden auf Augenhöhe zu begegnen?

Pußel: Also ich würde sagen, das ist sehr 
unterschiedlich. Das hängt sicher auch 
vom Fachbereich ab. Und vielleicht auch 
von so etwas wie der Architektur: Also 
im AfE-Turm – ich hab da auch noch stu-
dieren dürfen, wenige Semester, bevor er 
dann gesprengt worden ist – war in den 
Seminarräumen das Pult für die Profes-
soren nicht erhöht, der Boden war ein-
fach eben. Man stand schon physisch  
auf derselben Augenhöhe. In den neuen 
Uni-Gebäuden ist das anders, da ist das 
wieder getrennt. Aber generell ist es 
schon so, dass man ganz gut mit ein ander 
umgeht. 

Dumke: Bei meinem Bachelor-Studium 
der Sozialen Arbeit an der Evangeli-
schen Hochschule Darmstadt, da wurde 
tatsächlich mehr auf Augenhöhe disku-
tiert. Hier an der Uni ist das eher die 
Ausnahme, dass man ein Seminar mit 
sechs Leuten besucht und kollektiv 
beschließt, das Ganze im Café in Bocken-
heim stattfinden zu lassen anstatt im 
Seminarraum. In Darmstadt haben wir 
kollektiv über Prüfungsleistungen dis-
kutiert, über die Sinnhaftigkeit von 
Anwesenheitslisten und so weiter. 

Frank: Wie war das zu Ihrer Zeit, Herr 
Wolff? Sie haben ja Jura studiert, da gab 
es vielleicht ein anderes Selbstverständ-
nis als in den Erziehungswissenschaften. 
Ich habe gelesen, dass da SDS-Leute 
aufgestanden sind und einfach Fragen 
gestellt haben und damit auch die 
professorale Autorität herausgefordert 
haben. Gab es das so auch bei den 
Juristen?

Wolff: Das gab’s auch bei den Juristen. 
Also später sowieso, die berühmte 
»Putzgruppe«, die hat ja gerade die 
Juristen angegriffen. Da gab es diese 
schöne Aktion, wo im Hörsaal 6 hinten 
von der Treppe her Leute mit ’nem 
Feuer wehrschlauch kamen und die 
Assistenten des Juraprofessors buch-
stäblich vom Pult weggespritzt haben. 
Die konnten sich dann wochenlang 
nicht mehr in der Mensa sehen lassen, 
weil die Assistenten und ihre Freunde 
nur drauf warteten, um sie verhaften zu 
lassen. Aber das hat Joschka Fischer 
nicht daran gehindert, Außenminister 
zu werden.
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Vom Wandel  

der Zeremonialität  
an deutschen Universitäten

Von Tilman Allert

»Unter den Talaren – Muff von 1 000 Jahren«: 
Dieser Slogan steht wie kaum ein  

anderer für die Aufbruchstimmung der 
68er-Generation. Damit zielten die Hamburger 

Studenten auf das Verschweigen der 
NS-Vergangenheit ab, anschließend ging 

es aber auch den Talaren selbst an den 
Kragen. Seit einigen Jahren wird im 

zeremoniellen Raum der Universitäten 
vielfach experimentiert: Die Fächer bilden 

eine jeweils eigene Feierkultur aus –  
auf der Suche nach einem Übergang  

von der Universität in das berufliche Leben.

Die Zeremonialität, wie sie an den Universi-
täten landauf landab gepflegt wurde, bil-
dete für die 68er einen willkommenen 

Angriffspunkt, um den Unmut über den Zustand 
der akademischen Institutionen zu artikulieren. 
Polemisch fassten es die Hamburger Studenten 
in dem legendären Plakat »Unter den Talaren – 
Muff von 1000 Jahren« zusammen, womit sie 
den seinerzeit zu Semesterbeginn üblichen Auf-
tritt der Professorenschaft dem Gespött preisga-
ben. Der Protest richtete sich primär gegen die 
mangelnde Bewältigung der NS-Vergangenheit 
und die beschämende personelle Kontinuität in 
Forschung und Lehre. In Frankfurt hatte wäh-
rend der NS-Zeit ein Drittel des Lehrkörpers  
die Universität verlassen müssen. Auch dieses 
»feine Schweigen« (Fritz Stern) der Eliten war 
im Protest gegen den »Muff« mitgemeint. Aber 
der Protest richtete sich auch gegen die profes-
sorale Selbstdarstellung, eine von Standes-
dünkel und steriler Zeremonialität bestimmte 
akademische Kultur, die als unangemessen, 
herrschaftsstabilisierend, »bürgerlich«, wie es 
damals schnell hieß, empfunden wurden. Der 

Weg mit den Talaren! 
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1 + 2 Sakralisierte Formen  
der Zeremonialität: In Talar 
und Festtagskleidung wurde 
die Immatrikulation begangen. 
Das Bild links zeigt die Feier  
zu Beginn des Sommer-
semesters 1961 in der Aula  
der Goethe-Universität.  
Heute schaffen sich die Fächer 
ihre jeweils eigene Feierkultur: 
Hier die Abschlussveranstaltung 
der Absolventen des Fach- 
bereichs Medizin im Jahr 2015 
(oben). Gefeiert wird zweimal 
jährlich im großen Hörsaal am 
Campus-Westend.

Ruf nach einer neuen Interaktionsordnung im 
universitären Binnenmilieu und damit nach 
Hochschulreformen wurde unüberhörbar.  

Lässigkeit schuf neue Kleiderordnung 
Die überkommenen Diskussionsformate – ver-
fahrenslogisch durch die institutionalisierte 
Struktur der Beteiligung einzelner Statusgrup-
pen gerechtfertigt – ließen zu wünschen übrig. 
Die anfängliche Streitfreude, in der seinerzeit in 
Frankfurt etwa Professoren wie Jürgen Haber-
mas, Alexander Mitscherlich oder Ludwig von 
Friedeburg studentische Forderungen aufgrif-
fen, war keineswegs selbstverständlich und eher 
die Ausnahme. Im Universitätsalltag wirkten 
belastende Traditionen nach, nur zaghaft und 
von daher skurril erschienen Versuche, sich im 
Habit und in den Verkehrsformen um Alternati-
ven zu bemühen. In den Seminaren waren die 
Gesprächsrollen asymmetrisch verteilt und ent-
sprechend schwerfällig war das Prozedere. Fragen 
und Beiträge erfolgten entlang dem Status-
gefüge und immobilisierte spontane Impulse, 
sich an Diskussionen zu beteiligen. Keineswegs 

überall und keineswegs von heute auf morgen 
setzte sich das demonstrativ Lässige durch. 
Allerdings fand der Wunsch, die Diskurse zu 
mehr Liberalität zu öffnen, selbst in der Kleider-
ordnung Parallelen, was hingegen nicht etwa  
als sozialer Zwang empfunden wurde, sondern 
als Ausdruck eines Wunsches nach einer ent-
krampften Bürgerlichkeit willkommen war. 
Soziologie in Freiburg zu studieren, machte 
einen etwa zu einem Pfeifenraucher. Der obliga-
torische Rollkragenpullover und die Farbe 
Schwarz markierten dabei die Zugehörigkeit zu 
einem empfundenen Avantgardemilieu – so 
etwas gibt es ja heute noch. Während meines 
Studiums an der Universität Tübingen, als ich 
mich als damaliges Mitglied des SDS am Institut 
für Soziologie für den Fachschaftsvorsitz zur 
Wahl stellte, war die einzige Forderung, mit der 
sich mein »Programm« von dem meines Mit-
bewerbers von der liberalen Hochschulgruppe 
unterschied, Fragen während statt nach der 
Vorlesung zuzulassen – ein Beispiel für zarte 
Versuche, die verfestigte Welt des Akademischen 
zu verflüssigen. 

Hoch die Doktorhüte!
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Bürokratie ersetzt Ordinarienherrlichkeit
Im Zu ge der Universitätsreformen schränkten 
Satzungsänderungen die Sanktionsautorität der 
Professorenschaft ein und öffneten Spielräume 
für Agitation und Aktion und zunehmend auch 
für die Artikulation von Minderheitsrechten. 
Nicht ausschließlich durch studentische Kritik 
initiiert, vielmehr von manchen Landesregie-
rungen sogar vor Ausbruch der Unruhen auf 
den Weg gebracht, veränderte sich in den Folge-
jahren die Organisationsstruktur der Universi-
täten. Sichtbarster Ausdruck war die Gruppen-
universität. Nicht nur auf der Leitungsebene 
werden Managementkriterien eingeführt, und 
die Universität wird als Dienstleistungsorganisa-
tion mit neuen Leitbildern versehen, sondern im 
Binnengefüge der Fakultäten werden Forderun-
gen nach mehr Mitbestimmung aufgegriffen 
und institutionalisiert, allerdings um den hohen 
Preis einer Bürokratisierung der Entscheidungs-
prozesse in den Gremien. Diese Vorgänge hat 
der Soziologe Niklas Luhmann früh als »Wabu-
wabu in der Universität«, als »Diktatur des Sitz-
fleischs« lakonisch karikiert. Das Amtsverständ-
nis der Professoren hat sich geändert: An die 
Stelle kollegialer Disziplinierung tritt externe 
Leistungskontrolle, die Mitglieder der Univer-
sität zerfallen in Statusgruppen, die sich als 
Interessengruppen verstehen, wie selbstver-
ständlich gewerkschaftlich organisiert. 

Ein halbes Jahrhundert ist seit »68« verstri-
chen, die akademische Bildung, das Studium ist 
für die meisten eines Jahrgangs biografische 
Normalität geworden. Die »Ordinarienuniversi-
tät« ist Geschichte, was an die Stelle getreten ist, 
zieht neue Pro bleme nach sich. Der Struktur-
wandel im Binnengefüge der Universitäten 
bedroht deren operative Fiktion, ihren instituti-

onellen Auftrag, das Ziel, Erkenntnisbildung 
über das exemplarische Einüben von Theorie 
und Methodologie zu ermöglichen und alle 
Beteiligten statusneutral als eine »community 
of scientists« in den »universe of discourse« ein-
zubinden. Die für die klassische Universität 
 typische Einheit von Forschung, Lehre und 
 Selbstverwaltung zerfällt zugunsten einer Groß-
organisation zur Berufsvorbereitung und insti-
tutionell in »Drittmittelprojekten« ausgelagerte 
Forschung sowie auf die Lehre spezialisierte 
Kompetenzprofile. Dergleichen Vorgänge finden 
ihren anschaulichen Ausdruck im Wandel der 
universitätsspezifischen Kommunikation, den 
Anredeformen und Selbstbezeichnungen, mit 
Ratlosigkeit und normativer Konfusion als Folge. 
»Kommilitonin, Kommilitone« sind aus dem 
Sprachgebrauch so gut wie verschwunden.

»Studierende«: Zeitgeist statt Statusstolz
Solche Veränderungen gilt es nicht zu bedauern, 
vielmehr sollte man zu verstehen versuchen, 
was geschehen ist: Die soziale Zugehörigkeit zu 
einem gesellschaftlich privilegierten Raum teilt 
sich nicht mehr ohne Weiteres mit, und das 
erschwert die Antwort auf die Frage, welche 
Rolle man in diesem Gefüge eigentlich spielt, 
wer man ist. Unvergesslich ist mir eine Seminar-
situation, in der zu Beginn von den hinteren 
Reihen zwei DIN-A4-Seiten – es handelte sich 
um ein Protokoll – nach vorn gereicht wurden 
und ich auf meine Frage, von wem sie stamm-
ten, die Antwort erhielt: »Von dem Mädchen 
dahinten«. Eine Kleinigkeit aus dem Alltag, 
dennoch signifikant: Wer bin ich als Mitglied 
der Universität, wenn mir die Statusbezeich-
nungen verschlossen sind, wenn sie als verpönt 
nicht mehr artikulierbar sind und man aus Ver-

3 In den 70er Jahren war  
das Zeremonielle im Rückzug 

begriffen: Mit Zigarette und 
Pfeife (allerdings ohne 

Rollkragenpullover) begaben 
sich Studentinnen und 

Studenten zur Immatrikulation 
im Jügelhaus.
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legenheit auf die Elementarkategorien aus der 
Kindergartenzeit zurückgreift?

Der Wandel der Zeremonialität lässt sich an 
nichts so deutlich veranschaulichen wie an dem 
semantischen Ungetüm »Studierende«, einer 
Bezeichnung, die dem Zeitgeist folgt, in seiner 
angestrengten Verkrampftheit die studentischen 
Mitglieder um ihre Würde bringt und ihren 
Stolz auf Teilnahme an einem wissenschafts-
vermittelten Diskurs verwässert – mittlerweile 
von kaum jemandem infrage gestellt, von vielen 
aber nur achselzuckend als eine konventionali-
sierte Praxis hingenommen. Bemerkenswert  
ist auch die inflatorische Verbreitung des 
»Genau« in der Rhetorik des mündlichen Vor-
trags, eine Partikel der studentischen Selbstdar-
stellung, die bei aller normativ verpflichtenden 
Lässigkeit durchscheinen lässt, wie ein Perfor-
mance-Ideal, ein Beschwören der Genauigkeit, 
das Hypo thetische des wissenschaftlichen Argu-
mentierens droht zum Verschwinden zu bringen 
– Anzeichen dafür, dass die Regeln des Auf-
tretens, die Kultur der Begegnung ins Wanken 
geraten sind. 

Neues Bedürfnis nach Zeremonialität
Kaum wird es verwundern, dass die zeremoniale 
Armut den Ruf nach neuen Möglichkeiten einer 
Zeremonialität laut werden lässt. Zeremonien 

begleiten Statusübergänge, sie sakralisieren 
Anfänge ebenso wie Zäsuren und Abschiede. 
Somit stehen Festformate wie die Zeugnisüber-
gabe im Zentrum der Aufmerksamkeit, Situatio-
nen, in denen der transitorische Status besiegelt 
wird, aber doch der eigene Beitrag als eine bio-
grafisch bedeutsame Phase des Lebens erinne-
rungsfähig gehalten werden soll. Der unend-
liche Diskurs der Wissenschaften kontinuiert 
und ist von daher affektiv neutral, wohingegen 
die einzelne Person vom Verlassen des hypothe-
tischen Raums und der Würde des Streitens 
affektiv berührt wird. Diese unhintergehbare 
Ambivalenz, so ließe sich argumentieren, erhöht 
den Zeremoniebedarf der Universität als Institu-
tion. Ob Doktorhüte, die auf Kommando des 
Fotografen zu Hunderten in die Höhe geworfen 
werden, den Weg für eine neue Zeremonialität 
weisen werden, sei dahingestellt – als eine Art 
Steigerung der glamourösen Abiturfeiern an 
Gymnasien gelingt ihnen immerhin demonstra-
tive Statusaspiration. 

Anlass, die Frage nach einer neuen Zeremo-
nialität gelassen zu verfolgen, bietet die Vielfalt 
fachspezifischer Feierkulturen, wie sie sich auch 
an der Goethe-Universität beobachten lässt. 
Vermutlich ist Zeremonialität heutzutage gar 
nicht mehr fachübergreifend verpflichtend zu 
denken, sondern bleibt dem Eigensinn der 
Fächer, vielleicht sogar nur einzelner Jahrgänge 
überlassen. Ein abschlie-
ßendes Urteil über den 
»Talarbedarf« der Univer-
sitäten ist schwer zu fällen. 
Zweifellos hat die Kultur 
der Begegnungen gewon-
nen. Gemessen an der 
 Sterilität der akademischen 
Selbstdarstellung zu Zeiten 
der Ordinarienuniversität, 
lässt sich eine höhere 
 Elastizität im Umgang unter 
den Statusgruppen beob-
achten. Ob es den Uni-
versitäten gelingt, ihrem 
 institutionellen Eigenrecht 
entsprechend eine würde-
volle Interaktionsordnung 
einzurichten, die dem Privi-
leg der Mitgliedschaft ebenso 
gerecht wird wie dem Stolz 
auf exemplarische Teilhabe 
an einem Diskurs, in dem 
nichts als das bessere Argu-
ment zählt, hängt vom 
Selbst- und Stilverständnis 
aller Beteiligten ab. Zere-
monien bilden Ordnungen 
ab und werden von ihnen 
bestimmt.  

AUF DEN PUNKT GEBRACHT

• Auch die akademische Kultur und die 
Umgangsformen gerieten in den Fokus 
der studentischen Revolte. Sie galten 
als unangemessen, herrschaftsstabili-
sierend, bürgerlich.

• Die Kommunikation in universitären 
Veranstaltungen war stark status-
abhängig, Fragen der Studierenden 
während der Vorlesung waren nicht 
üblich.

• Es war im Sinne der Studentenbewe-
gung, dass die Ordinarienuniversität 
vonseiten der Landesregierungen 
durch die Gruppenuniversität ersetzt 
wurde. Der Wandel manifestiert sich 
auch in den universitären Umgangs-
formen und in der spezifischen Sprache.

• Die zeremoniale Armut lässt den 
Wunsch nach neuen Möglichkeiten 
einer Zeremonialität entstehen. Die 
Kultur der Begegnungen hat gewonnen, 
im Vergleich zu vor 1968 finden sie aber 
einen je nach Fach und Jahrgang sehr 
unterschiedlichen Ausdruck.
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Unter dem Schlagwort »68er-Bewegung« 
werden verschiedene linksgerichtete Pro-
testbewegungen, Bürgerrechtsdemonstra- 

tionen und antiautoritäre Aktionen zusammen-
gefasst, die ab Mitte der 1960er in Deutschland 
und zahlreichen anderen Ländern stattfanden 
und auf eine Umwälzung bestehender sozialer 
und politischer Strukturen zielten. Als »Kultur-
revolution«, »Aufbruch einer neuen Genera-
tion« oder »Ära der Rebellion« stellten die 
Bewegungen kritische Weichen für die gesell-
schaftspolitische Entwicklung Deutschlands und 
anderer Länder. Durch öffentlichkeitswirksame 
Massenproteste auf allen Ebenen sollten verkrus-
tete und autoritäre soziale, politische und akade-
mische Strukturen durchbrochen und sollte eine 
grundlegende Transformation der Gesellschaft 

herbeigeführt werden. Auch 50 Jahre später 
haben die vielfältigen Proteste der späten 1960er 
Jahre noch einen fast mythischen Charakter und 
die Frage nach deren Auswirkungen auf unter-
schiedliche gesellschaft liche Bereiche bleibt immer 
noch Gegenstand empirischer Forschung. 

Hintergründe 
Nach dem Wirtschaftswunder der 1950er und 
frühen 1960er Jahre stagnierte die deutsche 
Wirtschaft und es herrschten knapp 20 Jahre 
nach der Gründung der Bundesrepublik 
Deutschland immer noch erhebliche Demokra-
tiedefizite. Nach wie vor befanden sich in den 
Reihen der politischen Elite ehemalige NS-Mit-
glieder, ein Großteil der deutschen Verlage 
gehörten der Axel­Springer­Gruppe und es 

Mehr  
Partizipation 
wagen
Einfluss der 68er-Studentenrevolte  

auf die politischen Strukturen deutscher  

Universitäten 

Von Michael Dobbins
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regierte ab 1966 eine unbeliebte große Koalition 
(CDU-SPD) ohne starke Opposition (nur die FPD 
mit ca. 10 Prozent der Sitze im Bundestag). Auch 
das deutsche Hochschulwesen, welches in der 
Nachkriegszeit auf der Grundlage des histori-
schen Humboldt’schen Universitätsmodells wie-
derhergestellt wurde, galt als verstaubt, hierar-
chisch und Bastion einer kleinen »akademischen 
Oligarchie«. Ähnlich verhielt es sich mit dem 
ebenso wiederhergestellten Schulsystem, des-
sen dreigliedrige Struktur von immer mehr 
Menschen als elitär und als Mittel zur Repro-
duktion von sozialen Ungleichheiten empfun-
den wurde. Gleichzeitig nahm die Kritik an den 
mangelnden Mitbestimmungs- und Partizipati-
onsmöglichkeiten im politischen, akademischen 
und wirtschaftlichen Umfeld zu. 

Eine der Figuren, die grassierende Unzufrie-
denheit in größere Protestaktionen kanalisierte, 
war das aus der DDR geflohene Führungs­
mitglied des Sozialistischen Deutschen Studen-
tenbundes (SDS), Rudi Dutschke, der sich zu- 
nehmend als Sprachrohr einer neuen linken 
»außerparlamentarischen Opposition« (APO) zu 
den Regierungsparteien profilierte. Nach Mei-
nung von Dutschke und seinen Anhängern 
befanden sich das politische und akademische 
System Westdeutschlands nach wie vor in den 
Händen von NS-Funktionären. Dutschke und 
der SDS plädierten für einen offenen Kampf 
gegen die politische Ordnung durch einen »lan-
gen Marsch durch die Institutionen« und mach-
ten durch die Belagerung von Hochschul räumen 
und öffentlichen Plätzen (sogenannte »sit-ins“) 
und andere Blockaden auf ihre Ziele aufmerk-
sam, die bestehende gesellschaftspolitische Ord-
nung zu transformieren und demokratisieren 
und eine offene, transparente Auseinander-
setzung mit der nationalsozialistischen Vergan-
genheit herbeizuführen.  

Beflügelt wurde die Protestbewegung durch 
weitere parallel verlaufende Ereignisse sowohl 
in Westdeutschland als auch im Ausland. Die 
Bürgerrechtsproteste in den USA, Demonstra-
tionen gegen den Vietnamkrieg, die von Che 
Guevara geführten Aufstände in Südamerika 
sowie die sexuelle Revolution und Frauenbewe-
gung dienten als Legitimitätsanker für die Stu-
dentenproteste in Europa, vor allem in Deutsch-
land und Frankreich. In Anlehnung an diese 
internationalen Protestbewegungen – und ins-
piriert durch die Frankfurter Schule – forderte 
die deutsche Studentenbewegung die Demo-
kratisierung aller Lebensbereiche und mehr 
Selbstbestimmung sowie kulturelle Offenheit 
und die Gleichberechtigung von Frauen, Homo-
sexuellen und anderen Gruppen. Dabei folgen 
deren Anhängerinnen und Anhänger der 
Kant’schen Maxime, dass Menschen – im Gegen-
satz zu anderen Lebewesen – nicht nur bloße 
Mittel für Zwecke anderer seien, sondern ein 
Recht auf Mitbestimmung haben. 

Frankfurt und West-Berlin als Mittelpunkte  
der Bewegung 
Mitte der 1960er Jahre wurde Frankfurt am 
Main – neben West-Berlin – zu einem der Epi-
zentren der intellektuellen Auseinandersetzung 
mit den gesellschaftspolitischen Verhältnissen 
und Machtstrukturen in Deutschland. Nach der 
Erschießung von Benno Ohnesorg (Juni 1967) 
und dem Attentat auf Rudi Dutschke (April 
1968) breitete sich die Revolte deutschlandweit 
sich massiv aus. Dabei wurden nicht nur die 
 allgemeinen politischen Verhältnisse in Deutsch-
land angeprangert, sondern auch die Bedin-
gungen an deutschen Universitäten: überfüllte 

Parole an der Wand  
des Rektorats, 30.5.1968.
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Hörsäle, bildungspolitischer Konservativismus, 
mangelnde Partizipationsmöglichkeiten ange-
sichts von akademischen Oligarchien und starke 
Unterrepräsentation von Frauen in Wissen-
schaft und Forschung. Während der Beratun-
gen zu den sogenannten Notstandsgesetzen im 
Deutschen Bundestag im Mai 1968 weiteten 
sich die Proteste sowohl an der Universität als 
auch in der Stadt Frankfurt aus. In zahlreichen 
Frankfurter Betrieben wurde die Arbeit nieder-
gelegt, während der SDS einen alternativen 
Lehrplan für die Universität entwickelte. Nach 
einem aktiven Streik an der Goethe-Universität, 
an dem 2 000 –3 000 Personen teilnahmen, wurde 
der normale Lehrbetrieb eingestellt und wur-
den von Anhängern der Bewegung alternative 
Vorlesungen zu Themen wie »Autoritärer Staat 
und Faschismus«, »Geschichte und Gewalt«, 

»Enteignet Springer« und 
»Autoritäre Schule und Wider- 
stand« angeboten. Dabei wurde 
die Universität von den Protes-
tierenden symbolisch in »Karl- 
Marx­Universität« umbenannt 
und vor dem damaligen Haupt- 
gebäude der Universität ein 
Transparent mit dem Slogan 
»Dieser Eingang ist offen für 
NS-Befürworter und Fach-
idioten« aufgehängt. 

Nachdem die Idee der 
»Kritischen Universität« bereits 
einige Monate zuvor an der 
Freien Universität Berlin 
umgesetzt wurde, kam es 
auch in Frankfurt zu engen 
Verbindungen zwischen Ver-
tretern der Studentenbewe-
gung und jenen der Kritischen 
Schule. Es fanden zahlreiche 
Diskussionsveranstaltungen 
mit Theodor Adorno, Jürgen 
Habermas und anderen Ver-
tretern statt, die zwar die radi-
kalen, revolutionären Ansätze 
des SDS kritisierten, aber 
durchaus auch durch mehr 
soziale Gerechtigkeit eine fried-
lichere Transformation der 
Gesellschaft herbeiführen woll-
ten. Auch im Hinblick auf ihre 
Forderungen an die deutsche 
Hochschulpolitik vertraten die 
protestierenden Studierenden 
und die Vertreter der Kriti-
schen Schule unterschiedliche 
Sichtweisen. Zwar unterstüt-
zen Adorno und andere 
 Vertreter das Konzept einer 
Reform universität, sprachen 

sich jedoch dagegen aus, dass Studierende selber 
ihre Lerninhalte fest legen, da dadurch das Leis-
tungsprinzip untergraben würde. Infolgedessen 
wurde das Frankfurter Institut für Sozial-
forschung von SDS-Mitgliedern besetzt. 

In dieser Phase rückte auch die Lage der 
Frauen in Deutschland verstärkt in den Fokus 
der öffentlichen Aufmerksamkeit. Insbesondere 
Frankfurt wurde zu einem wichtigen Schau-
platz des Kampfes gegen männlich dominierte 
Machtstrukturen, der durch die 68er-Proteste 
maßgeblich flankiert wurde. Besonders erwäh-
nenswert in diesem Zusammenhang ist der 
Frankfurter »Weiberrat«, der im Zuge der 1968er- 
Bewegung gegründet wurde und für ein neues 
Selbstbewusstsein der Frauen sowie einen Fokus 
auf Geschlechterbeziehungen in der Analyse 
gesellschaftlicher Machtstrukturen plädierte. 

Das Erbe der 68er 
Was bleibt von der 68er Bewegung an deutschen 
Universitäten und insbesondere der Goethe-
Universität? Im Gegensatz zu den niederge-
schlagenen Revolten in Osteuropa brachten die 
Akademikerproteste in Westeuropa, so der 2014 
verstorbene Frankfurter Politikwissenschaftler 
Iring Fetscher, einen enormen Schub an Energie 
und Innovation sowohl für das deutsche Bil-
dungswesen als auch fürs gesellschaftspolitische 
Leben in Deutschland und Westeuropa im All-
gemeinen. Im Hinblick auf das Bildungswesen 
kam es auf administrativer und pädagogisch-
didaktischer Ebene zu weitreichenden Verände-
rungen, welche besonders stark an der Goethe-
Universität ausfielen. Auf administrativer Ebene 
wurde ab Ende der 1960er Jahre versucht, die 
interne Steuerung von Universitäten zu »demo-
kratisieren« und die Macht der bisher als 
 »feudalistisch« geltenden Professorenschaft auf-
zuweichen. Dabei entstand das Konzept der 
»Gruppenuniversität, die die Beteiligung eines 
breiteren Spektrums an Akteuren an der uni-
versitären Selbstverwaltung durch erweiterte 
Stimmrechte ermöglichen sollte. Spezifisch 
wurde versucht, das Konzept der »Drittelparität« 
durchsetzen, d. h. ein Drittel der Sitze in uni-
versitären Gremien sollten von Studierenden 
besetzt werden. Zwar wurde die Drittelparität 
Ende der 1970er in einigen Bundesländern 
zurückgenommen, dennoch wurden Studierende, 
(Post-)Doktoranden sowie technisches und 
administratives Personal auf allen Ebenen ver-
stärkt in universitäre Entscheidungsprozesse 
einbezogen. Neben den akademischen Senaten 
entstanden an den meisten deutschen Universi-
täten auch Studierendenparlamente und weitere 
Vertretungsorgane der Interessen Studierender. 

Allerdings muss rückblickend konstatiert 
werden, dass dieser als »Demokratisierung« 
angedachte Prozess auch ein Stück weit die 
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•  In den frühen 60er Jahren gelten das 
deutsche Hochschulwesen und das 
Schulsystem als verstaubt und hier- 
archisch. Die Kritik an den mangelnden 
Mitbestimmungsmöglichkeiten nimmt 
im politischen, akademischen und 
wirtschaftlichen Umfeld zu. 

•  Neben West-Berlin wird Frankfurt zum 
Zentrum eines Protestes gegen die 
allgemeinen politischen Verhältnisse, 
aber auch gegen die Bedingungen an 
deutschen Universitäten, der im Mai 68 
an der Goethe-Universität zum Streik 
und zur Einstellung des Lehrbetriebs 
führt.

•  Auf administrativer Ebene wird ab Ende 
der 1960er Jahre versucht, die interne 
Steuerung von Universitäten zu 
»demokratisieren« und die Macht der 
bisher als »feudalistisch« geltenden 
Professorenschaft aufzuweichen. 

•  Trotz unumstrittener Errungenschaften 
bleibt das gesellschaftspolitische und 
akademische Erbe der 68er-Bewegung 
nicht ohne Kritik: Angeführt werden 
unter anderem ein (vermeintlicher) 
Verlust von Disziplin und Autorität und 
der Rückgang des Leitungsprinzips an 
Universitäten, die Verbreitung von anti- 
bürgerlichen, antiwestlichen, anti-
kapitalistischen Tendenzen und eine 
vermeintlich allgegenwärtige politische 
Korrektheit an deutschen Universitäten 
oder der massive Widerstand gegen 
Studiengebühren vonseiten links-
gerichteter Studierender.
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1+ 2 Öffnung der höheren 
Bildungswege nach 68.

ohnehin schwache kollektive Handlungsfähig-
keit deutscher Universitäten reduzierte und zu 
einer noch komplexeren Verschachtelung von 
Entscheidungskompetenzen führte. Dennoch 
konnten deutsche Universitäten ihren Ruf als 
Bastionen akademischer Eliten ohne Rücksicht 
auf die inhaltlichen, beruflichen Interessen und 
Selbstverwirklichungsperspektiven ihrer Stu-
dierenden und Nachwuchsakademikern ab- 
schütteln und sich einer neuen Gesellschaft 
 kritischer Bürgerinnen und Bürgern und deren 
basisdemokratischen Ambitionen öffnen. 

Diese Entwicklung setzte sich auch auf päd-
agogisch-didaktischer Ebene fort. Bisher galt im 
deutschen Hochschulwesen weitgehend das 
Humboldt’sche Prinzip des wertfreien Wissens 
und der freien Forschung ohne Rücksicht auf 
sozioökonomische Belange. Durch die 68er 
Bewegung setzte sich die Überzeugung zuneh-
mend durch, dass Universitäten mehr als nur 
»Elfenbeintürme«, die sich lediglich an der 
 wissenschaftlichen Gemeinschaft orientieren, sein 
sollen und sich auch ihrer sozialen Verantwor-
tung stellen müssen. Dieser Gesinnungswandel 
war besonders stark an der Goethe-Universität 
Frankfurt zu spüren. Bereit in seiner 1962 
erschienenen Habilitationsschrift plädierte der 
Frankfurter Philosoph und Soziologe Jürgen 
Habermas dafür, dass öffentliche Angelegen-
heiten nicht nur in der Presse und politischen 
Institutionen verhandelt werden sollen, son-
dern auch innerhalb von gesellschaftlichen Ins-
titutionen wie Universitäten, Schulen und Ver-
bänden. Es entstanden sowohl innerhalb des 
Lehrbetriebs als auch im Rahmen von anderen 

universitären Veranstaltungen neue Freiräume 
für Diskussion, Dialog und kritische Fragen. 
Auch wenn die universitäre Lehre in Deutsch-
land nach wie vor häufig als Nebenprojekt der 
Forschung wahrgenommen wird, kam es im 
Zuge der 68er­Bewegung zur Diversifizierung 
von Lehr- und Lernmethoden sowie zu einer 
stärkeren Problemorientierung der Studien-
inhalte. Auch in der Lehrerbildung setzten sich 
infolge der 68er-Bewegungen neue pädago-
gische Strömungen wie zum Beispiel die repres-
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sionsfreie Pädagogik durch. Im Gegensatz zu 
bisherigen eher autoritären, disziplinorientierten 
pädagogischen Ansätzen rückten die Emanzi-
pation von Individuen und Konzepte von Bil-
dung als Schlüssel zur Demokratisierung in den 
Vordergrund. 

Eine weitere nennenswerte Errungenschaft 
der 68er-Proteste, aber auch anderer namhafter 
Bildungsphilosophen der Ära wie zum Beispiel 
Georg Picht („Die Deutsche Bildungskatastrophe, 
1964) und Rolf Dahrendorf („Bildung als Bür-
gerrecht, 1965) war die Öffnung der höheren 
Bildungswege für bisher stark benachteiligte 
Gruppen (z. B. Arbeiterkinder). So kam es in 
den 1970er Jahren zum massiven Ausbau der 
Fachhochschulen, um Forderungen nach einem 
stärker humankapitalorientieren Verständnis 
von Bildung gerecht zu werden. Die durch die 
68er­Bewegung beflügelten größeren Bildungs-
aspirationen öffneten auch neue Türen für 
Mädchen und Frauen zur höheren Bildung: 
Auch wenn Frauen in der wissenschaftlichen 
Forschung in Deutschland trotz positiver Ten-
denz nach wie vor unterrepräsentiert sind, stell-
ten Frauen im Jahre 2015 mit 53 Prozent mehr 
als die Hälfte aller Studiumanfänger. Ende der 
1968er lag der Frauenanteil sowohl in der BDR 
als auch in der DDR bei gerade mal ca. 15 Pro-
zent der Studierendenschaft. 

Trotz unumstrittener Errungenschaften bleibt 
das gesellschaftspolitische und akademische 
Erbe der 68er-Bewegung nicht ohne Kritik. 
Bereits seit Jahren werden deren Leitfiguren 
dafür kritisiert, dass sie sich nicht viel früher mit 
der terroristischen RAF (Rote Armee Fraktion), 
die zumindest teilweise aus der APO hervor-
ging, kritisch auseinandersetzten. Andere Kriti-
ker sehen den vermeintlichen Verlust von Diszi-
plin und Autorität und den Rückgang des 
Leitungsprinzips an Universitäten als Spätfolgen 
der-68er Ideologie. Wissenschaftliche Forschun-
gen zeigen außerdem, dass linksgerichtete 
Gruppierungen klar die Oberhand in studenti-
schen Vertretungsorganen gewonnen haben – 
ein Eindruck, der bei einem Spaziergang über 
den Frankfurter Campus vor universitätsin-
ternen Wahlen schnell bestätigt wird. Zudem 
machen Kritikerinnen und Kritiker die heutigen 
Erben der Bewegung für die Verbreitung von 
antibürger lichen, antiwestlichen, antikapitalisti-
schen Tendenzen und eine vermeintlich allge-
genwärtige politische Korrektheit an deutschen 
Universi täten verantwortlich. Wenn sie über-
haupt zu Vorträgen eingeladen werden, sehen 
sich Gastredner aus dem bürgerlich-konservati-
ven oder auch liberalen Spektrum häufig mit 
Anfeindungen und Protesten im universitären 
Umfeld konfrontiert. 

Zu guter Letzt sehen nicht wenige Bildungs-
ökonomen den massiven Widerstand gegen 
Studiengebühren vonseiten linksgerichteter 
Studierender, die sich bei ihren Protestaktionen 
gerne der Leitbilder der 68er-Bewegung bedie-
nen, kritisch. Obwohl weitgehend bekannt ist, 
dass das deutsche Bildungswesen im Vergleich 
der westlichen Industrieländer aufgrund seiner 
einseitigen staatlichen Finanzierung massiv 
unterfinanziert ist, werden insbesondere von 
linker Seite weitere Bildungsexpansionen und 
bessere Studienbedingungen bei gleichzeitiger 
laut starker Kritik an den Missständen an deut-
schen Hochschulen gefordert. Dabei erscheint es 
einigen Bildungsforscher durchaus als paradox, 
dass vor allem linke Gruppierungen – trotz 
ihren weitreichenden Mitbestimmungsmöglich-
keiten und ihrer starker Präsenz in universitä-
ren Entscheidungsprozessen – in der Regel nicht 
bereit sind, einen größeren (jedoch maßvollen) 
monetären Beitrag zur Optimierung der Studien-
bedingungen zu leisten sind. 
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Die Wissenschaft hat sich bislang wenig 
dafür interessiert: Wie deuten heutige 
Aktivisten die Rolle der 68er-Bewegung 

für ihr eigenes Engagement? Ein zweijähriges 
Forschungsprojekt am Institut für Politikwissen-
schaft der Goethe-Universität ist dieser Frage 
jetzt nachgegangen. Das Projekt, das vom Bun-
desministerium für Bildung und Forschung 

(BMBF) im Rahmen eines internationalen 
 Verbundprojektes des 7. Rahmenprogramms 
der Europäischen Union gefördert wurde, hat 
untersucht, wie sich die Vertreter aktueller Pro-
testbewegungen an die 68er-Bewegung erinnern. 
Diese Erhebung wurde dann mit Erinnerungen 
an 1968 verglichen, wie sie im öffentlichen Dis-
kurs stattfinden. Es wurden semistrukturierte 
Interviews mit aktuellen Aktivisten unterschied-
lichen Alters geführt, eine Analyse überregiona-
ler Zeitungen vorgenommen (v. a. »Süddeutsche 
Zeitung«, »Die Zeit«, »Frankfurter Allgemeine 
Zeitung«) sowie Social-Media-Inhalte und Pub-
likationen aktueller Bewegungen untersucht. 
Der vorliegende Beitrag greift einige Ergebnisse 
der Studie heraus, konzentriert sich dabei 
jedoch auf Erinnerungen insbesondere der 
Blockupy-Bewegung an »1968« (18 Interviews) 

In den zahlreichen Beiträgen zum  
»Jubeljahr der 1968er-Bewegung« kommen 
oft ehemalige Aktive, Historikerinnen und 
Experten1 zu Wort. Doch wie blicken 
 eigentlich Aktivistinnen und Aktivisten des  
21. Jahrhunderts auf diese Zeit zurück?  
Dieser Frage hat sich ein zweijähriges  
Forschungsprojekt am Institut für Politik-
wissenschaft der Goethe-Universität  
gewidmet.

1968 als Gründungsmoment
Heutige linke Bewegungen beziehen sich vielfältig auf die Studentenrevolte 

von Priska Daphi und Jens Zimmermann

1 Wie in diesem Magazin üblich, sind auch in diesem Beitrag 
jeweils beide Geschlechter gemeint, auch wenn nur die eine 
Form verwendet wird. 

1 Demonstration als 
Massenevent:  
Am 18. März 2015 gingen 
anlässlich der Eröffnung des 
EZB-Gebäudes am Osthafen 
Tausende Globalisierungs-
gegner auf die Straße und 
demonstrierten gegen die 
Politik der EZB. 



und vergleicht diese mit dem öffentlichen Dis-
kurs zum Thema, wie er in den oben genannten 
Zeitungen stattfindet. 

1968 als zentraler Bezugspunkt 
Blockupy, ein Zusammenschluss verschiedener 
linker, überwiegend kapitalismuskritischer Grup-
pen, wurde vor allem durch die deutschlandweit 
umfassenden Proteste gegen die europäische 
Spar- und Krisenpolitik allgemein bekannt. Das 
Blockupy-Bündnis, das Nicht-Regierungsorga-
nisationen (NGO), Parteien und Gewerkschaf-
ten, aber auch linksradikale Gruppen unter 
 seinem Dach vereint, wurde im Jahr 2012 
gegründet und hat seinen räumlichen Schwer-
punkt in Frankfurt (siehe z. B. Mullis, 2017). Im 
Rahmen verschiedener Kampagnen hat das 
Bündnis Proteste organisiert, wie die sehr sicht-
baren Aktionstage vor der Eröffnung der Euro-
päischen Zentralbank um den 18. März 2015. 
Die Interviews unserer Studie mit Blockupy-
Aktivisten unterschiedlicher Bündnis- und 
Altersgruppen (ältere Aktivisten waren z. T. 

selbst bereits in der 68er-Bewegung aktiv) ver-
deutlichen, dass die 68er-Bewegung für heutige 
politische Aktivitäten einen zentralen Bezugs-
punkt darstellt. Sie wird über Alters- und Grup-
pengrenzen hinweg als »Gründungserfahrung« 
einer neuen linken Tradition in Deutschland 
beschrieben. Heutige linke Bewegungen wie 
Blockupy werden als Teil dieser Tradition gese-
hen, so hebt beispielsweise eine Aktivistin der 
jüngeren Generation hervor, sie sehe die 68er-
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• Ein zweijähriges  Forschungsprojekt am 
Institut für Politikwissenschaft der Goethe- 
Universität ist der Frage nachgegangen, 
wie Aktive heutiger Protestbewegungen 
auf die Zeit um 1968 blicken.

• Die Untersuchung ergab unter anderem: 
Die 68er-Bewegung stellt einen zentralen 
Bezugspunkt für aktuelle linke Bewe-
gungen wie Blockupy dar. Aktivistinnen 
und Aktivisten des Blockupy-Bündnisses 
heben insbesondere Kontinuitäten in 
Bezug auf Themen wie Internationalis-
mus und Antifaschismus hervor. 

• »1968« dient jedoch auch als Abgren-
zungsfolie: Die damalige Bewegung sei 
stärker von internen Spaltungen geprägt 
gewesen, heute gelingt es nach Ansicht 
der Aktiven besser, Bündnisse verschie-
dener linker Strömungen zu schaffen.

• Heutige Aktive kritisieren die Konzen-
tration der Presse auf den Aspekt der 
kulturellen Emanzipation als eine 
Verkürzung  der inhaltlichen Schwer-
punkte und Vermächtnisse von »68«.

• Die Erinnerung an eine gemeinsame 
linke Geschichte spielt als emotionales 
und kognitives Bindeglied zwischen den 
Aktivisten eine zentrale Rolle in der Ver- 
stetigung des politischen Engagements.  

2 Passiver Widerstand 2012: 
Eine mit verdünnter  

Wandfarbe beschmierte 
Demons trantin wird von der 
Polizei abgeführt. Das Camp 

der Occupy- Bewegung vor  
der Zentrale der EZB in 

Frankfurt am Main wird am  
16. Mai 2012 vor Beginn  

der Blockupy-Proteste in  
der Stadt geräumt.
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Bewegung als »Geburtsstunde (…) einer politi-
schen Traditionslinie, in der ich mich selbst 
 verorte«. Zentrales Definitionsmerkmal dieser 
neuen linken Tradition ist den Aktivisten zufolge 
die Betonung des außerparlamentarischen poli-
tischen Engagements auf Basis der Überzeu-
gung, dass Politik nicht nur in institutionali-
sierter Form im Rahmen von Parteien und 
Verbänden stattfindet, sondern auch oder vor 
allem »auf der Straße«. Vor diesem Hintergrund 
betonen sowohl jüngere als auch ältere Aktivis-
ten, dass »1968« einen großen Einfluss hat auf 
ihr heutiges politisches Engagement, auch wenn 
es sich hierbei nicht immer um direkte Bezüge 
handelt.  

»1968« stellt jedoch auch eine wichtige 
Bezugsgröße im Sinne der Abgrenzung dar.  
So haben Aktivisten in unseren Interviews 
auch Unterschiede zwischen der 68er-Bewe-
gung und heutigen linken Bewegungen, insbe-
sondere Blockupy, hervorgehoben. Unterschiede 
werden z. B. bei den Aktions- und vor allem 
den Organisationsformen ausgemacht. Die 

heutigen Aktiven heben besonders hinsichtlich 
der inneren Bündnisfähigkeit Unterschiede 
zwischen heute und früher hervor. Aktivisten 
verschiedener Alters- und Gruppenzugehörig-
keit sind sich darüber einig, dass die 68er-
Bewegung stärker geprägt war von internen 
Spaltungen und der Konkurrenz zwischen 
 verschiedenen ideologischen Gruppen. Aus 
 diesen Erfahrungen wurde den Aktivisten 
zufolge  seither gelernt. Heutige Kampagnen- 
und Organisationsarbeit, speziell im Kontext 
von Blockupy, wird in diesem Sinne als ein 
erfolgreicher Versuch gesehen, die auch in der 
Gegenwart immer noch sehr heterogene Linke 
temporär zusammen zubringen, wenn es um 
ein bestimmtes gemeinsames Ziel geht. »Das  
ist damals nie gelungen«, resümiert ein Aktivist 
der älteren Generation. Gerade diese Fähig-
keit, unterschiedliche linke Strömungen zu 
vereinigen, stellen viele unserer Interview-
partner als einen der wichtigen Unterschiede 
zwischen heutigen Kampagnen und damaliger 
Organisationskultur dar. 

3 Passiver Widerstand 1967: 
Beim Schah-Besuch in 
Hamburg am 4. Juni 1967 
tragen Polizisten einen 
Demonstranten fort.
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Kontinuitätslinien Internationalismus  
und Antifaschismus 
Hinsichtlich der Ziele der 68er-Bewegung iden-
tifizieren die Aktivisten der Gegenwart indes 
starke Kontinuitätslinien. Hierbei handelt es 
sich um politische Themen und Deutungsmus-
ter, die laut den Interviewten seit damals einen 
festen Platz in linker Politik erhalten haben. 
Neben Fragen der individuellen und sexuellen 
Emanzipation betrifft dies insbesondere die 
 Themen Antifaschismus und Internationalismus 
(d. h. die Solidarität mit unterdrückten und 
benachteiligten Weltregionen und die Infrage-
stellung der internationalen Machtstrukturen, 
die dahinterstehen). So heben die Aktivisten 
über Alters- und Gruppengrenzen hinweg 
einerseits hervor, dass der Internationalismus 
der 68er-Bewegung eine zentrale Errungen-
schaft gewesen sei und bis heute stark in linke 
Bewegungen hineinwirke: »Also der ganze 

Internationalismus der 68er (…) das prägt schon 
meine politische Praxis«, hebt ein Aktivist der 
jüngeren Generation hervor. Der Hinweis auf 
diese Kontinuitätslinie ist keineswegs selbstver-
ständlich – zum einen, weil in linken Protesten 
der vergangenen Jahre eine Tendenz zur Loka-
lisierung beobachtet wurde (z. B. Flesher Fomi-
naya, 2017 oder Daphi, 2017), zum anderen, 
weil die mit dem Internationalismus oft verbun-
dene antiimperialistische Politik seit den 1990er 
Jahren in der deutschen Linken z.T. kontrovers 
diskutiert wird, da ihr von einigen antiamerika-
nische und antisemitische Ressentiments unter-
stellt werden (siehe z. B. Ullrich, 2008). 

Darüber hinaus weisen die interviewten 
Aktivisten auf die Bedeutung des Antifaschis-
mus der 68er-Bewegungen für heutige linke 
Bewegungen und für die Gesamtgesellschaft 
hin. So betonen Aktivisten unterschiedlicher 
Alters- und Gruppenzugehörigkeit, dass die 68er- 
Bewegung sehr erfolgreich die damalige deut-
sche Gesellschaft mit ihrer nationalsoziali-
stischen Vergangenheit und dem Fortbestehen 
faschistischer Tendenzen konfrontiert habe. 
»68« habe, so hebt z. B. ein Aktivist der jünge-
ren Generation hervor, wichtige Impulse für die 
Auseinandersetzung mit „Faschismus, Neonazis-
mus, Rassismus“ gesetzt, die stets »mitlaufen in 
der Beschäftigung mit den heutigen Themen«. 
»1968« habe damit den Antifaschismus nicht 
nur fest in der linken Agenda verankert, son-
dern auch in den öffentlichen Diskurs getragen. 
Verbunden mit diesem Thema heben Aktivisten 
auch allgemeiner die Kritik autoritärer Struk-
turen in politischen Organisationen und der 
Gesellschaft hervor und den Beitrag, den die 
68er-Bewegung hierzu geleistet hat. 

Abgrenzung zum Medienbild 
Der Vergleich der Erinnerung an »1968« seitens 
der Blockupy-Aktivisten mit der Berichterstat-
tung in überregionalen Zeitungen (Analysezeit-
raum: 2007– 2009) bringt interessante Überschnei-
dungen, aber auch deutliche Unterschiede zutage. 
So sind sich die Erinnerungen von Aktivisten 
und Medien einerseits in einigen Punkten ähn-
lich: So wird »1968« hier wie da als stärker 
po litisierte und konflikthafte Epoche dargestellt 
und betont, wie sehr die linken Gruppen unter-
einander zu jener Zeit gespalten waren und wie 
stark sie miteinander konkurrierten. Zugleich 
unterscheiden sich die Erinnerungen deutlich 
voneinander, was die thematischen Schwer-
punkte und Vermächtnisse der damaligen 
Bewegung anbelangt. Die Medienanalyse zeigt, 
dass »1968« in den Zeitungen vor allem als eine 
kulturelle Modernisierungsbewegung dargestellt 
wird, die sich besonders deutlich in der sexuel-
len Emanzipation und dem Abstreifen über-
kommener autoritärer Werte niederschlägt, 
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wohingegen die politischen Ziele der Revolte 
weitestgehend gescheitert seien. Die interview-
ten Blockupy-Aktivisten hingegen halten die 
kulturelle Emanzipation zwar auch für eine 
wichtige Errungenschaft von »1968«, empfin-
den diese Darstellung jedoch als eine Verkür-
zung, Entpolitisierung und »Banalisierung« der 
68er-Bewegung. Indem sie den Akzent auf das 
internationalistische und antifaschistische 68er-
Erbe für heutige linke Politik legen, grenzen sich 
die Gesprächspartner hier klar von dem Bild ab, 
das die untersuchten Zeitungen von 1968 zeich-
nen. In dieser Hinsicht teilen Aktivistinnen und 
Aktivisten der Blockupy-Bewegung eine soge-
nannte »counter­memory« (z.B. Molden, 2016), 
eine kollektive Erinnerung, die sich von in der 
allgemeinen Öffentlichkeit gängigen Narrativen 
absetzt und diese bewusst kritisiert.

Fazit 
Die besprochenen Ergebnisse der Studie machen 
deutlich, dass die 68er-Bewegung einen zentra-
len Bezugspunkt für aktuelle linke Bewegungen 
wie Blockupy darstellt: Protestbewegungen 
konstituieren sich nicht in einem geschichts-
freien Raum, sondern sind maßgeblich geprägt 
durch frühere Bewegungen und gesellschaft-
liche Konflikte. Neben Lerneffekten aus frühe-
ren Protesten (was hat funktioniert, was nicht?)
spielt dabei der Prozess des Erinnerns an eine 
gemeinsame linke Geschichte als emotionales 

und kognitives Bindeglied zwischen den Akti-
visten eine zentrale Rolle in der Verstetigung 
des politischen Engagements (siehe hierzu auch 
Daphi, 2017). Hierzu müssen die Bezüge zu 
»1968« nicht immer explizit sein, sondern kön-
nen auch implizit Eingang in die politische Praxis 
der Aktivisten finden. 

Der Vergleich der bewegungsspezifischen 
und medialen Erinnerung an 1968 hat jedoch 
auch gezeigt, wie sich Erinnerungsarbeit von 
sozialen Bewegungen in Interaktion mit öffent-
lichen und speziell medialen Diskursen vollzieht 
– sowohl im Sinne einer Beeinflussung als auch 
im Sinne einer Abgrenzung. Und auf überge-
ordneter Ebene macht dieser Beitrag deutlich, 
wie fruchtbar die Verbindung von politikwis-
senschaftlicher Forschung und insbesondere 
der Erforschung von sozialen Bewegungen mit 
der Erinnerungsforschung (z. B. Erll, 2017) sein 
kann. 



Das Private ist politisch! – 68 war der Slogan 
eine auf Ganze gerichtete Perspektive der 
Kritik und ein Impuls für die Revolu-

tionierung des Alltagslebens: Es ging bei den 
Diskussionen und Analysen um die »Weltherr-
schaft des Kapitals« und den Zusammenhang 
von Faschismus und Kapitalismus immer 
zugleich um die Manifestationen von Herrschaft 
und Unterdrückung in den Kapillaren des 
Alltäg lichen. In den Blick gerieten dabei nicht 
zuletzt die Autoritätsstrukturen der bürgerlichen 
Familie und damit die (im Sinne marxistischer 
Gesellschaftsanalyse) sogenannte »Nebenwider-
sprüche« des Privaten: das Verhältnis der 
Geschlechter, Fragen von Liebe und Sexualität, 

Kindererziehung, Eigentumsfragen und Besitz-
denken. Der Slogan wurde darüber hinaus zum 
Leitspruch der  Frauenbewegung, die vor Augen 
führt, wie politisch das Private gerade in Fragen 
von Nachwuchs und Alltagsorganisation ist. Ins-
gesamt schien 68 klar, dass Wurzel allen Übels 
die von kapitalistischer Ideologie durchzogene 
bürger liche Gesellschaft war.

Theoretische Unterfütterung konnten diese 
Perspektiven aus der älteren Kritischen Theorie 
gewinnen. Für die Kritische Theorie war das 
 Private nie unschuldig. Im Gegenteil: Es wurde 
verdächtigt, der Ort zu sein, an dem sich soziale 
Machtverhältnisse auf besonders hinterlistige 
Weise reproduzieren (Horkheimer /Adorno 1989 

Das Private ist politisch! 
Eine Re-Aktualisierung im Lichte von Facebook & Co

Von Sandra Seubert
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[1944]). Was hier interessierte, waren nicht 
allein die äußeren, sondern die inneren Gefähr-
dungen der Freiheit und ihre Effekte auf 
gesamtgesellschaftliche Zusammenhänge. Dabei 
ging es letztlich um zwei Fragen: zum einen, wie 
sich soziale Machtverhältnisse und individuelle 
Freiheitseinschränkungen in den alltäglichen, 
privaten Handlungsvollzügen der Individuen 
selbst reproduzieren; zum anderen, wie sich 
diese jeweils privaten Handlungsvollzüge als 
symptomatische Ausdrücke einer kollektiven 
Lebensform kritisieren lassen. Auf diese Weise 
deutet die Kritische Theorie umfassend auf die 
Möglichkeit einer sozialtheoretischen Kritik des 
Privaten hin, was sie auch heute wieder für die 
Analyse von neuen Formen der Beherrschung 
anschlussfähig macht. 

Die Kritische Theorie hat stets ein besonderes 
Augenmerk auf die Analyse von Alltagsrou tinen 
gelegt, ohne sich dabei jedoch affirmativ auf 
einen Begriff des Privaten zu beziehen (wie es 
im heutigen »Gefährdungsdiskurs« des Privaten 
zumeist der Fall ist). Im Gegenteil: Die Alltäg-
lichkeit und vermeintliche Selbstverständlich-
keit privater Handlungsvollzüge rückt hier unter 
die Lupe (ideologie-)kritischer Betrachtung. Auf 
sie richtet sich der Verdacht, dass sie soziale 
Machtverhältnisse hinter dem Rücken der Sub-
jekte perpetuieren. 

In ihren Überlegungen zur Kulturindustrie 
gehen Horkheimer und Adorno der Frage nach, 
wie technische Innovationen und ihre spezifi-
sche privatwirtschaftliche Nutzung die sozialen 
Beziehungen und Interaktionen der Menschen 
verändern. Dabei ist es nicht allein die Tatsache, 
dass (dem damaligen Stand technischer Ent-
wicklung entsprechend) immer mehr Men-
schen Rundfunk und Fernsehen nutzen, und 
auch nicht die rein technische Möglichkeit der 
Reproduzierbarkeit von kulturellen Gütern, auf 
die sich ihre Kritik richtet, sondern die Beein-
flussung – sie sprechen gar von: Manipulation – 
individueller Bedürfnisse, die dadurch möglich 
wird. Technischer Fortschritt, so ihr Argument, 
ist untrennbar verschlungen mit gesellschaftlichen 
Machtverhältnissen. »[D]er Boden, auf dem die 
Technik Macht über die Gesellschaft gewinnt, 
(ist) die Macht der ökonomisch Stärksten über 
die Gesellschaft (…). Technische Rationalität 
heute ist die Rationalität der Herrschaft selbst« 
(Horkheimer /Adorno 1989 [1944], 129). 

Gleichförmigkeit und Standardisierung
Im Fokus der Analyse stehen kapitalistische 
Modi der Produktion, insbesondere eine Kritik 
der Warenlogik, die mehr und mehr alle Berei-
che der Kultur und der kulturellen Produktion 
durchdringt. Der Logik des systemischen Gesamt- 
zusammenhangs folgend, werden auch kultu-
relle Produkte von der ökonomischen Logik der 

Verwertung erfasst. Kunst und Kultur verkom-
men zum bloßen Schein, zum Effekt. An die 
Stelle des Gebrauchswerts in der Rezeption von 
Kulturgütern tritt der Tauschwert, »anstelle des 
Genusses tritt Dabeisein und Bescheidwissen, 
Prestigegewinn anstelle der Kennerschaft« 
(ebd., 143). Ähnlich wie bei industriellen Waren, 
etwa Autos, die sich nur begrenzt von einander 
unterscheiden, wird auch in der Kulturindustrie 
ein scheinbar differenziertes Angebot geschaffen, 
um verschiedene Bedürfnisse zu befriedigen. 
Bei näherer Betrachtung erweist sich dieses 
Angebot aber als gleichförmig – geeignet, jedes 
Individuum auf besondere Weise in das über-
greifende System zu integrieren. Die Gleich-
förmigkeit und Standardisierung der Produk-
tionsweise ebenso wie des Konsums haben 
weitreichende Auswirkungen auf das Indivi-
duum, nicht nur als Konsument*in der Kultur-
waren. Dadurch, dass sie Bedürfnisse erzeugt, 
anstachelt und gleichzeitig wieder diszipliniert, 
trägt die Kulturindustrie dazu bei, die Massen 
ans kapitalistische System zu binden und die 
existierenden Machtstrukturen zu stabilisieren. 
Die Kulturkritik von Adorno und Horkheimer 
ist natürlich breit kritisiert worden, insofern sie 
kaum Raum für Differenzierungen und zugleich 
keine Möglichkeit der ironischen oder gar kriti-
schen Rezeption der kulturindustriellen Medien-
inhalte zulässt. 

Für die aktuelle Problemlage eines »digita-
len Kapitalismus« interessant ist jedoch die 
Annahme, dass sich die in der 
bürgerlichen Gesellschaft äußer-
lich scheinbar so klaren Gren-
zen zwischen Arbeits- und 
 Privatleben auflösen. Arbeits­ 
und Freizeitverhalten gleichen 
sich an. Erholung in der Frei-
zeit erscheint lediglich als eine 
Aus weitung des Arbeitstages. 
In ihrer Gleichförmigkeit kopiert 
sie den Arbeitsalltag und er- 
gänzt ihn zugleich – sie liefert 
Unterhaltung entlang derselben 
etablierten und engen Pfade, 
die jede Individualität und kri-
tische Reflexion unter drücken. 
»Amusement ist die Verlänge-
rung der Arbeit unterm Spätka-
pitalismus« (ebd.: 145). 

Indem sie die Identifika-
tion mit bestehenden Macht-
verhältnissen herbeiführt, för-
dert die Kulturindustrie die 
Bereitschaft zur Akzeptanz des 
gesellschaftlichen Status quo. 
Durch eine Perfektionierung 
der Kontrolle über die Freizeit 
wird eine Perfektionierung der 

AUF DEN PUNKT GEBRACHT

• 68 ging es bei den Diskussionen und 
Analysen um die »Weltherrschaft des 
Kapitals« und den Zusammenhang von 
Faschismus und Kapitalismus immer 
zugleich um die Manifestationen von 
Herrschaft und Unterdrückung in den 
Kapillaren des Alltäglichen.

• Dabei konnte man auf die (ältere) 
Kritische Theorie zurückgreifen, die 
stets ein Augenmerk auf die Analyse 
von Alltagsroutinen gelegt und diese 
ideologiekritisch betrachtet hat.

• Mit der umfangreichen Digitalisierung 
der kommunikativen Infrastruktur sind 
heute neue Potenziale der Kommodi-
fizierung persönlicher Daten und 
privater Kommunikationen entstanden.

• Eine kritische Theorie des Privaten 
kann die Paradoxien von scheinbar 
freiwilligen Entscheidungen, die de 
facto aber freiheitseinschränkend sein 
können, gezielt in den Blick nehmen.

1 Diskussion in einer  
Wohngemeinschaft (1968). 



106    1.2018  |  Forschung Frankfurt

1968 – 2018

Unterwerfung unter das kapitalistische System 
bewirkt. Sie garantiert die Loyalität der Massen 
und macht diese zu Komplizen ihrer eigenen 
Unter drückung. Adorno und Horkheimer haben 
hier vor allem zwei Dinge im Blick: zum einen 
die kulturkritische These, dass die immergleiche 
kulturindustrielle Produktion individuelle Be- 
dürfnisstrukturen schafft, die in Form von 
immergleichen Subjektivierungsprozessen die 
Individuen an den gesellschaftlichen Status quo 
binden und zugleich ihre Kritikfähigkeit – ja 
überhaupt die Fähigkeit zu denken, dass sich 
auch anders leben ließe –, beschädigen, wenn 
nicht unmöglich machen; zum anderen – und 
diese These ist für Überlegungen zur Reaktuali-
sierung besonders wichtig – diagnostizieren sie 
eine zunehmende, medienvermittelte Marktför-
migkeit privater Freizeitgestaltung, die selbst 
zum Teil der Wertschöpfungskette wird und 
auch die Strukturmerkmale kapitalistischer 
Arbeitsverhältnisse nachmodelliert. 

Trennung von privat und öffentlich verschwimmt 
im digitalen Zeitalter
Einer Verlängerung des Arbeitstages in die Frei-
zeit, wie sie Adorno und Horkheimer diagnosti-
zierten, eröffnen sich heute schier unerschöpf-
liche Möglichkeiten. Mit der umfang reichen 
Digitalisierung der kommunikativen Infrastruk-
tur sind neue Poten ziale der Kommodifizierung 
persönlicher Daten und privater Kommunikatio-
nen entstanden. Diese eröffnen sich freilich 

zugleich erst dadurch, dass die Mitglieder der 
digitalen Kommunikationsgemeinschaft viel-
fach selbst ihre Daten mehr oder weniger frei-
willig zu Verfügung stellen. Der Begriff der 
»Informations gesellschaft« bezieht sich in die-
sem Zusammenhang auf eine gesellschaftliche 
Konstellation, in der alle Lebensbereiche zuneh-
mend von Informations- und Kommunikations-
technologien durchdrungen werden, in der 
Kommunikation selbst zur »Produktivkraft« 
geworden ist.1 Diese Durchsetzung bzw. Über-
wölbung aller Lebenssphären durch digitale 
Kommunikationsmedien führt nun gerade im 
Internet dazu, dass nicht nur die Trennung zwi-
schen privaten und öffentlichen Räumen ver-
schwimmt, sondern auch die jeweiligen sozialen 
Rollen unklar werden, die Nutzer*innen im 
Internet einnehmen.2 Besonders auf Social-
Media-Plattformen wie Facebook vermengen 
sich mittlerweile soziale und freundschaftliche 
mit ökonomischen Interessen und es wird darin 
zunehmend unklar, welche Rollenanforderun-
gen Individuen sich hier gegenüber sehen. Viel-
fach sind es die Nutzer*innen selbst, die mit 
ihrem privaten Handeln die Bedingungen und 
Strukturen einer neuen Datenökonomie schaf-
fen. Die Gefährdung der Privatheit lässt sich 
 folgerichtig nicht alleine als eine begreifen, die 
von außen auf die Individuen einwirkt, sondern 
zugleich aus ihrem eigenen Handeln, also aus 
den inneren Handlungsdispositionen selbst 
resultiert. Daraus ergibt sich die Frage, inwie-
fern es Autonomie untergräbt, wenn sich 
freundschaftlich-zweckfreie Kommunikation mit 
ökonomischen  Kommunikationsstrategien mischt, 
wenn die »Authentizität« des Persön lichen als 
ökonomische Ressource eingesetzt wird. Das 
wird etwa im Kontext von Social Media und  
auf Videoplattformen wie YouTube relevant. Vor 
allem sogenannte Vlogger, die mit Haushalts- 
oder Schönheitstipps Millionen von Abonnen-
ten erreichen – der Kanal von der wohl bekann-
testen Beauty-Vloggerin Dagi Bee etwa hat 
3,7 Mio. Abonnenten –, drehen Videos über 
 private Themen und oftmals direkt aus ihren 
Privaträumen, die sie zugleich der Öffentlichkeit 
bereitwillig preisgeben. Die vermeint liche Authen-
tizität, die sich gerade aus dieser privaten 
Ansprache ergibt, wird nun in vielen Fällen 
konterkariert, indem nicht nur hintergründiges 
product placement betrieben wird, sondern es 
vielfach direkt angeschlossene Online-Shops gibt, 
in denen die in den Videos angepriesen Produkte 
gekauft werden können.3

Michael Betancourt spricht in diesem 
Zusammenhang von einer neuen Form der Aus-
beutung, die den digitalen Kapitalismus kenn-
zeichne.4 Durch die Erosion der Idee der 
 Autorenschaft, die bereits durch die digitale  
und serielle Kulturproduktion und die post-
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moderne Kritik am souveränen Autor vorberei-
tet wurde, wurde es möglich, dass der digitale 
Kapitalismus auf private Daten und Kommuni-
kationen einfach zugreifen kann und mit dem 
Verweis auf ihr Algorithmen-gestütztes Re-
Arrangieren die ursprüngliche Produktivität 
und Ressource der Daten – die alltägliche Praxis 
der Menschen selbst – als originäres Moment 
der Mehrwertproduktion einfach negieren 
kann. So gesehen verlängert sich der Arbeitstag 
(im Sinne der ökonomischen Werterschaffung) 
tatsächlich bis in die feinsten Verästelungen all-
täglicher Kommunikation; dies überhaupt als 
eine Form der Arbeit, der Autorenschaft zu 
beschreiben, die es auch zu entlohnen gilt: 
Darin liegt der Wert von Betancourts Analyse 
des digitalen Kapitalismus, die erstaunliche 
Überschneidungen zu einigen kulturkritischen 
Thesen der Kritischen Theorie aufweist.

Aktualität einer Kritik von Lebensformen
Denn der Kritischen Theorie ging es in ihren 
Sozialstudien zur alltäglichen Reproduktion 
sozialer Machtverhältnisse nicht darum, eine 
grundsätzliche Kritik an der Idee der Privatheit 
im Ganzen zu üben. Ebenso wenig stand bei den 
Autoren im Fokus, das je private Handeln von 
einzelnen Individuen zu kritisieren. Gegenstand 
ihrer sozialtheoretischen Kritik war vielmehr 
eine Kritik von Lebensformen (vgl. Jaeggi 2014), 
die in alltäglichen und privaten Handlungsvoll-
zügen nach Reproduktions mechanismen sozia-
ler Machtverhältnisse sucht und diese jeweils als 
symptomatische Ausdrücke einer kritikwürdi-
gen Lebensform begreift.5 So widmet sich die 
Kritische Theorie den (privaten) Alltagsphäno-
menen vor allem deshalb, um diese »als bis ins 
Leiblich-Geistliche hinein reichende Ausdrucks-
gestalten der kapitalistischen Lebensform«6 zu 
dechiffrieren, die sich als kollektive, sozial struk-
turierende Praxis wiederum auch gegen die Ver-
wirklichungsmöglichkeiten der Freiheit der in 
sie eingebundenen Individuen richten kann, 
weil sie sich in deren je privatem Alltag auf hin-
tergründige Weise reproduziert. 

Ausgehend von einer solchen theoreti-
schen Stoßrichtung wird eine differenzierte 
Erschließung des Wertes, aber auch der Kritik 
des Privaten möglich: Insofern individuelle 
Handlungsakte immer auch Ausdruck kollek-
tiver Praxis als Lebensform sind, eröffnet sich 
nämlich das Paradox, dass scheinbar frei­
willige  Entscheidungen de facto freiheitsein-
schränkend sein können. Eine kritische Theo-
rie des Privaten kann ein solches Paradox 
immerhin gezielt in den Blick nehmen und 
erklären und muss sich nicht mit den Prima-
facie-Äußerungen der Subjekte zufrieden geben. 
Mit Blick auf neue Formen der Beherrschung 
lassen sich so kritikwürdige Aspekte von sich 

im digitalen Zeitalter verändernden Lebens-
formen benennen. 

Wenn der Chaos Computer Club den Slogan 
»Das Private ist politisch!« heute umdreht – 
»Das Politische ist privat!« (Frank Rieger) – so 
ist damit kein Plädoyer für eine Privatisierung 
des Politischen gemeint, sondern vielmehr die 
Aufforderung, wieder grundsätzlich zu politisie-
ren, welche Herrschaftsmuster sich in den all-
täglichen privaten Handlungen spiegeln. 

2 Das Smartphone, erst seit 2007 mit nennenswerten 
Marktanteilen, hat dem digitalen Kapitalismus ganz neue 
Chancen eröffnet. 

1 Vgl. Castells 1996-98.
2 Vgl. Rössler/Mokrosinska 2013, auch: boyd/Marwick 2014.
3 Vgl. umfassend dazu: Cunningham/Craig 2017, 71-81.  
4 Vgl. Betancourt 2015, v.a. Chapter 5
5 Vgl. Jaeggi 2014, 67ff.; 332ff.
6 Honneth 2005, 165.



Gegengegenkultur(en)

Über die Bedeutung des geistigen Erbes von 68 wird 
 50 Jahre später trefflich gestritten. Mögen die politischen 
Ideen des Aufbruchs und das daran anknüpfende Handeln 
heute für Kontroversen sorgen, so erfreut sich hingegen 
der Sound der Revolution, der damals zum Ärger ortho-
doxer Kommunisten ganz klar von der Rockmusik dominiert 
wurde, einer nahezu ungebrochenen Begeisterung:  
Das »Weiße Album« der Beatles, »Electric Ladyland«  
von Jimi Hendrix oder »Beggars Banquet« von den Rolling 
Stones, alle 68 erschienen, werden heute mehr denn je 
bewundert. Im Zeichen einer grassierenden »Retromania« 
(Simon Reynolds) gewinnt der mit Mythen und Helden-
geschichten aufgeladene Sound der Vergangenheit  
mit zunehmendem zeitlichen Abstand sogar noch an 
Bedeutung. In ihrer Frühphase ist die Popmusik noch ein 
Wettstreit verschiedener Stile, Techniken und auch 
Bands. Ihre steigende gesellschaftliche Akzeptanz lässt 
aber spätestens in den 70er Jahren Zweifel laut werden 
an ihrer weiterhin behaupteten und auch inszenierten 
Widerständigkeit.

Kritik an »68« seitens  
der 78er-Generation und  
der Generation Golf

von Dirk Frank
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No Future
Das vermeintlich Neue wiederholt auch nur das 
etablierte Anderssein, zumindest in den Augen 
einer neuen Generation: Mit äußerster Ableh-
nung wird plötzlich der Rockmusik begegnet, 
und es sind nicht etwa kulturkonservative Kreise, 
sondern es ist die Gegen- und Subkultur selber, 
die aufbegehrt. Mit der in Großbritannien sich 
formierenden Punkkultur, die dann mit Verspä-
tung auch nach Deutschland schwappt, erfolgt 
ein Bruch, neue zornige Bands treten auf den 
Plan, die sich auf die berüchtigten drei Akkorde 
beschränken oder manchmal auch subtiler elek-
tronische Instrumente einsetzen, um der im 
Bombast und Akademismus erstarrten Rockkul-
tur mit bewusstem Dilettantismus und strategi-
scher Künstlichkeit zu begegnen. Damit geht 
wie bei den Sex Pistols, die von dem situationis-
tisch geschulten Malcolm McLaren gemanagt 
werden, eine bewusste  Zurschaustellung von 
Käuflichkeit und Kommerzialität einher. 

Aber auch textlich dürfte das, was ab Ende 
der 70er Jahre dann auch in den popkulturellen 
Zentren Deutschlands – in Düsseldorf, Hamburg 
und Berlin, weniger in Frankfurt (s. dazu auch 
den Beitrag von Klaus Walter, S. 47ff.) – zu hören 
ist, für die Anhänger der Gegenkultur eine 
Zumutung gewesen sein. So fordert die Düssel-
dorfer Band S.Y.P.H. in ihrer Anti-Öko-Hymne 
»Zurück zum Beton«: »Ekel, Ekel, Natur, Natur/
Ich will Beton pur/Blauer Himmel, blaue See/
Hoch lebe die Betonfee/Keine Vögel, Fische. 
Pflanzen/Ich will nur im Beton tanzen.« Die im 
Proberaum unter dem Düsseldorfer Club Ratin-

ger Hof ihre Karriere startende Band DAF 
(= Deutsch-Amerikanische Freundschaft) pro-
voziert äußerlich mit zackigen Seitenscheitelfri-
suren, musikalisch mit aggressiven Synthieklän-
gen und Songzeilen wie »Wir tanzen Adolf 
Hitler«; verunsicherte Pädagogen vermuten in 
Unkenntnis des zeichenhaften Umgangs mit 
Symbolen nichts anderes als eine reaktionäre 
Gesinnung. Oft geht der neue Protest von Sozi-
alisationserfahrungen mit 68er-Lehrenden aus, 
wie auch Peter Hein, Sänger der Band Fehlfar-
ben und prominentes Sprachrohr einer neuen 
Musikergeneration, in Erinnerung an seine 
Schulzeit bestätigt:  »Es war alles nur langweilig. 
Und wir waren eben ein paar, die dagegen 
waren. Gegen die, die dagegen waren. Ich sagte 
dann auch Sachen wie: ›Vietnamkrieg ist toll.‹ 
Oder wir haben alle gebrüllt: ›Wir wollen auto-
ritär erzogen werden.‹«

Der Pop-Theoretiker Diedrich Diederichsen, 
Jahrgang 1957 und damit wie Hein ein Ange­
höriger der so genannten 78er­Generation, hat 
für diese Provokationen den paradox anmuten-
den Begriff der Gegengegenkultur geprägt. Er 
sieht den Angriff auf die Gegen- und Alternativ-
kultur als eine Art von Meta-Protest: eine 
 Haltung, die den »Konformismus des Anders-
seins« (Norbert Bolz) der Vorgängergeneration 
negiert und dekonstruiert, aber immer auf sie 
bezogen bleibt: »77 war die Romantik zur Auf-
klärung von 68.« An die Stelle einer sinn-
entleerten, weil nunmehr institutionalisierten 
Rebellion tritt eine zerstörerische Geste (»No 
future!«), die aber, um Verwirrung beim ›feind-
lichen‹ Lager zu erzeugen, auch mal im Gewand 
der Affirmation (»wir wollen autoritär erzogen 
werden«) daherkommt.    

Rabiate Ablehnung und offensive Affirmation
Nicht nur in der Musik, sondern auch in der 
Literatur macht sich diese neue Haltung in 
Deutschland bemerkbar, wenn auch mit etwas 
zeitlichem Abstand. Der Schriftsteller Bodo Mors- 
häuser etwa sieht rückblickend den neue Sound 
aus Großbritannien als geeignetes Medium 
einer offenen Kritik an der Vorgängergeneration: 
»Gegen Langhaarigen-Larmoyanz und Staats-
dienstgeilheit, gegen die permanente Diskussion 
mit ihren Verständnisschlaufen war Punk die 
noch nicht definierte Härte.« So greift Maxim 
Biller in seiner Tempo-Kolumne »100 Zeilen 
Hass« den nihilistischen Geist auf und überzieht 
Zeitgenossen und -phänomene erbarmungslos 
mit Spott und Hass.  In dem 1984 erschienenen 
Band »Rawums« finden sich Texte, die ganz 
symptomatisch für die Aufbruchsstimmung in 
der deutschsprachigen Literatur stehen. Der 
Herausgeber Peter Glaser beschreibt in seinem 
Vorwort die bilderstürmerische Attitüde: »Stra-
tegien zwischen rabiater Ablehnung und offen-

Gegengegenkultur(en)

1 Punk im Museum:  
Katalog der Ausstellung 
»Zurück zum Beton. Die 
Anfänge von Punk und New 
Wave in Deutschland 
1977–‘82« in der Kunsthalle 
Düsseldorf.
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siver Affirmation werden erprobt. Damit kann 
man den Textkonsumenten wirksamer hochge-
hen lassen als bisher.« In »Rawums« enthalten 
ist auch Rainald Goetz‘ Text »Subito«, der im 
Titel den Namen einer berüchtigten Hamburger 
New-Wave-Kneipe aufgreift. In dieser Welt von 
namhaften Künstlern, Musikern und Journalis-
ten, die allesamt dem herrschenden Kultur- und 
Literaturbetrieb feindlich gesinnt sind, entfaltet 
der Nervenarzt Raspe Verbalattacken und 
Gewaltphantasien. Der Text antizipiert in Form 
einer selbsterfüllenden Prophezeiung seine 
Lesung beim Ingeborg-Bachmann-Preis, die 
Raspe respektive den Schriftsteller Goetz end-
gültig bekannt machen soll. »Mann, nichts wie 
hin nach Klagenfurt«, sagt Raspes Freund 
»Neger Negersen« (ein Wortspiel mit dem Namen 
des Popkritikers Diedrich Diederichsen), zum 
»NullenAnschauen und -Verhöhnen, auf nach 
Klagenfurt, vielleicht kann man beiläufig 
irgendeine Minderheit verunglimpfen oder ein 
paar Deppen sauber quälen«. Der Verfasser von 
»Subito« reist dann wirklich nach Österreich, 
am Ende seines Vortrages ritzt sich der promo-
vierte Mediziner Goetz fachmännisch die Stirn, 
Blut läuft über sein Gesicht und wird auch in 
seine blond gefärbte Punker-Mähne verteilt, 
zum Entsetzen der Zuschauer. Nun ist die 68er-
feindliche Attitüde, wenn auch mit etwas Ver-
spätung, endgültig im Literatur- und Kulturbe-
trieb angekommen.    

Von der 78er-Generation zur Generation Golf
Gegen die als dominant empfundene Alter-
nativkultur und ihre Ästhetik zu wettern, wie es 
Goetz in seiner Klagenfurter Literatur-Perfor-
mance sehr anschaulich zeigt, wird irgendwann 
zum Kennzeichen eines weit verbreiteten 
»Jungmännerzynismus« – so gewohnt hellsich-
tig der Satiriker Max Goldt:

»Ihrer Abneigung gegen bestimmte äußer-
liche Überbleibsel des vorangegangenen Jahr-

zehnts, Bärte, ›Jutekutten‹, lange Haare bei 
Männern und vor allem gegen das Phänomen 
›Betroffenheit‹, verliehen sie Ausdruck mit anti-
podischer Verbissenheit: Kurze Haare, Plastik-
kleidung, und vor allen Dingen musste möglich 
kalt und scharf geredet werden gegen alles, was 
nach Fürsorge und Nachsicht, nach ›Toleranz‹ 
zu rufen schien.« 

Rainald Goetz verzichtet in den späten 80ern 
auf seine Weltverachtung und schwenkt um auf 
eine emphatische Bejahung von Techno und 
House. Trotz dieser neuen Einflüsse in Musik 
und Mode vermag nun kein Stil mehr eine 
Zäsur zu initiieren, wie es Punk noch vermocht 
hatte. Aufkommende Retrophänomene in den 
90ern deuten sogar an, dass man geschicht-
lichen Originalen wohl nichts mehr entgegen-
zusetzen hat, das Ende der großen popkulturel-
len Auseinandersetzungen wird nun eingeläutet. 
An dieser Stelle tritt nun ein Zeitgeist auf den 
Plan, der dem Ende der Generationskonflikte 
sogar etwas abgewinnen kann. Die zwischen 
1965 und 1975 Geborenen müssen nun gar 
nicht mehr ‚anders‘ sein, sondern dürfen sich 
gerne im Bestehenden einrichten – so lautet die 
These von Florian Illies in seinem Buch »Gene-
ration Golf«. Anders sein wollte demnach ja 
immer nur die Vorgängergeneration, die spöt-
tisch als Alterskohorte von »Gemeinschaftskun-
delehrern«, »Liegeradfahrern« und »Zigaretten-
selbstdrehern« bezeichnet wird. »Es wirkte 
befreiend, daß man endlich den gesamten 
Bestand an Werten und Worten der 68er-Gene-
ration, den man immer als albern empfand, 
auch öffentlich albern nennen konnte.« Florian 
Illies spricht hier den Roman »Faserland« des 
Tempo-Journalisten Christian Kracht an, der 
1995 erscheint, eine große Leserschaft findet 
und die neuere deutsche Popliteratur begrün-
det, ebenso aber die Literaturkritik aufs Uner-
messliche reizt. 

Verschwinden oder Verreißen? 
Und auf den ersten Blick mag Illies Recht haben: 
Der großbürgerliche Romanheld, der aus Sicht 
vieler Rezensenten als ein Wiedergänger  seines 
Autors fungiert, schickt sich an, auf seiner 
Deutschland-Reise die Gesellschaft mit einer nie 
gekannten Arroganz und Häme in Augenschein 
zu nehmen. Steht hier ein Roman für eine 
»konservative Revolution«, ist Kracht wirklich 
der große 68er-Basher? Der Held, der unter 
anderem das Edelinternat in Salem besucht hat, 
reist durch sein »Faserland« (eine lautmaleri-
sche Verballhornung von »Fatherland“). Nicht, 
dass der Held seiner eigenen Schicht unbedingt 
mit einer größeren Sympathie begegnen würde. 
Aber es sind vor allem Vertreter einer linksalter-
nativen Protest- und Gegenkultur, die er ins 
Visier nimmt: Demonstranten, Szene- und Sub-

2 »Was ist geblieben von  
der Revolte? Nun, eine  

ganze Menge Geld.«  
(Benjamin v. Stuckrad-Barre). 

Bühne der »Bigger Bang-Tour«  
der Rolling Stones (2006).  
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kulturinsider, Pädagogen, Medienschaffende, 
aber auch Betriebsräte. Der beliebte Shabby-
Look studentisch-künstlerischer Bohemiens er- 
scheint ihm zur Konvention erstarrt, allerdings 
vermag er dem nicht wirklich eigene stilistische 
Präferenzen entgegenzusetzen; die berüchtigte 
Barbour-Jacke, Ausdruck eines eher bürgerlich-
wertkonservativen Stils, scheint dafür sicher-
lich ungeeignet. Anti-bürgerliche 
Eskapaden, wie sein Münchener 
Freund Rollo praktiziert, stören 
ihn, weil man damit nur in die 
Fußstapfen der 68er-Eltern trete, 
denn diese suchten mit ihrem 
»Hippietum« die Flucht aus der 
»furchterregenden Leere« ihres 
Lebens. Eine »Kampfhaltung« 
diagnostiziert er ferner seiner 
Umwelt dem »grauenhaften Nazi- 
Leben« gegenüber; es ist eine 
erstarrte Distinktion, die der 
Held bei anderen kritisiert und 
bei sich selbst auch feststellt, wenn 
auch nicht wirklich reflektiert, die 
ihn immer mehr ermüdet und in 
eine Art von Leere treibt. Keine 
Befreiung von den »albernen« 
Werten der 68er also, wie von Florian Illies 
unterstellt, sondern eine Identitätskrise, die post- 
moderne Züge trägt. Die in früheren  Dekaden 
der Popkultur noch vorhandene Alternative von 
Rebellion und Anpassung ist im Deutschland 
der 90er Jahre einem auf Dauer gestellten und 
doch inhaltsleeren Abgrenzungsspiel gewichen, 
dem sich Krachts Held ver weigern möchte. Dies 
ist gewissermaßen das Be wegungsgesetz der 
Geschichte, die schließlich mitten auf dem 
Zürichsee in der Schweiz endet.

 Krachts popliterarischer Verbündeter in den 
90ern ist Benjamin von Stuckrad-Barre, dessen 
Roman »Soloalbum«, aber vor allem seine 
Kurztexte und Rezensionen, im Unterschied 
zum Kracht’schen Oeuvre weit weniger im 
Modus literarischer Mehrdeutigkeit und Vorbe-
haltlichkeit verfasst sind. Stattdessen nutzt 
Stuckrad-Barre die rhetorische Überwältigungs-
kraft eines Comedians (er hat für Harald Schmidt 
Texte geschrieben und gestaltet seine Lesungen 
als Shows), um die Inszenierungsformen gestan-
dener Show- und Kulturgrößen zu verreißen. 
In der 1999 im SPIEGEL erschienenen Rezen-
sion von Salman Rushdies Roman »Der Boden 
unter den Füßen« kümmert sich der Jungkriti-
ker (Jg. 1975) herzlich wenig um postmoderne 
Erzähl- und Verweistechniken, stattdessen ins-
piziert er Rushdies (Jg. 1947) generationsspezi-
fische Beschreibung popkultureller Phänomene. 
»Rushdies rockistisches Vokabular gereichte 
einem Bon Jovi zur Ehre, und so lesen wir von 
›Monster-Riffs‹, ›wahnsinnigen Schlagzeugern‹, 

›konkurrierenden Gitarren‹, Stimmen sind 
›Tequila-geölt‹, die Sängerin trägt ›Lederhose 
und goldbesticktes Oberteil‹, sie ist – man ahnt 
es – eine ›Sexmaschine‹.« In seinen Kritiken 
etablierter Deutschrockheroen wie Udo Linden-
berg, Herbert Grönemeyer oder Marius Müller-
Westernhagen beschäftigt sich Stuckrad-Barre 
fast überhaupt nicht mehr mit deren Musik, 

denn in seiner Beschreibung ist 
der in die Jahre gekommene 
»Sound der Revolte« bereits 
komplett hinter der Vermarktung 
verschwunden. Wenn er Kon-
zertfilme, Tonträger oder Zeich-
nungen rezensiert, zeigt er wenig 
Interesse an der künstlerischen 
Qualität, sondern inspiziert viel-
mehr den begleitenden PR-
Sprech, den die unkritischen 
»Rockisten«-Medien aus seiner 
Sicht scheinbar distanzlos über-
nehmen. Einen Bericht über ein 
Konzert der Rolling Stones leitet 
Stuckrad-Barre mit dem verblüf-
fenden Bekenntnis ein, dort gar 
nicht gewesen zu sein. Mithilfe 
einer Zusammenstellung von 

musikjournalistischen Phrasen und Klischees 
(»die vier Rocker im Rentneralter räumten gna-
denlos ab«) liefert er dann einen Text, dessen 
sprachliche Klischees mit den musikalisch-
ästhetischen auf der Bühne gewissermaßen kor-
respondieren. Die Rockkultur befindet sich, so 
der junge Popkritiker, im Zeitalter ihrer dauer-
haften Simulation und wird letztlich nur noch 
aus ökono mischen Gründen aufrechterhalten: 
»Was ist geblieben von der Revolte? Nun, eine 
ganze Menge Geld.« 
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...DAS NÄCHSTE MAL

UMGANG MIT UNGEWISSHEIT
In modernen Gesellschaften wird das Leben 
immer komplexer. Hatte man bis ins 20. Jahr-
hundert hinein geglaubt, Ungewissheiten durch 
mehr Forschung beseitigen zu können wie die 
weißen Flecken auf einer Landkarte, scheint  
es nun immer mehr, als wäre die Zunahme des 
Wissens untrennbar mit dem Entstehen von 
Nicht-Wissen verbunden. Das erläutern die 
Soziologin Claudia Peter und der Neonatologe 
Rolf Schlößer in der kommenden Ausgabe von 
Forschung Frankfurt am Beispiel der pränatalen 
Diagnostik: Wie sollen Eltern damit umgehen, 
wenn während der Schwangerschaft oder  
kurz nach der Geburt Fehlbildungen diagnostiziert 
werden, mit denen Säuglinge vor wenigen 
Jahren noch nicht überlebt hätten? 

Erscheinungstermin: Dezember 2018
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Kongressgalagipfel
messeturnierkickoff
conventionshowfeier
hauptversammlungball
ausstellungkonzert
bankettkonferenz?

Veranstaltungen in all ihren Facetten 
sind unser Tagesgeschäft, aber 
bestimmt kein Alltag. Seit 777 Jahren 
stecken wir unsere Erfahrung und 
Leidenschaft nicht nur in eine  
der erprobtesten Eventlocations  
der Welt, sondern in jedes Veranstal- 
tungsdetail. Denn Ihre Begegnungen 
sind uns eine Herzensangelegenheit.




